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1 Abstract

Zur Umsetzung des Konzepts lebenslangen Lernens, von dem Weiter-
bildung ein wichtiger Baustein ist, muss ihre Finanzierung sowohl hin-
sichtlich der Beschaffung zusatzlicher Ressourcen durch neue Finanzie-
rungsmodelle als auch eine Bestandsaufnahme bestehender Finanzie-
rungsinstrumente hinsichtlich ihrer Effizienz hinterfragt werden.

In diesem Bericht werden Finanzierungsinstrumente in Deutschland
und in Europa fur die allgemeine und berufliche Weiterbildung mit Vor-
und Nachteilen sowie Rahmenbedingungen und Intentionen dargestellt.
Neben der institutionellen und Projektférderung werden Anreizsysteme
in der beruflichen Weiterbildung sowie die Bemihungen um die Um-
setzung von Bildungskonten und Bildungsgutscheinen vorgestellt.

Auf die Darstellung der nachfrageorientierten Finanzierungsmodelle
wird aufgrund der Aktualitat in der politischen Debatte ein besonderer
Schwerpunkt gelegt.

Die Gegenuberstellung der Vor- und Nachteile der einzelnen Finanzie-
rungsmodelle legt nahe, dass es bei der Suche nach einem optimalen
Finanzierungsmodell um eine Kombination unterschiedlicher Finanzie-
rungsinstrumente gehen muss, wenn es um die sowohl in internationa-
len Organisationen als auch in nationalen Gremien geaul3erten Ziele
lebenslangen Lernens (Chancengleichheit, Social Cohesion, Starkung
der Nachfrageorientierung, Wahrnehmung auch von allgemeinen Lern-
inhalten etc.) ernst ist, und es nicht nur vordergriindig um eine Verla-
gerung der Finanzierung von Weiterbildung auf das Individuum gehen
soll.

Aufgrund eines offensichtlichen Trade-offs zwischen dem Wunsch
nach Chancengleichheit und dem nach geringem administrativen Auf-
wand bei nachfrageorientierten Finanzierungsmodellen, kann die Ent-
scheidung Uber die Gestaltung der Weiterbildungsfinanzierung sich
nicht auf 6konomische Uberlegungen allein stiitzen — die Hohe der 61-
fentlichen Finanzierung der Weiterbildung ist bei nachfrageorientierten
Finanzierungsmodellen mehr denn je eine politische Entscheidung. Die
Kopplung einer EinfiUhrung der nachfrageorientierten Finanzierung mit
einem Rickzug der éffentlichen Verantwortung wirde noch starker als
die angebotsorientierte Finanzierung eine mogliche Verscharfung der
Ungleichheiten im Bildungssystem bedeuten.



2 Einfuhrung

2.1 Hintergrund

Die Notwendigkeit lebenslangen Lernens wird keinerorts mehr bestrit-
ten. Die kontinuierliche Aktualisierung des Wissens, die standige An-
eignung neuer Kompetenzen und die regelmalRige Anpassung an sich
wandelnde gesellschaftliche Bedingungen seien hier als Beispiele fur
die Anforderungen an die Mitglieder der globalen Gesellschaft genannt.

Um lebenslanges Lernen umzusetzen, d.h. die Wichtigkeit des Lernens
im Bewusstsein der Menschen zu verankern, bedarf es vor allem einer
ausgepragten Lernkultur in unserer Gesellschaft. Erst damit lasst sich,
wie jingst von den OECD-Bildungsministern gefordert1, eine allgemei-
ne Anhebung des Kompetenzniveaus erreichen und die Bildungsbeteili-
gung als Voraussetzung starken. Mehr und mehr entwickelt sich ein
europaischer Mainstream, der von der Uberzeugung getragen ist, dass
eine Kultur lebenslangen Lernens nur durch eine Zunahme der Eigen-
verantwortung zu erreichen ist. Auch in der deutschen bildungspoliti-
schen Debatte lasst sich diese Denkrichtung verstarkt finden (z.B. in
der Empfehlung der Bildungskommission der Heinrich-B6ll-Stiftung
»Bildungsfinanzierung in der Wissensgesellschaft” 2001 oder den
Empfehlungen des Sachverstandigenrates der Hans-Bockler-Stiftung,
Hovestadt 1998). Nur wenn das Individuum selbstbestimmt und in
Einklang mit seinen privaten Lebenszusammenhangen uber Bildung
entscheidet, kann dies zu einer breiten Lernkultur in der Gesellschaft
fGhren. ,Die Forderung nach Anpassung wird von der nach Selbstan-
digkeit abgel6st. (...) Starkere Autonomie verlangt gesteigertes Lernen
und Selbstorganisation” (S. 2).2

Damit steht auch die Finanzierung der Bildung wieder zur Disposition.
Zum einen muss Uberlegt werden, wie fir den steigenden Bedarf an
Bildungsbeteiligung zuséatzliche Ressourcen® beschaffen werden kén-
nen. Zum anderen geht es um eine Umlenkung von Finanzierungs-
strémen und die Uberlegung, mit welchen (alternativen) Finanzie-
rungsmodellen die Ziele des lebenslangen Lernens effektiver und effi-
zienter erreicht werden kénnen.

' Bei der Tagung der OECD-Bildungsminister am 3./4. April 2001 wurden die Fortschritte seit
1996 (,Lifelong Learning for All") begutachtet und neue Prioritdten fir die zukiinftige Arbeit
festgelegt.

2 Lebenslanges Lernen als Notwendigkeit birgt in sich - noch starker als im bisherigen Bildungssys-
tem - die Gefahr der social exclusion. Wer bisher als bildungsfern galt und bereits aufgrund einer
kurzen negativen Bildungskarriere geringere Chancen hat als andere, wird ohne massive Anstren-
gungen durch das lebenslange Lernen oder seiner Nicht-Teilnahme daran, noch starker als bisher
durch fehlende Bildung ins Hintertreffen geraten. Deshalb ist das Lebenslange Lernen fiir alle und
die Erreichung von Chancengerechtigkeit ein bedeutender Faktor bei Uberlegungen zu deren Um-
setzung. Eine weitere Frage muss deshalb immer jene sein, mit welchen Finanzierungsinstrumen-
ten man das Streben nach Chancengleichheit bestméglich unterstiitzen kann.

3 siehe hierzu vor allem OECD (2000), S. 27ff.



Die eingangs dargelegten Bedingungen zur Erreichung lebenslangen
Lernens und hier insbesondere die Eigenverantwortung in der Bildung,
fuhren in vielen europaischen Landern zu einer verstarkten Konzentra-
tion auf nachfrageorientierte Finanzierungsmodelle.

Da Uber die Wirksamkeit und Wirkungen unterschiedlicher Finanzie-
rungsmodelle bisher kaum Kenntnisse vorliegen, bedarf es hier weite-
rer Forschungsarbeit. Dieses Projekt bietet hierfiir als Basis eine Zu-
sammenstellung bestehender und alternativer Finanzierungsmodelle
sowohl in Deutschland als auch dem europaischen Ausland. Durch die
Darstellung der Vor- und Nachteile sowie vermuteter Wirkungen und
notwendiger Rahmenbedingungen ergeben sich sowohl Fragestellun-
gen fir weitere Forschungsarbeiten sowie Grundlagen flr
bildungspolitische Diskussionen.

2.2 Aufbau dieses Berichts

Das Projekt zu diesem Bericht kann als Forschungsbaustein verstanden
werden, um der Frage nach der Effizienz unterschiedlicher Finanzie-
rungsinstrumente der Weiterbildung naher zu kommen.

Die finf Hauptkapitel dieses Berichtes im Anschluss an ein Abstract
(Kapitel 1) bedienen diesen Anspruch und beleuchten die Finanzie-
rungsfrage aus unterschiedlichen Perspektiven.

In Kapitel 2 wird neben der Zusammenfassung des Projektaufbaus und
-vorgehensweise auf die Problematik der Wirkungsanalyse von Weiter-
bildungsfinanzierung eingegangen. Diese Problematisierung ist insbe-
sondere zu bedenken bei dem Aufbau mdéglicher Modellvorhaben.

In Kapitel 3 wird neben den Grundsatzen staatlicher Forderung auf die
H6he der Weiterbildungsfinanzierung in Deutschland eingegangen, die
beteiligten Akteure und den Umfang der Finanzierungsbeteiligung. Be-
stehende Daten- und Informationslicken werden aufgezeigt. Auler-
dem werden die grundlegenden Typen von Finanzierungsinstrumenten
vorgestellt.

In Kapitel 4 werden dann die staatlichen Forderinstrumente vorgestellt,
die in Deutschland fir die allgemeine, politische und berufliche Weiter-
bildung zur Verfigung stehen. Neben der Darstellung von Hohe der
Finanzierung, der Finanzierungsform und der Intention der Finanzie-
rung, werden jeweils die Vor- und Nachteile benannt und offene Fra-
gen formuliert.

Die alternativen Finanzierungsinstrumente und Modelle im europai-
schen Ausland werden in Kapitel 5 dargestellt. Neben verschiedenen
Mo glichkeiten von Anreizsystemen werden Form und Erfahrungen mit
Bildungsgutscheinen und Bildungssparen vorgestellt und jeweils die
Vor- und Nachteile benannt.

Das abschlieBende Kapitel 6 dient einer Synthese der beschriebenen
Finanzierungsinstrumente. Der Anhang enthalt neben der nach Auto-
ren/Herausgebern geordneten flr diesen Bericht vollstandigen Literaturlis-



te (7.1) eine nach Themen geordnete Auswabhlliste (7.2), eine Ubersicht
Uber Instrumente o6ffentlicher Weiterbildungsfinanzierung (7.3), einen Be-
richt zu dem im Rahmen des Projekts durchgefuhrten Expertenworkshops
(7.4), eine Ubersicht (ber Finanzierung auf EU-Ebene (1.1), ein Faksimile
Abdruck einer Anzeige zum ,Individual Learning Account® in Grof3britan-
nien (1.1) sowie ein Tabellen- und Abbildungsverzeichnis (7.7).

2.3 Bedingungen und Probleme der Wirkungsanalyse

2.3.1 Probleme der Zielbestimmung und Operationalisierung

Ziele der Weiterbildung/des lebenslangen Lernens* kénnen zunachst
auf drei Ebenen beschrieben werden. Ganz konkret und auf unterster
Ebene lassen sich Ziele einer konkreten WeiterbildungsmalRnahme nen-
nen, so etwa der individuelle Abschluss einer MalBnahme beruflicher
Bildung, die Teilnahme bestimmter Zielgruppen oder einfach Lernzu-
wachs. Auf der zweiten Ebene stehen Ziele, die konkreter bildungspoli-
tischer Natur sind. Hier kann die Verhinderung von Arbeitslosigkeit, die
Integration von Personen mit Benachteiligungen, die Erreichung politi-
scher Informiertheit oder berufliche Qualifizierung genannt werden.
Auf oberster Ebene stehen die Ubergeordneten Ziele, wie sie zum Bei-
spiel von internationalen Organisationen formuliert werden: Anpassung
an gesellschaftliche Veranderungen, Emanzipation, persénliche Entfal-
tung, Férderung von Innovationen. Quer zu den genannten drei Ziel-
ebenen liegen immer die beiden Ziele Effizienz und Chancengleichheit.

Ziele 1. Ebene
o  Emanzipation/persd nliche Entfaltung
o  Fdrderung von Innovationsfa higkeit
Ziele e Anpassung an gesellschaftliche Vera nderungen etc.

Effizienz, Ziele 2. Ehene. L Zunehmender
Chancen- . Verhlndgrung von ArbEItS|OS.ngBIt - Grad an
gleichheit Zie|e.3_ Ehlr;:le:]ratmn von Personen mit Benachteiligungen etc. Konkretisierung

o Abschluss einer MaR nahme

o  Bildungsbeteiligung bestimmter Zielgruppen etc. l

e lernzuwachs

Abbildung 1 Zieldimensionen lebenslangen Lernens

Wenn man nun die Finanzierung der Weiterbildung hinsichtlich seiner
Wirkungen betrachten will, muss man die Zieldimensionen des lebens-
langen Lernens operationalisieren und dahingehend prifen, inwieweit
die Finanzierungsregelungen zur Zielerreichung beitragen oder diese
hemmen. ,Die Zielbestimmung bzw. -fixierung stellt allerdings bereits
ein erstes grofRes Problem fir die Wirksamkeits- oder Nutzendiskussion
der Weiterbildung dar” (Blaschke, 1995, S. 29).

4 Weiterbildung und lebenslanges Lernen werden hier synonym verwendet, da Wei-
terbildung zunehmend nur noch in Zusammenhang mit Lebenslangen Lernen betrach-
tet werden kann. Gleichwohl geht es bei dieser Arbeit um den herké mmlichen Be-
reich der Weiterbildung, wie 1970 vom deutschen Bildungsrat beschrieben.
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Erstens: Grundsatzlich fallt diese Operationalisierung leichter, je kon-
kreter die Ziele der Weiterbildung werden. Auf der Ebene der Weiter-
bildungseinrichtung lassen sich am ehesten Ziele in untersuchbare
Faktoren umwandeln. Wie viele Personen schlielen eine MalRnahme
ab, wie viele Personen kommen aus der Gruppe, die mit der
MaRnahme angesprochen werden sollte, etc?

Zweitens lasst sich sagen, dass eine Operationalisierung leichter fallt,
wenn es sich um die berufliche Weiterbildung handelt. So kann hier
Lernerfolg zum Beispiel durch Integration in den Arbeitsmarkt unter-
sucht werden.® Doch auch im Bereich der beruflichen Weiterbildung
gibt es keine Analyse von Wirkungen, die sich auf einzelne Programm-
variablen beziehen. ,Besonders schwierig erscheint die Evaluation von
einzelnen Programmvariablen so z.B. die Bestimmung des optimalen
MaRnahmeumfangs, der optimalen Ausgestaltung der MalRnahmen fir
unterschiedliche Zielgruppen und der relativen Effizienz im Vergleich zu
anderen arbeitsmarktpolitischen MalRnahmen” (Pirzer, 2000, S. 171).
Ziele wie die persdnliche Entfaltung oder Emanzipation entziehen sich
hingegen fast ganzlich einer Operationalisierung.

Aber selbst wenn eine Operationalisierung von Weiterbildungszielen
moglich ist, gestaltet sich die Wirkungsanalyse noch aus zwei weite-
ren Grinden schwierig. Einmal gibt es erhebliche Probleme bei der
Wirkungsmessung selbst und zweitens bei der Ermittlung des Nettoef-
fektes von WeiterbildungsmalRnahmen. Auf diese beiden Punkte wird
im Weiteren eingegangen.

2.3.2 Probleme bei der Ermittlung des Nettoeffektes

Finanzierungs- und Forderinstrumente intendieren bestimmte positive
Wirkungen. Allerdings kdnnen auch unintendierte Nebenwirkungen
eintreten, die von den positiven Wirkungen (Bruttoeffekte) abgezogen
werden missen. So kann es zu Scheineffekten kommen, d.h., dass
Effekte eintreten, die auch ohne eine bestimmte Forderung oder Mal3-
nahme eingetreten waren. Man muss auch Mitnahmeeffekte subtrahie-
ren. Hierunter fallt zum Beispiel die Teilnahme an einer MalRnahme der
Bundesanstalt fir Arbeit ohne aber hinterher in den Arbeitsmarkt ein-
treten zu wollen, oder die Inanspruchnahme des Zuschusses der Auf-
stiegsfortbildungsférderung ohne Bedlrftigkeit (siehe Bedurftigkeits-
prinzip (siehe Abschnitt 4.2.1.4). Es kann aul3erdem zu Substitutions-
effekten bezlglich der MalBnahme kommen. Damit ist gemeint, dass
der Staat zahlt, obwohl das Individuum die MalRhahme auch ohne die-
sen Zuschuss besucht hatte, oder das die Bundesanstalt fir Arbeit fi-
nanziert, obwohl auch das Unternehmen finanziert hatte. Schlief3lich

® Dies ist deshalb kritisch, weil sich die Bemiihungen zur Wirkungsanalyse aus prak-
tischen Griinden meist auf die berufliche Weiterbildung stiitzen, wahrend der allge-
meinen Weiterbildung die Argumente fehlen, wenn es um die Verteilung staatlicher
Ressourcen in die Weiterbildung geht.
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kann es zu Verdrdngungseffekten sowohl zwischen Arbeitnehmern als
auch zwischen Unternehmen kommen.

Ubersicht: Zu beobachtende unintendierte Nebenwirkungen
1) Scheineffekte

2) Mitnahmeeffekte

3) Substitutionseffekte

4) Verdrangungseffekte

Des weiteren kann man zwar davon ausgehen, dass Finanzierungsre-
gelungen auf die institutionelle Struktur, sowie auf die Teilnahme- und
Angebotsstruktur Einfluss austiben. Allerdings ist es aufgrund der Viel-
zahl von weiteren externen und internen Einflussfaktoren, die die Wei-
terbildungslandschaft und das Weiterbildungsverhalten préagen nicht
maoglich, einfache Kausalitatsbeziehungen mit den Finanzierungsrege-
lungen herzustellen und Wirkungen in der Weiterbildung auf diese zu-
rickzufihren.

Finanzierungsmodelle Institutionelle Struktur
A 4
4 A 4
Angebotsstruktur 4—p Teilnahmestruktur

Externe Faktoren

Abbildung 2 Wirkungsgeflecht in der Weiterbildung

2.3.3 Probleme der Wirkungsmessung

Aus dem oben Genannten ergibt sich bereits, dass sich einfache Vor-
her-Nachher-Messungen nicht durchfiihren lassen, da die dann gemes-
senen Veranderungen zu komplexe Ursachen haben kénnen. Aul3er-
dem kann bei einer Person nicht gleichzeitig Teilnahme und Nicht-
Teilnahme beobachtet werden. Um dem zu entgehen, kénnten experi-
mentelle Analysen durchgefiihrt werden, wobei zwei zufallig gewahlte
Gruppen (Versuchs- und Kontrollgruppe) genommen und die durch-
schnittlichen Effekte ermittelt werden. Pirzer (2000) wirft hierzu ein,
dass erstens nach einer bestimmten Laufzeit die Zufallsauswahl nicht
mehr gegeben ist, zweitens grof3e individuelle Differenzen verdeckt
werden, und drittens die Teilnahmewahrscheinlichkeit nicht ermittelt
werden kann. Bei nicht-experimentellen Analysen, bei denen man sich
0konometrischer Modelle bedient, um eine der Versuchsgruppe ahnli-
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che Kontrollgruppe zusammen zu stellen, werden die ,weichen Daten”
ebenso wenig ermittelt (z.B. Motivation)®.

Zu den Problemen des Nettoeffektes und der Zielbestimmung kommt
die Problematik der Ermittlung interner Effekte, d.h. Wirkungen, die
sich innerhalb des Weiterbildungssystems bemerkbar machen. So waére
es zum Beispiel von Interesse zu untersuchen, welche Wirkungen eine
Verschiebung von der Institutionenférderung auf die Projektférderung
hat oder von der Angebots- zur Nachfragefdrderung. Auch hier ist die
Komplexitat der Wirkungszusammenhange schwierig zu durchbrechen.

Bei der Beurteilung von Finanzierungsmodellen kann es aul3erdem auch
immer nur um eine vergleichende mit anderen Modellen gehen, so Wol-
ter (2001). Er fdhrt Probleme auf drei Ebenen an. Erstens ist der
Zielerreichungsgrad aufgrund empirischer Untersuchungen nur schwer
messbar, zweitens sind Zielerreichungsgrade verschiedener Bildungs-
ziele nicht in quantitativen GroRen beschreibbar und drittens unterliegt
die Bedeutung der einzelnen Bildungsziele einer subjektiven, politischen
oder ideologischen Einschatzung (Wolter 2001, S.77).

Levin (2001) hat einen Ansatz gemacht’, Bildungsgutscheinmodelle in
dem US-Schulsystem durch elaborierte Advantage-Maps zu verglei-
chen und zu evaluieren. Dies ermdglicht das Aufzeigen von Trade-offs
zwischen vier Zielen und einen Vergleich sowohl mit dem traditionellen
Schulsystem als auch mit den anderen Gutscheinmodellen. Er baut die
Advantage-Maps mit den vier Zielen ,Effizienz”, ,,Chancengleichheit”,
~S0cial Cohesion” und ,Wabhlfreiheit” auf. Um diese abstrakten Kate-
gorien mit konkreten Dimensionen zu flillen und dann jeweils Skalen
entwickeln zu kénnen, missen noch Komponenten definiert und ope-
rationalisiert werden. Es scheint, dass gerade der relative Vergleich
zwischen Finanzierungsmodellen zum Beispiel unter dem Aspekt von
sozialer Kohasion sehr schwierig vorzunehmen ist. Zu moéglichen Kom-
ponenten gibt Levin nur Beispiele®. Die Liste derer Komponenten, die
zur sozialen Kohasion beitragen kénnen, ist lang und unter Umstanden
regional oder institutionell bedingt sehr unterschiedlich. Eine ausrei-
chende Liste von Komponenten erstellen zu kénnen, die eine Aussage
in Form von ,A fordert soziale Kohasion starker als B”, ist eine kom-
plexe Aufgabe und mit einem enormen Aufwand verbunden.

® Bei der Konstruktion eines Modellversuchsprojektes muss daher der ,Versuchs” -
Aufbau und Wirkungsanalyse - Methoden besondere Aufmerksamkeit gewidmet
werden

7 Uberarbeitete Form eines Papers von William Heard Kilpatrick (2000).

8 So nennt er zum Beispiel neben ,gemeinsamer Sprache” und dem Zusammentref-
fen und produktiven Interaktion zwischen verschiedenen Kulturen auch die Form von
geleiteten Streitgesprachen etc.
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2.4 Zusammenfassung des Projektaufbaus

2.4.1 Fragestellung

Der Staat Ubernimmt fir die Weiterbildung, als erklarter Teil der 6f-
fentlichen Bildung, Verantwortung, indem er durch ordnungs- und fi-
nanzierungspolitische Regelungen steuernd in das Weiterbildungssys-
tem eingreift. Auf diese Weise will der Staat bestimmte bildungs- und
gesellschaftspolitische Ziele erreichen, die auf die soziale, 6 konomi-
sche und individuelle Dimension der Weiterbildung Einfluss nehmen.

In Deutschland ist die Finanzierung der beruflichen und allgemeinen
Weiterbildung in einer Vielzahl von Gesetzen und Verordnungen gere-
gelt (siehe Abschnitt 3.6), im europaischen Ausland lassen sich weite-
re Finanzierungsinstrumente erkennen. Hinzu kommen nun Vorschlage
zu alternativen Moglichkeiten der Steuerung, die insbesondere als
nachfrageorientierte Finanzierungsmodelle zu beschreiben sind. Bei
dieser Vielfalt an unterschiedlichen Modellen und Instrumenten stellt
sich die Frage, mit welchen Finanzierungsansatzen bildungspolitische
Ziele am effizientesten, d.h. auch mit gréRtmdglicher Ressourcenspar-
samkeit erreicht werden.

Fragt man nach dem effizientesten Finanzierungssystem, muss man
zum einen untersuchen, ob artikulierte Ziele mit den einzelnen Finan-
zierungsmodellen erreicht werden, und zum anderen, mit welchen Mo-
dellen die Ziele mit dem geringsten Ressourcenverbrauch umgesetzt
werden. Diese Fragen sind mit einer Vielzahl methodischer Probleme
verbunden (siehe hierzu 1.3 Bedingungen und Probleme der Wirkungs-
analyse). Ein erster Schritt in diese Richtung ist die Frage, welche
Finanzierungsinstrumente mit welcher Intention existieren, welche Vor-
und Nachteile damit verbunden sind und welche Wirkungen angenom-
men werden.

Forschungsfrage dieses Projektes:

Mit welchen Finanzierungsinstrumenten wird Weiterbildung in
Deutschland und Europa® mit welcher Intention geférdert und finan-
ziert, welche Vor- und Nachteile und welche Wirkungen kénnten damit
jeweils verbunden sein?

2.4.2 Vorgehensweise und Untersuchungsrahmen

Da es sich bei diesem Projekt um eine Grundlage und Informationsba-
sis fUr bildungspolitische Meinungsbildung geht, konzentriert sich diese
Arbeit auf die mit der Weiterbildungsfinanzierung verbundenen Mog-
lichkeiten der éffentlichen Hand der Weiterbildungsférderung. Hierbei
geht es nicht nur um die direkte Finanzierung von Weiterbildung sei-

® Hinzugezogen werden exemplarisch Finanzierungsinstrumente aus dem européi-
schen Ausland, sofern sie Alternativen zu den deutschen Modellen darstellen.
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tens des Staates, sondern auch um die Einflussnahme des Staates, die
eine Finanzierung uber andere Akteure (Unternehmen, Individuum)
herbeifihrt (zum Beispiel Anreizsysteme). Der Gesamtlberblick Uber
die Hohe der Finanzierung der Weiterbildung in Deutschland wird zu-
sammenfassend in (siehe Abschnitt 3.6) gegeben, um die staatliche
Forderung in Umfang und Reichweite in das Gesamtfinanzierungs-
geflige der Weiterbildung einzubetten.

Wenn es um die effiziente Verteilung der Ressourcen geht, muss ei-
gentlich das gesamte Bildungssystem betrachtet werden, und nicht
nur die Weiterbildung. Um einige Stichworte zu nennen: Ausgewogen-
heit der Belastungen, gerechte Verteilung der Ressourcen, Beseitigung
von Schieflagen im System'®.

Mit der oben beschriebenen Ausrichtung des Projektes werden daher
gleichzeitig einige wichtige Aspekte der Weiterbildungsfinanzierung
ausgeblendet. So darf eigentlich die Gesamtheit der privaten Dispositi-
onen nicht aulR3er acht gelassen werden, wenn es zum Beispiel um die
Frage der Finanzierungsgerechtigkeit geht.

Die komplexen Wirkungsgeflige, die Probleme bei der Wirkungsanalyse
wie auch die sparlichen Forschungsarbeiten zu dieser Thematik be-
grinden einen explorativen Charakter des Projektes.

Vorgehensweise

Grundlage der vorliegenden Untersuchung sind gesetzliche Verordnun-
gen und Durchfihrungsbestimmungen auf Landes- und Bundesebene
sowie Regelungen, die die 6ffentliche Weiterbildungsfinanzierung der
allgemeinen und beruflichen Weiterbildung in Deutschland ordnen. Hin-
zugenommen werden aulRerdem exemplarisch Finanzierungsinstrumen-
te aus dem Ausland, sofern sie fir einen Vergleich mit deutschen Re-
gelungen fruchtbar erscheinen. Hier zielt der Vergleich primar auf eine
Gegenlberstellung von angebots- und nachfrageorientierten Instru-
menten.

Neben der sekundaranalytischen Sichtung wurden ausgewahlte Finan-
zierungsinstrumente dann genauer betrachtet in Hinblick auf ihre Wir-
kungsintention und gewinschten Einfluss auf Aspekte wie Beteiligung,
Programmangebot und Einrichtungsstruktur. Gegentlbergestellt wurde
hier erstens die Institutionenférderung der Projektférderung und zwei-
tens die Angebotsforderung der Nachfrageférderung. Hierzu wurden
explorative Interviews auf zwei Ebenen gefihrt: Zum einen wurden auf
der Ebene der Gesetzgebung Gesprache gefihrt, um Uber Intentionen,
Grinde und Erwartungen des ausgewahlten Finanzierungsinstrumentes
naheres zu erfahren. Zum anderen wurden auf der Ebene der Einrich-
tungen Interviews gefiihrt, um einen Einblick in die méglichen (Neben-
)Wirkungen, Erfolge und Probleme der spezifischen Finanzierungsin-

0 siehe hierzu die Beitriage auf dem DIE-Forum 1999 (Balzer/Nuissl, 2000).
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strumente zu erhalten. Die Interviews wurden in Deutschland in zwei
Bundeslandern mit unterschiedlichen Finanzierungsinstrumenten (Hes-
sen und Bremen) in je gleichen Einrichtungstypen geflhrt (je eine kirch-
liche Einrichtung, ein gewerkschaftsnahe Einrichtung und eine Volks-
hochschule im stadtischen und landlichen Raum). Hessen ist das Bun-
desland, dass institutionell fordert, Bremen hingegen das Bundesland
mit dem gréBten Anteil von Projektférderung''. Zur nachfrageorientier-
ten Finanzierung wurden Gesprache in England zum ,Individual Lear-
ning Account” gefihrt sowie Berichte von Workshops und Tagungen
benutzt, um Uber mdgliche Vor- und Nachteile Erkenntnisse zu be-
kommen.

" zur Klassifizierung der Landergesetze siehe Abschnitt 4.1.
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3 Finanzierung der Weiterbildung — der Rahmen

Idealtypisch lassen sich zwei Modelle der Weiterbildungsfinanzierung
unterscheiden:

1. Das Marktmodell versteht Weiterbildung als ein privates Wirt-
schaftsgut, dessen Preis durch Angebot und Nachfrage reguliert
wird.

2. Das Staatsfinanzierungsmodell versteht Weiterbildung als ein 6f-
fentliches Gut, da der den Marktmechanismus charakterisieren-
de rivalisierende Konsum- und Ausschlusscharakter nicht ange-
wendet werden soll.

Zu diesen beiden Modellen kann noch das parafiskalische Finanzie-
rungsmodell angefihrt werden, das die Bereitstellung von Weiterbil-
dung Uber eine Organisation regelt, die Zwangsbeitrage, z.B. in Form
von Sozialbeitragen erheben kann (bspw. Bundesanstalt fir Arbeit).

Die zwei idealtypischen Modelle kommen in ihrer Reinform kaum in der
Praxis vor. Vielmehr findet man in der Weiterbildung Mischfinanzie-
rungssysteme vor, bei denen sich die hinter den Modellen stehenden
Finanziers (Bund, Land, Kommunen, private Haushalte, Unternehmen,
Bundesanstalt fir Arbeit) unterschiedlich an der Finanzierung beteili-

gen. '?

3.1 Intention o6ffentlicher Férderung

Der Staat greift in den Markt ein, wenn von einem Marktversagen aus-
gegangen wird. Grinde in der Bildung fir ein Eingreifen des Staates
sind ein nicht rivalisierender Konsum sowie eine Unmadglichkeit des
oder nicht gewollter Ausschluss von Personen. Auf das Bildungssys-
tem wird vor allem das Ausschlussprinzip nicht angewendet, da ja
moglichst viele Personen in den Genuss von Bildung kommen sollen
(insbesondere Schulpflicht). Auf die Weiterbildung bezogen heil3t das,
dass niemand aus finanziellen Grinden von der Teilnahme an Bil-
dungsmalinahmen ausgeschlossen werden soll.

Das Argument eines Versagens der individuellen Entscheidungsrationa-
litat wird generell als ein weiteres Argument neben dem Marktversa-
gen angefihrt, um staatliches Eingreifen in das Bildungssystem zu
rechtfertigen (Timmermann, 1998).

Neben diesem sozialstrukturellen Interesse des Staates in das Bil-
dungssystem fordernd einzugreifen, besteht auBRerdem auch ein Inte-

2 Wie die Akteure an der Finanzierung beteiligt werden, hangt unter anderem davon
ab, welche Finanzierungsprinzipien zugrunde gelegt werden. So geht das Aquiva-
lenzprinzip davon aus, dass derjenige fir Weiterbildung zahlt, der auch den Nutzen
hat. Hingegen beinhaltet das Leistungsfahigkeitsprinzip eine Umverteilung, da davon
ausgegangen wird, dass flr die Weiterbildung je nach wirtschaftlicher Leistungskraft
aufgekommen werden soll. Dies ist auch abhéngig von der Intention staatlicher For-
derung soll. Dies ist auch abhangig von der Intention staatlicher Forderung
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resse des Staates als Nachfrager von Bildung das System zu unter-
stitzen. So wird angenommen, dass Weiterbildung neben dem indivi-
duellen, privaten Nutzen auch einen gesellschaftlichen Nutzen (exter-
ner Effekt) hervorbringt, an dem der Staat Interesse hat. Timmermann
fahrt eine Liste von Uber 20 angenommenen Bildungsertragen an, die
gesellschaftlich relevant sind (unter anderem sozialer Zusammenhalt
der Gesellschaft, Férderung von Kreativitat, Senkung der Kriminalitat,
Beeinflussung der Einstellung zur Gesundheit, Férderung der Autono-
mie des einzelnen etc.). Anhaltspunkte Uber Ausmald oder Umfang der
gesellschaftlichen Ertrage gibt es nicht, so dass die Auffassungen dar-
tiber auch sehr auseinander gehen.'®

Dass sich die (Teil-)Finanzierung der Weiterbildung durch den Staat
anhand von wohlfahrtstheoretischen Uberlegungen plausibler erklaren
lasst, zeigt Timmermann (1998) auf. Nach dem Leistungsfahigkeits-
prinzip (diejenigen tragen die Kosten, die wirtschaftlich dazu in der La-
ge sind) ware der Staat, ohne den externen Nutzen abschatzen zu
kénnen, zumindest zu einem Teil an der Finanzierung beteiligt. In wel-
cher Hohe die Beteiligung ausféllt, kann nicht abgeleitet sondern nur
politisch ausgehandelt werden. ,Uber ein allgemeines oder besonderes
O0ffentliches Interesse an der staatlichen Férderung der Weiterbildung
muss im 6ffentlichen Diskurs immer wieder neu entschieden werden”
(Timmermann, 1998, S. 350).

3.2 Weiterbildungsfinanzierung und Chancengleich-
heit

Im Rahmen lebenslangen Lernens stellt sich die Frage der Chancen-
gleichheit und die Gefahr der social exclusion in besonderem und ver-
scharftem Male, da durch die rasanten gesellschaftlichen Veranderun-
gen und hohen Anpassungsleistungen die Bildungs- und Lerndefizite
noch starker zum Tragen kommen. Wer sich nicht bildet lauft standig
Gefahr, aus dem beruflichen aber auch gesellschaftlichen Netz heraus-
zufallen.

Zwar zeigt Ehmann (2001) auf, dass die Weichenstellungen zur Chan-
cengleichheit bereits in den frihen Bildungskarrieren gestellt werden.
»Der eigentliche Grund fir die selektive Wirkung der Weiterbildung ist,
dass sie unter den gegebenen Rahmenbedingungen die selektive Wir-
kung der vorhergehenden Bildungsabschnitte aufnimmt und weiter-
fahrt” (Ehmann, 2001, S. 101). Allerdings ist es die Weiterbildung, die
gerade auch durch das derzeitige Finanzierungssystem diese Chance-
nungleichheiten verfestigt und tradiert. ,Wer eine qualifizierte Erstaus-
bildung erfahren und eine gehobene berufliche Position erreicht hat,
hat auch gute Chancen, Weiterbildung kostenlos und in hoher Qualitat
zu erreichen” (Ehmann, 2001, S. 134).

'3 Starkster Kritiker der externen Ertrdge und damit der staatlichen Férderung von
Weiterbildung ist Milton Friedman (1974).
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Wenn man unter Chancengleichheit versteht, dass alle Personen die
gleichen Chancen haben sollen, Bildung als lohnende Investition zu
erkennen, Bildung nachzufragen und erfolgreich daran teilhaben zu
kénnen, lassen sich vier Barrieren erkennen, die Personen daran hin-
dern kénnen. Gemeint sind finanzielle Barrieren, berufliche Barrieren,
soziale Barrieren und zeitliche Barrieren. Mit beruflichen Barrieren ist
gemeint, dass Personen in héheren beruflichen Positionen vergleichs-
weise starker an Weiterbildung partizipieren als Personen in niedrigeren
Positionen. Manche Personen sehen eine Hemmschwelle darin, an
Weiterbildung teilzunehmen, weil ihnen das Einkommen in dieser Zeit
entgeht, sie sich also schlicht die Weiterbildung nicht leisten kénnen
(finanzielle Barrieren). Soziale Barrieren entstehen durch Bildungsferne
im sozialen Umfeld, schlechte Erfahrungen mit Weiterbildung etc. Und
schlieBlich kénnen zeitliche Barrieren von der Weiterbildung abhalten,
wenn Personen (ber die Gestaltung ihrer knappen Freizeit verfligen
mussen.

Die staatliche Férderung kann durch die Bildungsfinanzierung versu-
chen, auf der Ebene von allen vier Barrieren, also nicht nur der finan-
ziellen Barriere, einen Beitrag zur Chancengleichheit zu leisten:

— Soziale Barrieren: Soziale Barrieren konnen zum Beispiel durch eine
gezielte Forderung von Personengruppen mit Benachteiligungen ab-
gebaut werden, durch bestimmte Finanzierungsmodelle mehr in die
Wahrnehmung geriickt werden oder durch die verstarkte Forderung
von Beratungs- und Informationsangeboten intensiviert werden.

— Finanzielle Barrieren: Mit der Deckung von Unterhaltskosten oder
einem attraktiven Darlehensangebot kann die Teilnahme an Weiter-
bildungsmalRnahmen geférdert werden.

— Berufliche Barrieren: Durch die Forderung gezielter Mitarbeitergrup-
pen oder Berufsgruppen kann bestehende Chancenungleichheit
durch berufliche Barrieren vermindert werden.

— Zeitliche Barrieren: Opportunitdtskosten (z.B. Freizeitverlust) kdnnen
der Grund fur die fehlende Teilnahme an Weiterbildung sein. Mit den
Vorschlagen zu Arbeitszeitkonten geht man in die Richtung, zeitliche
Barrieren abzubauen.

Da die Erreichung von Chancengleichheit im Bildungssystem mit ein
Hauptanliegen ist, sollen diese Barrieren bei der Vorstellung der unter-
schiedlichen Finanzierungsmodelle und -instrumente immer mit be-
dacht werden und dahingehend hinterfragt werden.

3.3 Finanzierungs- und Férderarten

Grundsatzlich kann man Regelungen zur 6ffentlichen Foérderung der
Weiterbildung unterscheiden nach Angebots- oder Nachfragefinanzie-
rung. Das unterscheidende Kriterium ist die Frage danach, Uber wen
das 6ffentliche Geld (oder geldwerte Aquivalent) fiir die Weiterbildung
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flie3t: Gber die Institution bzw. Einrichtung oder Uber das nachfragen-
de Individuum.

Angebotsorientierte Finanzierung, in Deutschland vorherrschend, dient
der Forderung von Institutionen und Einrichtungen, damit diese ein
bestimmtes Weiterbildungsangebot vorhalten kénnen. Dass sich ein
Angebot seine Nachfrage schafft, ist das zugrundeliegende Verstand-
nis.

Nachfrageorientierte Finanzierung unterstitzt hingegen das Individuum
monetar, damit es eine Nachfrage entwickeln kann. Hier geht man da-
von aus, dass die Nachfrage ein Weiterbildungsangebot schaffen wird.

Diese beiden grundsatzlichen Modelle missen sich nicht ausschliel3en,
sondern kdénnen auch in Regelungen als Finanzierungsmix auftreten.
Hinzukommt eine indirekte Finanzierung, die weder gezielt Angebot
noch Nachfrage fordert.

3.3.1 Angebotsforderung: Stimulation des Angebots

angebotsorientierte
Finanzierung

projektbezogenen institutionsbezogene
Finanzierung Finanzierung

inputorientiert/
gewahrleistend outputorientiert

Abbildung 3 Formen angebotsorientierter Finanzierung

Die angebotsorientierte Finanzierung kann in unterschiedlichen Aus-
pragungen vorkommen. Die ,klassische, Form der allgemeinen Weiter-
bildungsférderung nach Landergesetzen ist die /nstitutionenférderung.
Nach bestimmten Kriterien erhalten ausgewahlte Einrichtungen staatli-
che Mittel, um ein Weiterbildungsangebot vorhalten zu kénnen. Ein
Hauptunterscheidungsmerkmal innerhalb der institutionellen Forderung
ist das Kriterium, ob Gelder projektbezogen vergeben werden oder a-
ber institutionenbezogen. Bei jenem versucht der Staat, auf ein be-
stimmtes inhaltliches Angebot impulsgebend Einfluss zu nehmen, bei
diesem wird die Institution als solche durch Personalmittel etc. unter-
stltzt. Die institutionenbezogene Forderung kann sich nochmals da-
durch unterscheiden, ob sie /inputorientiert/gewéhrleistend férdert oder
aber outputorientiert. Outputfinanzierung orientiert sich an Leistungs-
volumen und Teilnehmerstunden wahrend sich die Inputfinanzierung
nach Einwohnerzahlen richtet.

Intention: Mit einer Forderung des Angebots verfolgt man grundsatz-
lich das Ziel, durch ein Weiterbildungsangebot eine Nachfrage in der
Bevolkerung zu schaffen. Die Nachfrage kann durch den Versuch eines
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flachendeckenden Angebotes an moglichst viele Personen herangetra-
gen werden. Dieses Kriterium war vor allem bei der Entstehung der
meisten Weiterbildungsgesetze in den 70er Jahren ein entscheidendes
Kriterium zur Erreichung der Chancengleichheit. Die institutionelle For-
derung kann auch die Intention haben, durch die Schaffung eines be-
stimmten inhaltlichen Angebotes (bspw. politische Bildung) konkrete
inhaltliche oder sozialstrukturelle Weiterbildungsziele zu erreichen.

3.3.2 Nachfrageforderung: Stimulation der Nachfrage

nachfrageorientierte
Finanzierung

[ | | | |
Unterhalts-| |bezahlter Bildungs-| |Darlehen / Bildungs-
zahlungen Bildungsurlaub| |sparen Stipendien| [gutscheine

Abbildung 4 Formen nachfrageorientierter Finanzierung

Nachfrageférderung zeichnet sich dadurch aus, dass das Individuum
mit dem ihm vom Staat gegebenen Geld (oder geldwertem Aquivalent)
entscheiden kann, welche Nachfrage es damit stellen méchte. Das
Bildungssparen bzw. das Bildungskonto, wie es derzeit unter anderem
in GroRbritannien eingefiihrt wird, ist ein Beispiel fir die nachfragorien-
tierte Finanzierung der Weiterbildung.

Aber auch Unterhaltszahlungen und Darlehen/Stipendien sind nachfra-
georientiert, da es das Individuum finanziell in die Lage versetzt, Wei-
terbildung nachzufragen. Auch kann der bezahlte Bildungsurlaub ange-
fahrt werden, der dem Individuen aufgrund einer gewissen staatlichen
finanziellen Absicherung die Mdglichkeit bietet, sich innerhalb eines
gewissen Zeitraumes weiterzubilden. Auch die ldee der Bildungsgut-
scheine ist nachfrageorientiert.

Intention: Im Gegensatz zur angebotsorientierten Forderung geht man
bei der nachfrageorientierten Finanzierung davon aus, dass die Nach-
frage sich ein Angebot schafft und die Unterstitzung der Nachfrage
entsprechende Ziele erreicht. Durch die Starkung der Konsumenten-
souveranitat sollen Individuen in die Lage versetzt werden, selbstandig
den persdnlichen Weiterbildungsbedarf zu erkennen und nachzufragen,
was vor allem aktuell, vor dem Hintergrund des wiedererwachten Inte-
resses am Lebenslangen Lernen, im Zuge der gesellschaftlichen Veran-
derungen notwendig erscheint.

Neben diesem Verstandnis geht man aber auch davon aus, dass sich
die Qualitat der Weiterbildungsangebote verbessern wird, da sich die
Einrichtungen einem starkeren Wettbewerb stellen muassten.

Da es sich bei der nachfrageorientierten Finanzierung quasi um einen
Weiterbildungsmarkt handelt, muss bei dieser Form der Férderung vor
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allem das Kriterium der Informiertheit, d.h. der vollstandigen Markt-
Ubersicht beim Produzenten und Konsumenten vorhanden sein.

3.3.3 Anreizsysteme: Stimulation der Weiterbildungsbeteili-

gung
Anreizsysteme
| |
Einarbeitungs{ |Steuer- Fonds-
zuschisse erleichterungen| |[systeme

Abbildung 5 Formen von Anreizsystemen

Neben der Nachfrage- und Angebotsférderung, die nach bildungspoliti-
schen Zielen in einer bestimmten Weise direkt die Weiterbildung for-
dert, besteht noch eine indirekte Form der Weiterbildungsfinanzierung
durch Anreizsysteme. Einen Schwerpunkt dieser Finanzierungsform
bieten Steuererleichterungen - Weiterbildungskosten der beruflichen
Weiterbildung kénnen als Werbungskosten abgesetzt werden (siehe
genauer Abschnitt 4.2.2). Zu dieser Form der Weiterbildungsfinanzie-
rung, die wahrscheinlich keinen unerheblichen Anteil der 6ffentlichen
Ausgaben fur Weiterbildung ausmacht, stehen derzeit keine Daten zur
Verfligung, auf die man sich beziehen kénnte'*. Daneben kénnen noch
Einarbeitungszuschiisse genannt werden, die Unternehmen bei Einstel-
lung von bestimmten Personen (z.B. Langzeitarbeitslose) gewahrt wer-
den, um die Phase einer notwendigen Qualifizierung zu unterstitzen.
Auch Fondssysteme werden hier zu den Anreizsystemen gezahlt. Un-
ternehmen zahlen in einen Fonds ein, die H6he der Refinanzierung aus
diesen Fonds entscheidet sich durch die Menge der Weiterbildungsak-
tivitdten des Unternehmens. Je hdher die Weiterbildungsaktivitaten
sind, desto geringer ist letztendlich die Abgabe in den Fonds.

Intention: Durch finanzielle Anreize soll die Beteiligung an Weiterbil-
dung gefdrdert werden.

% siehe hierzu Diskussionen in Balzer/Nuissl (2000)
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zunachst in folgende Kategorien einteilen:

Tabelle 1 Ubersicht iiber Finanzierungsformen und -intentionen

Angebotsférderung

Nachfrageforderung

Anreizsysteme

— Institutionenférderung

Bildungsgutscheine

— Steuererleichterungen

— Programmfdérderung — Bildungssparen/-konto — Fondssysteme
— bezahlter Bildungsurlaub | _ Einarbeitungszuschiisse
— Stipendien/Darlehen

Intention Intention Intention

— flachendeckendes Ange-
bot

— inhaltliche Steuerung

maoglich

— sozialstrukturelle Steue-

rung moglich

— Starkung der Konsumen-

tensouveranitat

— Qualitat durch Wettbe-

werb
— Vielfalt und Innovationen

— sozialstrukturelle Steue-

— Anreiz zur Weiterbil-

dungsbeteiligung

— Fo6rderung von berufli-

cher Weiterbildung

rung moglich

3.4 Daten- und Informationsliicken

Es wurde bereits gesagt, dass die Analyse einer effizienten Verteilung
der Ressourcen mit der Betrachtung des gesamten Bildungssystems
einhergehen misste. Noch weitere Aspekte missten in die Analyse
mit einbezogen werden, was aber derzeit aufgrund fehlender Daten
und Informationen nicht mdéglich ist. Es handelt sich hier zum einen um
die Darstellung des sekundaren Finanzierungssegmentes (Brodel
(1996)) und zum anderen um KostenlUberwalzungen im bestehenden
Steuersystem.

Die Aussage von 1984, dass ,die Mittelvergabe der 6ffentlichen Hand
alles andere als transparent ist, (Nuissl/Schdéler 1984, S. 171), kann
auch heute noch und vielleicht mehr denn je bestatigt werden. Diese
Intransparenz bezieht sich nicht nur auf die lickenhafte Datenlage
(siehe Abschnitt 3.5), sondern auch auf die fehlende Nachvollziehbar-
keit der Verteilung der Gelder fiir Weiterbildung innerhalb der verschie-
denen Ministerien von Bund und Landern sowie den europaischen Mit-
teln fir Weiterbildung als auch fir die inhaltliche Férderungsstruktur
durch o6ffentliche Gelder. Hinzukommt, dass neben der quantitativen
auch die qualitative Ubersicht fehlt, d.h. man weiR nicht, wofir Gelder
ausgegeben werden.
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3.4.1 Sekundares Finanzierungssegment

Wenn von offentlicher Forderung der Weiterbildung gesprochen wird,
werden die Zahlen herangezogen, die durch meist gesetzliche Verord-
nungen explizit fir Weiterbildung veranschlagt werden. Demnach hat
der Bund im Jahr 1998 878 Mio. DM ausgegeben, die Lander 1.869
Mrd. DM und Gemeinden und Zweckverbande 1.470 Mrd. DM. Diese
Zahlen umfassen die Ausgaben fir Volkshochschulen, Lehrerfortbil-
dung, betriebliche und Uberbetriebliche Aus- und Fortbildung, Férde-
rung der politischen Bildung, Bibliothekswesen, Berufsakademien,
Fachakademien und sonstige Weiterbildung (BMBF, 2000, S. 292 ff.).

Tabelle 2 Héhe der 6ffentlichen Finanzierung der Weiterbildung

Bund Lander Gemeinden,
Zweckverbande
1998 878 Mio. DM 1.869 Mrd. DM 1,47 Mrd. DM
gesamt: 4,8 Mrd. DM

Neben diesem ,ersten Finanzierungssegment, (Brodel, 1996) staatli-
cher Forderung, dessen Daten vorliegen, macht eine Untersuchung
von Brodel/Gerhard noch auf ein ,sekundéares Finanzierungssegment,
aufmerksam, das in seinem Fordervolumen nach deren Untersuchun-
gen sogar dem des primdren Segmentes Uberlegen scheint (Bro-
del/Gerhard, 1996). Das sekundare Finanzierungssegment vereint all
jene Gelder, die in Weiterbildung flieRen aber aulRerhalb der daflir aus-
gewiesenen Ministerien (meist Kultusministerium) oder Verordnungen
veranschlagt werden. Statistische Erhebungen sind in diesem Bereich
schwierig, da die einzelnen Ministerien ihre Posten fur Weiterbildung
nicht dezidiert als Haushaltstitel ausweisen. Wahrend das primare Fi-
nanzierungssegment uneigennutzig fordert (sozialstaatliches Bildungs-
verstandnis), ist der Staat im sekundaren Finanzierungssegment selbst
groRter Nachfrager von Weiterbildung (Brédel, 1997, S. 160 ff.). Da
das sekundare Finanzierungssegment derzeit noch keiner weiteren A-
nalyse unterzogen wurde, muss man sich hier auf die Untersuchung
von Brédel/Gerhard (1996) beschranken.

Weitergehende Uberlegungen

— Fudhrt die Finanzierung der Weiterbildung durch eine Vielzahl von
unterschiedlichen Ministerien zu Uberlappungen, bzw. gabe es
Mo glichkeiten, die Vergabe inhaltlich abgestimmter und transparen-
ter zu gestalten?

— Uber das sekundére Finanzierungssegment staatlicher Finanzierung
von Weiterbildung kénnen derzeit kaum Aussagen getroffen wer-
den.
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3.4.2 Kostenuberwalzungen

Diese oben beschriebene Intransparenz bezieht sich zunachst auf die
direkte Finanzierung von Weiterbildung. Der 6ffentliche Haushalt fi-
nanziert aber auch indirekt die Weiterbildung, indem durch Steuerer-
leichterungen und Kostentberwalzungen MalBRnahmen der Weiterbil-
dung mitfinanziert werden. In diesem Bereich besteht eine noch viel
grofRere Unsicherheit, da man derzeit weder sagen kann wer wie Kos-
ten Uberwalzt, noch wie viel der Steuergelder exakt fir Weiterbil-
dungsmalnahmen zurlckgezahlt werden (siehe hierzu naheres Ab-
schnitt 4.2.2).

3.5 Ubersicht iiber die Datenlage zur Weiterbildungs-
finanzierung

Unter Bildungsfinanzierung wird die ,Gesamtheit von privaten oder
o6ffentlichen Dispositionen Uber knappe Ressourcen [verstanden], wel-
che Umfang, Struktur und Qualitat von (formalisierten) Bildungspro-
zessen steuern” (Timmermann, 1997, S. 639). Die Verfligbarkeit tber
Ressourcen wird von unterschiedlicher Seite hergestellt, die in ihrer
Gestaltung Auswirkungen auf das Beziehungs- und Steuerungsgeflige
der Gesellschaft hat.

Obwohl dieses Projekt seinen Schwerpunkt auf die Art und Weise der
offentlichen Finanzierung und deren Instrumente und Wirkungen legt,
soll hier der Gesamtrahmen der Finanzierungssituation in Deutschland
dargestellt werden, um im weiteren die O6ffentliche Finanzierung so-
wohl in seinem finanziellen Umfang als auch seiner inhaltlichen Wir-
kungsmdglichkeit in das Gesamtgeflige der Weiterbildungsfinanzierung
einordnen zu kénnen, nicht zuletzt in Hinblick auf die Bewertung seiner
bildungspolitischen Zielsetzungen und Umsetzungsmoglichkeiten.

Bund, Lander und Gemeinden, die Bundesanstalt fir Arbeit, die private
Wirtschaft und die privaten Haushalte, sowie zunehmend européische
Programme sind zu unterschiedlichen Anteilen an der Finanzierung der
Weiterbildung beteiligt. Wahrend Bund, Lander, Kommunen und
Zweckverbande 1998 rund 4,8 Mrd. DM" und die Bundesanstalt fur
Arbeit fir die Férderung der beruflichen Weiterbildung etwa 12,5 Mrd.
DM’ ausgaben'’, belaufen sich die Aufwendungen der privaten Wirt-
schaft - vorbehaltlich stark schwankender Angaben je nach Untersu-

' BMBF (Hrsg.), 2000, S. 304

'® Hierunter féallt lediglich das Arbeitsmarktinstrument ,Férderung der beruflichen
Weiterbildung,,. (Bundesanstalt fir Arbeit (Hrsg.), 1999, S. 9)

7 Die dffentliche Finanzierung der Weiterbildung kann als eine Mischfinanzierung angesehen
werden, da verschiedene Parteien am Aufkommen der Mittel beteiligt sind (ESF, Unterneh-
men, Individuen,...). ,Die Weiterbildungsfinanzierung lasst sich insofern als Vorfinanzierung
charakterisieren, als der Staat seine Ausgabenlast durch Einnahmen aus Steuern und Gebih-
ren der privaten Haushalte und Unternehmen refinanziert, (Hummelsheim, Timmermann,
1999, S. b1).
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chung- auf rund 34 Mrd. DM'®. Die privaten Haushalte geben allein fir
die berufliche Weiterbildung nochmals 10,9 Mrd. DM aus. Uber die
Mittel, die Individuen fir die allgemeine Weiterbildung insgesamt be-
reitstellen, liegen noch keine Gesamtdaten vor (in Volkshochschulen
wurden 1998 rund 627 Mio. DM an Teilnahmegeblhren bezahlt?).

Tabelle 3 Umfang der Beteiligung der Finanziers an Weiterbildung

Bund, Lander, | Bundesanstalt Private Wirt- | private Haushalte
Gemeinden far Arbeit schaft

4,8 Mrd. DM* |12,5 Mrd. DM* |~ 34 Mrd. DM* |10,9 Mrd. DM*

(nur berufliche
Weiterbildung

* diese Gegenulberstellung kann lediglich dazu dienen, einen Eindruck der Ver-
héltnisse zu bekommen, da sich die Daten einer Vergleichbarkeit aufgrund der
Erhebungsunterschiede entziehen.

Zunehmend tritt auch die EU als Finanzier fir Weiterbildung in Erschei-
nung. Eine Gesamtsumme, der fir Deutschland zur Verfligung stehen-
den Mittel fir alle Programme und Projekte in der Weiterbildung ist
nicht festzustellen. Europaweit wurden fir die vier Hauptprogramme
Employment, Socrates, Leonardo da Vinci und Adapt von 1994 - 1999
insgesamt 5,17 Milliarden DM ausgegeben. Laut BLK-
Bildungsfinanzbericht 1998/1999 wurden im Rahmen des Socrates-
Programms 1998 rund 2,23 Millionen Euro fir Deutschland bewilligt,
far die berufliche Weiterbildung im Rahmen des Programms Leonardo
da Vinci 2,36 Millionen Euro?'. Fir den Gesamtzeitraum von 1994 -
1999 wurden fir Deutschland aus ESF-Geldern aus dem Dachpro-
gramm Employment?? 156,8 Millionen Euro bezuschusst, aus dem Pro-
gramm Adapt 256,7 Millionen Euro. Fir die Fort- und Weiterbildung
spezifischer Berufgruppen werden weitere Gelder ausgegeben, die aber
nicht zusammen in einer Statistik erfasst werden (siehe Anhang 1.1).
Zwischen 1994 und 1999 erhielt Deutschland vom Europaischen
Structure fonds 7 Mrd. Euro fir MalRnahmen der beruflichen Weiterbil-
dung (Jutte, 1999, S. 54).

Die vorliegenden Daten kdnnen zur Finanzierungshdhe der einzelnen
Finanziers lediglich eine Orientierung geben und entziehen sich weite-
rer Vergleichbarkeit, da weder die Daten mit den gleichen Untersu-
chungsinstrumentarien ermittelt wurden, noch aktuellere Daten fir den

'8 diese Daten beziehen sich auf das Jahr 1995 (WeiR,1997).
9 Vgl. Bardeleben u.a., 1996,
20 Pehl, Reitz, 1999, S. 16

2! Hier sind lediglich jene Projekte eingeschlossen, die explizit als Weiterbildungspro-
jekte deklariert waren.

22 Hierunter fallen die Programme INTEGRA, NOW, HORIZON und YOUTHSTART.
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gleichen Untersuchungszeitraum zur Verfigung stehen. Hinzu kommt
eine relativ breite Streuung von Ergebnissen auch innerhalb eines
Segmentes, gerade was die Finanzierungsanteile der Unternehmen und
privaten Haushalte angeht. So schwankt der Unternehmensanteil an
Weiterbildung beispielsweise zwischen 25 Mrd. DM (BIBB) und 34
Mrd. DM (Institut der deutschen Wirtschaft).

Trotz der liickenhaften und intransparenten Datenlage®® lasst sich die
Tendenz erkennen, dass die 6ffentlich finanzierte Weiterbildung nach
diesen Angaben nur einen kleinen Teil des Weiterbildungstopfes aus-
zumachen scheint.?

Zu bedenken: Dass die 6 ffentliche Forderung nur einen geringen Anteil
der Gesamtaufwendungen fur Weiterbildung ausmacht, hat Auswir-
kungen auf die moglichen steuerungspolitischen Impulse, die von der
Forderung ausgehen sollen.

3.6 Gesetzliche Grundlagen der Weiterbildung

Gesetzliche Regelungen zur Weiterbildung sind meist auch Finanzie-
rungsgesetze und werden sowohl auf bundes- als auch auf Landes-
ebene formuliert. Die allgemeine Weiterbildung wird hauptsachlich tber
die Weiterbildungsgesetze der Lander und die Bildungsurlaubsgesetze®®
geregelt. Bei der beruflichen Weiterbildung ist die Vergabe der Gelder
durch verschiedene Gesetze geregelt.

Tabelle 4 Regelungen zur Weiterbildung und Weiterbildungsférderung

Allgemeine Weiterbil- e Weiterbildungs- bzw. Erwachsenenbil-
dung dungsgesetze der Lander

e Volkshochschulgesetz in Hessen

e Fernunterrichtsschutzgesetz

Berufliche Weiterbil- o Aufstiegsfortbildungsférderungsgesetz
dung e Sozialgesetzbuch Il (§77-896)

o Berufsbildungsférderungsgesetz

e Arbeitsférderungsgesetz

o Betriebsverfassungsgesetz

2 Das BIBB hat mit der Verdffentlichung von Krekel/Kath (1999) eine umfassende
Zusammenstellung der vorliegenden Daten fir die betriebliche Bildung vorgenommen

24 Wie sich diese Zahlen allerdings durch Kosteniiberwalzungen oder indirekte Finan-
zierung durch Steuererleichterungen verandern, kann nicht gesagt werden, da Uber-
walzungsprozesse derzeit nicht nachvollzogen werden kénnen und dies auch nur mit
einem erheblichen Untersuchungsinstrumentarium moéglich ware.

% Bildungsurlaubsgesetze in Deutschland stellen eine Form nicht-monetéarer Férde-
rung dar, wahrend es in anderen europaischen Landern den bezahlten Bildungsurlaub
gibt (siehe Abschnitt 5.1.2).



27

Neben den gesetzlichen Verordnungen bestehen Regelungen und Ver-
einbarungen, die bspw. Sonderprogramme des Bundes regeln. Fir die
Vergabe von EU-Mitteln aus dem Europaischen Sozialfonds oder diver-
sen EU-Programmen gibt es keine speziellen gesetzlichen Bestimmun-
gen oder Verordnungen (siehe Abschnitt 4.2.3).
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4 Offentliche Férderung in Deutschland - die For-
men

In diesem Kapitel werden die unterschiedlichen Instrumente der 6ffent-
lichen Férderung in Deutschland mit seinen Vor- und Nachteilen darge-
stellt. Zunachst wird auf die Finanzierung Uber Weiterbildungsgesetze
eingegangen, die hauptsachlich die allgemeine und politische Weiter-
bildung regelt. Alle anderen dann vorzustellenden Instrumente dienen
der Forderung der beruflichen Weiterbildung oder sind nicht spezifisch
far die eine oder andere Form der Weiterbildung (z.B. Bildungsgut-
scheine).

4.1 Offentliche Férderung nach Weiterbildungsgeset-
zen der Lander

In Deutschland gibt es derzeit in 13 Bundeslandern gesetzliche Rege-
lungen zur Weiterbildungsforderung.?® Alle Lander haben unterschiedli-
che Regelungen zur Finanzierung gefunden, wobei die Unterschiede
teilweise sehr gering sind. Da alle Bundeslander angebotsorientiert fi-
nanzieren, beziehen sich die Unterschiede auf das Ausmal} der institu-
tionellen und programmbezogenen Forderung sowie das Ausmald von
input- und outputorientierter Férderung. Die meisten Weiterbildungs-
gesetze wurden in den 70er Jahren verabschiedet, wobei in den letz-
ten Jahren einige Lander (Bremen, NRW) ihre Gesetze novelliert haben,
andere sich gerade in dem Prozess der gesetzlichen Veranderung (Hes-
sen, Niedersachsen) befinden. Hinzukommen Weiterbildungsgesetze,
die in den neuen Bundesléandern verabschiedet worden sind.

Allen Regelungen ist gemein, dass es sich ausschlieBlich um eine An-
gebotsfinanzierung handelt?. Die Nuancen in der Weiterbildungsfinan-
zierung ergeben sich dadurch, ob ein Land starker gewahrleistend
(Rohlmann) bzw. inputorientiert fordert oder aber sich in der Finanzie-
rung mehr am Output orientiert. Bei erstgenanntem richtet sich die Fi-
nanzierung nach dem Kriterium der Einwohnerzahl. Bei letzterem spie-
len starker Kriterien wie geleistete Teilnehmerstunden eine Rolle. Wah-
rend mit der gewahrleistenden Forderung die Intention eines flachen-
deckenden Angebots verbunden ist, legt die Outputfinanzierung ein
starkeres Gewicht auf das erbrachte Leistungsvolumen. Mit der ge-
wabhrleistenden FOrderung ist immer eine infrastrukturelle Impulsge-
bung verbunden. Neben diesen beiden Kriterien kann das Geld noch
unterschiedlich verteilt werden, je nachdem welche inhaltliche Impuls-
gebung man in dem einzelnen Land verfolgen méchte. Diese inhaltliche
Gewichtung ist an eine Outputfinanzierung gekoppelt. So kann zum
Beispiel ein inhaltliches Programmangebot politisch mehr oder weniger

26 Ausnahmen sind Berlin, Hamburg und Schleswig-Holstein.

27 Als Ausnahme kann der Arbeitslosengutschein in Bremen genannt werden, der
aber in dieser Form nur kurze Zeit existierte.
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erwlnscht sein und die erbrachte Leistung hoher oder niedriger bewer-
tet und finanziell unterstitzt werden. Auch wird teilweise die Projekt-
finanzierung angewendet (Ausschreibungen, etc.). Denkbar ware auch
noch ein Modell, bei dem die Outputfinanzierung nach bestimmten so-
zialstrukturellen Kriterien verteilt wird. Dies kommt aber in dieser Form
nicht vor.

Es war im Rahmen des Projekts nicht méglich, alle Landergesetze nach
ihren Finanzierungskriterien so zu klassifizieren, dass eine klare Eintei-
lung der Finanzierungsinstrumente méglich gewesen ware, zumal die
Unterschiede hier teilweise nur sehr gering sind (siehe Anhang 7.3
Ubersicht: Instrumente 6ffentlicher ). Fir die weitere Analyse wurden
jene Lander ausgewahlt, die am eindeutigsten dem gewaéhrleistenden
und damit infrastrukturell impulsgebenden Modell sowie dem output-
orientierten und inhaltlich impulsgebenden Modell folgen. Mit dieser
Vorgehensweise sollte am ehesten zu Intention und Wirkung dieser
beiden Finanzierungsinstrumente Aussagen getroffen werden kdnnen.
Dass ein Land eventuell aufgrund einer speziellen Mischung der Finan-
zierungsinstrumente erfolgreich sein kénnte, musste hier ausgeklam-
mert werden. Auch mussten soziodkonomische Faktoren in den Lan-
dern ausgespart werden, obwohl gerade die Bevdlkerungsdichte oder
bspw. Arbeitslosenquote wesentlich fir die Entscheidung fir oder ge-
gen ein bestimmtes Finanzierungsinstrument sein mag. Uber Finanzie-
rungsinstrumente muss immer auch regional entschieden werden.
Auch muss mit bedacht werden, dass zur Einschatzung nur wenige
Interviews gefiihrt werden konnten. Persdnliches Engagement und In-
formiertheit der Befragten fuhrten eventuell zu verzerrten Ergebnissen,
was allerdings mit Literatur abgeglichen wurde. An der /ntention der
Anwendung eines Finanzierungsinstrumentes éandert dies aber nichts.

LAuf den ersten Blick scheint die Programmentwicklung in Nordrhein-
Westfalen nicht so verschieden von der in Bremen, was, angesichts
unterschiedlicher Férderungsarten und -leistungen um so sorgfaltigere
Systembeobachtung verlangte"” (Landesinstitut fir Schule und Weiter-
bildung, 1997, S.1005).

Diesen Eindruck erhalt man auf den ersten Blick auch in Bremen und
Hessen. Hessen wurde in dieser Untersuchung als infrastrukturell im-
pulsgebendes Finanzierungsmodell ausgewahlt und Bremen wurde aus-
gewahlt, weil es den gré3ten Anteil an inhaltlich impulsgebender Out-
putférderung in seinen Richtlinien hat.*

28 Urspriinglich wurde auch Sachsen als stark inhaltlich impulsgebend ausgewahilt.
Dies wurde aber nicht weiter verfolgt, da sich herausstellte, dass keine eindeutige
gesetzliche Grundlage besteht, nach der outputorientiert finanziert wird. Vielmehr
will man zwar bis zu 100% des Etats outputorientiert und inhaltlich steuernd verge-
ben, jedoch sieht die Praxis so aus, dass fast 100% institutionell vergeben werden,
weil die Trager keine Antrage einreichen.
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Alle befragten Einrichtungen gaben an, dass sowohl in Hessen als
auch in Bremen die unterschiedlichen Férderinstrumente der Lander
auf das inhaltliche Angebot kaum eine Wirkung haben, da die Forder-
héhe zu gering sei, als dass 6ffentliche Férderung impulsgebend Ein-
fluss nehmen kénnte. Anders stellt es sich bei der strukturellen Wir-
kung von Foérderinstrumenten dar, so die Einschatzungen. Allerdings
sind diese Wirkungen nur bedingt intentional.

Zu prifen: Wie hoch muss 6ffentliche Forderung sein, damit sie inhalt-
lich impulsgebend steuern kann?

4.1.1 Beispiel Bremen

Das Weiterbildungsgesetz Bremen wurde 1996 novelliert. Seitdem
wird die Weiterbildung dort zu 50% institutionell und zu 50% pro-
grammbezogen gefdordert. Die 50% Programmfdrderung teilt sich auf
in 15% Schwerpunktférderung (inhaltliche Ausschreibungen) und 35%
Regelférderung (Férderung von inhaltlichen Angeboten).

Die institutionelle Forderung erhalten alle Einrichtungen, die sich einem
regelmalRigem Qualitdtsmanagement unterziehen und nach dem Wei-
terbildungsgesetz anerkannt sind. Eine Anerkennung flihrt nicht auto-
matisch zu einer institutionellen Férderung. Die Programmfdrderung
orientiert sich an einem inhaltlichen Forderschlissel, nachdem Mal3-
nahmen der politischen Bildung in ihren Unterrichtsstunden mit einem
héheren Faktor multipliziert werden als zum Beispiel die allgemeine
Weiterbildung. D.h., dass Einrichtungen, die ein grof3es Angebot politi-
scher Bildung anbieten, einen hoheren Finanzanteil erhalten kénnen.

Die Schwerpunktférderung steht allen, auch nicht anerkannten Einrich-
tungen offen. Auf Ausschreibungen des Landes kénnen sich Einrich-
tungen mit Projektvorschlagen bewerben.

Tabelle 5 Art der 6ffentlichen Férderung der Weiterbildung in Bremen

Institutionelle Forderung Programmfdérderung

50% 50%

Schwerpunktférderung Regelforderung

15% 35%

anerkannte Einrichtungen mit Ausschreibung - Teilnah- Vergabe nach inhaltlichem
regelmaRigem Qualitdtsmana- me aller Einrichtungen Férderschlissel - anerkannte

gement Einrichtungen

Intention: Die Schwerpunktforderung wurde mit dem neuen Gesetz
eingefuhrt, um erstens durch die Ausschreibungen das inhaltliche An-
gebot steuern zu kénnen, zweitens innovative Projekte zu férdern und
drittens den ,closed shop, in der Weiterbildung aufzuheben und nicht
anerkannte Einrichtungen einzubeziehen. Die Programmférderung soll
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ein bestimmtes inhaltliches Angebot, insbesondere die politische Bil-
dung, starken und aufrecht erhalten und Anreize fir Einrichtungen
schaffen, in diesen Bereichen tatig zu werden. Die institutionelle For-
derung soll die Weiterbildungslandschaft in Bremen generell sichern.

Einschatzung (siehe auch Abschnitt 4.1.3): In dem Bremen durch die
Programmfinanzierung bestimmte Strukturvorgaben an die Form der
Kurse macht, wurde die Einschatzung geaulRert, dass diese Regelun-
gen kontraproduktiv zu innovativen und aktuellen Lernformen sind
(z.B. Telelearning) und eine Einrichtung durch die Anerkennung und
finanzielle Unterstlitzung durch die bremische Weiterbildungsgesetzge-
bung nicht entsprechend flexibel auf Bedulrfnisse potentieller Teilneh-
mer eingehen kann.

Mit der EinfUhrung der Schwerpunktférderung ist der administrative
Aufwand sowohl auf Seiten der Einrichtungen als auch auf Seiten des
Landes gestiegen. Die Beantragung erfordert einen hohen Arbeitsauf-
wand. Kleine Einrichtungen kdnnen es sich nicht leisten, bei bestehen-
der Finanzierungsunsicherheit im Vorfeld bereits hohe Ressourcen ein-
zusetzen. Hieraus folgt auch, dass Einrichtungen nicht wie gewollt in-
novative Projekte einbringen, sondern vielmehr solche, die gréRere
Chancen auf Bewilligung haben. Positiver Nebeneffekt ist, dass durch
die Schwerpunktférderung Einrichtungen starker zusammen arbeiten
und in Kooperation Projekte beantragen und verwirklichen.

Bezuglich der Programmforderung lasst sich anhand der Volkshoch-
schul-Statistik (Pehl/Reitz, 2001) zwar feststellen, dass das politische
Bildungsangebot gegenitber dem Bundesdurchschnitt sehr hoch ist,
allerdings musste im Vergleich zu anderen Bundeslandern geprift wer-
den, was statistisch hier unter politischer Bildung subsummiert wird.
Nach der inhaltlichen Férderung soll politische Bildung besonders ge-
foérdert werden. Da die Nachfrage an politischer Bildung aber sehr ge-
ring ist, ist man als Einrichtung standig dem Risiko ausgesetzt, den
Kurs nicht durchfihren zu kénnen. Folge ist, dass man den Kurs fur
die Forderung so politisch wie ndétig beschreibt, und gleichzeitig so
unpolitisch wie madglich, um den Kurs bei potentiellen Teilnehmern att-
raktiv erscheinen zu lassen. Es mUisste geprift werden, ob das Ange-
bot politischer Bildung den Wiinschen der Finanzierungsregelungen
entspricht.

Viele Einrichtungen scheinen auch, ohne die politisch gewilnschten
Bildungsinhalte anzubieten, die Forderhdchstgrenze mit anderen Bil-
dungsangeboten zu erreichen, so dass die Intention der Programmfor-
derung damit umgangen werden kann.

Sich verandernde Foérderbedingungen kénnen weitreichende Konse-
quenzen fur Einrichtungen haben. So wurde in Bremen die besondere
Forderung von Malnahmen in bestimmten Stadtteilen gestrichen. Fir
kirchliche Einrichtungen bedeutet dies, dass die Férderhéchstgrenzen
nicht mehr erreicht werden.
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Insgesamt wird die Einschatzung geteilt, dass die Wahl der Finanzie-
rungsinstrumente nur einen geringen Teil ausmacht, da der Landeszu-
schuss nach Weiterbildungsgesetz so gering ist, dass er sich nicht be-
merkbar macht. Nur kleine und spezialisierte Einrichtungen erhalten
einen Forderzuschuss, der 20% Uberschreitet (Kérber u.a. 1995, S.
341 ff.).

Arbeitslosengutscheine in Bremen: Arbeitslose in Bremen erhielten ei-
nen Gutschein tGber 100 DM pro Jahr zum Besuch einer Bildungsmal3-
nahme an einer staatlich anerkannten Weiterbildungseinrichtung. Nach
einer kurzen Erprobungsphase musste die Gesamtsumme gedeckelt
werden. Der Bildungsgutschein war laut Schlutz®® erfolgreich, da ers-
tens die Personengruppe klar definiert und ansprechbar war, zweitens,
durch die Arbeitsamter das Marketing und die Vergabe unaufwendig
und gesichert war und drittens auch Kurse der allgemeinen Bildung
besucht werden konnten.

Heute werden die Gelder (200.000 DM pro Jahr) direkt an die Einrich-
tungen flr den Erlass von GebUhren fr Arbeitslose verteilt. Begriindet
wurde dieser Schritt mit dem erhéhten administrativen Aufwand der
Bildungsgutscheine und einer Verwaltungsvereinfachung.

Zusammenfassung der Einschatzungen

— Outputfinanzierung setzt eine bestimmte organisierte Lernform vor-
aus. Diese wirkt unter Umstanden kontraproduktiv zu innovativen
und aktuell notwendigen Lernformen.

— Mit einer inhaltlichen Forderung steigt der administrative Aufwand.

— Inhaltliche Impulsgebung kann unter Umstanden die Kooperation
und Vernetzung zwischen Einrichtungen erhéhen.

— Eine mdgliche Diskrepanz zwischen politisch gewollten Angeboten
und der Nachfrage an politischen Bildungsangeboten unterhdhlt
maoglicherweise die Intention des Gesetzes durch Umgehungen.

— Wenn inhaltliche Forderung eine flexiblere und schnellere Verande-
rung der Forderrichtlinien bedeutet, hat dies fur die institutionelle
Sicherheit mitunter negative Auswirkungen.

— Welchen Anteil der Finanzierung muss die 6ffentliche Finanzierung
ausmachen, um inhaltlich impulsgebend eingreifen zu kénnen?

4.1.2 Beispiel Hessen

Hessen fordert als einziges Bundesland derzeit noch sowohl nach ei-
nem Weiterbildungsgesetz (von 1974) als auch nach einem Volks-
hochschulgesetz (von 1970). Beide Gesetze sehen eine institutionelle
Foérderung vor, die sich nicht am Leistungsvolumen (Output) orientiert.

2% Salzburger Bildungsscheck, 1998, S. 25
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Ausschlaggebend fir die Hohe der Férderung ist die im Einzugsgebiet
der Einrichtung liegende Einwohnerzahl, die in hunderttausender
Schritten berechnet wird.

Intention:3° Die Intention des Volkshochschulgesetzes war das einer
.flachendeckenden Versorgung, und einer Aufhebung eines Bildungs-
gefalles zwischen Stadt und Land. Einrichtungen sollten aufgrund einer
institutionellen Absicherung eine kontinuierliche Arbeit ermdglicht
werden und eine daraus entstehende langerfristige Planung zugute
kommen. Eng damit zusammen hangt auch der Wunsch, eine Weiter-
bildungslandschaft zu schaffen, die kein kurzfristig-modisch orientier-
tes Bildungsbewusstsein entwickeln muss, um sich finanzieren zu
kdnnen. Vielmehr sollten innovative Themen und Formen, Themen von
offentlichem Interesse sowie ein systematisches und langerfristiges
Lernen erméglicht werden.

Es wird davon ausgegangen, dass durch eine solche institutionelle
Forderung der entsprechende Freiraum fir innovative Ideen und An-
satze gegeben ist, der durch Orientierungen an Leistungsvolumen oder
inhaltlichen Vorgaben, gekoppelt an Finanzierung, nicht gegeben ist.

Neben diesen Hauptzielen wird far die institutionelle Férderung argu-
mentiert, dass durch die finanzielle Sicherstellung von Fachpersonal
ein gewisser Grad an Professionalitdt und Qualitatssicherung fir die
Weiterbildung gewahrleistet werden kann. Des weiteren soll eine insti-
tutionelle Sicherheit (durch gewahrleistende Foérderung) mehr Freiheit
und Freiraum fir innovative ldeen und Projekte geben.

Einschatzung (siehe auch Abschnitt 4.1.3): In Hessen besteht ein fla-
chendeckendes Angebot an Weiterbildungseinrichtungen. Allerdings
muss gefragt werden, ob dies auf die Finanzierungspraxis zurlckzufih-
ren ist, oder ob nicht zum Beispiel verbandliches oder persénliches En-
gagement oder andere Faktoren einen starkeren Einfluss austben. Al-
lerdings wird auch hier argumentiert, dass persdnliches Engagement
und ldentifizierung mit der Arbeit an die institutionelle gewahrleistende
Forderung gekoppelt ist, die gentigend Freirdume hierzu lasst.

Die institutionelle Forderung des Landes ist fur einige Trager ein Mal3-
stab fur die eigene Foérderung ihrer Weiterbildungseinrichtungen (z.B.
Kirchen). Einige Einrichtungen wurden aufgrund der Entstehung des
Weiterbildungsgesetzes gegriindet und wirden bei einem Wegfall der
institutionellen Sicherheit wahrscheinlich aufgrund des finanziellen Ri-
sikos geschlossen werden.

Feste Personalstellenfinanzierung fihrt laut Hochstatter (1998, S.
23ff.) dazu, dass jene Institutionen, die mit weniger Personal arbeiten

30 zur Intention der hessischen Gesetze siehe ausfiihrlich Rohlmann (1991): Im

Dienst der Volksbildung. Frankfurt/M.
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und wirtschaftlicher mit 6 ffentlichen Geldern umgehen, bei der derzei-
tigen Finanzierungssituation benachteiligt wirden gegeniber jenen, die
mehr Personal an ihre Institution binden als bendtigt. Das derzeitige
Weiterbildungsgesetz wirde also kontraproduktiv gegentber Wirt-
schaftlichkeitserwagungen arbeiten. Auch der Berechnungsschlissel
nach Einwohnerzahlen wird in Hessen kritisiert. So erhalt eine Einrich-
tung, die in einem Einzugsgebiet mit 199.000 Einwohnern arbeitet,
eine Forderung fur 9 Stellen, eine Einrichtung, die demgegenuber in
einem Gebiet mit 201.000 Einwohnern arbeitet eine Forderung fir 14
Stellen.

Zusammenfassende Fragen

— Fordert eine institutionelle Forderung ein grof3eres persénliches En-
gagement der Mitarbeiter, das die Entstehung innovativer Projekte
fordert?

— Inwiefern ist die institutionelle F6rderung Grundlage und Legitimati-
on fur Trager, die Einrichtungen zu halten? Auf welche Einrichtun-
gen wdurde sich eine solche ,Flurbereinigung” beziehen?

— Frage der Wirtschaftlichkeit bei gewahrleistender Férderung?

— Zielgenauigkeit und Frage der optimalen Verteilung infrastruktureller
Impulsgebung?

4.1.3 Gegenuberstellung von institutioneller und Projektforde-
rung

Die hier folgende zusammenfassende Gegenlberstellung der Finanzie-
rungsformen ,Projektférderung” und ,institutionelle Forderung” beruht
zum einen auf bestehender Literatur und zum anderen auf den Ein-
schatzungen der Gesprachspartner in Hessen und Bremen sowie den
Diskussionen des zu diesem Projekt veranstalteten Expertenworkshops
vom 11. November 2000.

Die zusammengestellten mdglichen Wirkungen und Vor- und Nachteile
unterschiedlicher Finanzierungsformen missen vor dem Hintergrund
gesehen werden, dass alle gréBeren Einrichtungen der Meinung waren,
dass aufgrund der geringen Ho6he der 6ffentlichen Forderung keine
intendierte inhaltliche Wirkung, sehr wohl aber eine strukturverandern-
de Wirkung erzielt werden kann.
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Tabelle 6 Wirkungen institutioneller Férderung und Projektférderung

Wirkungen

Institutionelle F6rderung

Projektforderung

Strukturelle

sichert eine Infrastruktur

Hohere Flexibilitat sei-

Wirkungen durch gewahrleistende tens des Staates, gleich-
Forderung zeitig eine starkere Unsi-
e hoéherer Grad an Sicher- ‘E.hefhﬁ't seitens der
heit fir die geforderten Inrichtung
Einrichtungen e Zusammenarbeit zwi-
e Institutionelle Forderung sch?n Einrichtungen kann
e . R geférdert werden
ist fir bestimmte Trager
Legitimation, Einrichtun- e Beantragung von Projek-
gen zu halten (z.B. Kir- ten erfordert Vorfeldfi-
che) nanzierung bei den Ein-
richtungen, was sich
kleine Einrichtungen nicht
leisten kénnen
Inhaltliche e unter Umstanden fordert e notwendige Vergabekri-
Wirkungen institutionelle Forderung terien verhindern unter

persdnliches Engagement
und damit die Entstehung
innovativer Projekte.

auch spezielle Kurse und
Seminare jenseits des
Mainstreams kénnen an-
geboten werden.

Umstanden einen flexib-
len Umgang mit den Be-
dirfnissen der potenziel-
len Teilnehmer (Kurzzeit-
kurse, Telelearning,
selbstgesteuertes Lernen)

bei der Beantragung von
Projekten geht eventuel-
les innovatives Potenzial
verloren, weil man auf
,der sicheren Seite” sein
mdchte.

Eventuelle Diskrepanz
zwischen nachgefragten
und vorgegebenen Lern-
formen.

Diskrepanzen zwischen
Angebot und Nachfrage
fihren unter Umstanden
zu Umgehungen der For-
derrichtlinien (z.B. in der
politischen Bildung).

Hinzu kommt noch eine Frage, die im Zusammenhang mit institutionel-
ler und Projektférderung gestellt werden muss: Es ware zu prufen, ob
Einrichtungen mit einem grolRen finanziellem Freiraum (institutionelle
Férderung) sich anders entwickeln als Einrichtungen, denen bestimmte
Bedingungen gegeben werden (inhaltliche Einflussnahme). Mit der
Form der Ausschreibung von Projekten beispielsweise geraten Einrich-
tungen in Konkurrenz und Wettbewerb mit einander. Wie zeigt sich
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diese Finanzierungsform in Wirkungen wie Innovation, Kreativitat, Pro-
duktivitat?

Die in diesem Zusammenhang gefihrten Diskussionen auf dem Exper-
tenworkshop sind ausfuhrlicher in dem Bericht zu lesen (siehe Anhang
7.4).

Zusammenfassende Fragen
— Frage der Wirtschaftlichkeit bei gewahrleistender Forderung?

— Zielgenauigkeit und Frage der optimalen Verteilung infrastruktureller
Impulsgebung?

4.2 Offentliche Férderung betrieblicher/beruflicher
Weiterbildung

4.2.1 Berufliche Weiterbildung im Rahmen der Arbeitsforde-
rung

In dem 1969 verabschiedeten Arbeitsférderungsgesetz wird der wich-
tigste Teil der finanziellen Forderung der beruflichen Weiterbildung ge-
regelt, der Uber die Bundesanstalt fir Arbeit organisiert wird. Am
1.1.1998 wurde dieses durch das Sozialgesetzbuch I[ll mit dem An-
spruch abgeldst, die zentrale blrokratische Steuerung des Instrumen-
teneinsatzes durch eine ,ortsnahe Leistungserbringung, (89) abzubau-
en, die sich starker an der regionalen Arbeitsmarktsituation orientieren
kann. O ffentliche Transparenz und Kontrolle sollen durch das Kriterium
,Eingliederungsbilanzen, gewahrleistet werden und auRerdem die Am-
ter in einen Leistungswettbewerb bringen. Mit der Gesetzesanderung
des Sozialgesetzbuch Il (SGB 1ll, 2. Anderung vom 01.08.1999)
strebt man noch eine starkere Ausrichtung an Zielgruppen an sowie
die Vermeidung von Langzeitarbeitslosigkeit (Bundesanstalt fur Arbeit,
2000, S. 33).

Der gro3te Bereich der Bundesanstalt fir Arbeit umfasst das aktive
Arbeitsmarktinstrument ,Berufliche Weiterbildung, mit rund 13,2 Mrd.
DM in 1999. Hinzu kommen Einarbeitungszuschisse (78,7 Mio. DM),
TrainingsmalBnahmen (555,6 Mio. DM), Deutsch-Sprachlehrgange
(256,3 Mio. DM), Forderung von MalRnahmen zur beruflichen Wieder-
eingliederung von Behinderten (1,63 Mrd. DM) sowie Mittel des ESF
(799 Mio. DM far JUMP?®', 553 Mio. DM Aufwendungen fiir sonstige
Foérderung).

Die Férderung der beruflichen Weiterbildung hat das vorrangige Ziel,
berufliche Kenntnisse an technische Entwicklungen anzupassen und
bisher fehlende Berufsabschliisse zu vermitteln. Langfristiges Ziel ist
die Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt.

81 siehe auch Abschnitt 4.2.3.1, S. 44



37

Im Bereich der Arbeitsférderung kénnen drei Hauptinstrumente aufge-
zeigt werden: Fortbildungen, Umschulungen und betriebliche Einarbei-
tungen. Weitere MalRnahmen mit Qualifizierungsinhalt sind Trainings-
malnahmen, RehabilitationsmalBlnahmen sowie die Aufstiegsfortbil-
dungsférderung.

Generelle Einschatzungen

Bevor auf die einzelnen Elemente der Arbeitsférderung mit Vor- und
Nachteilen eingegangen wird, soll hier zunachst eine generelle Einschat-
zung des SGB Ill, wie es in der Literatur gefunden wurde, wiedergegeben
werden. Zu erwahnen sind hier insbesondere die Arbeiten von Bayer u.a.
(1999).%

Die Teilnehmerzahl von Langzeitarbeitslosen an MalRnahmen der beruf-
lichen Weiterbildung stieg von 1998 bis 1999 um 12,7% auf 74.900
Teilnehmer. Damit sind 20,9% aller Teilnehmenden Langzeitarbeitslo-
se. Ebenso ist die Zahl der Ungelernten laut Geschaftsbericht der Bun-
desanstalt fir Arbeit um 14% angestiegen (auf 95.000 Teilnehmer)
und macht damit 26,6% aller Teilnehmenden aus. Damit waére die
neue Schwerpunktsetzung nach SGB lll erfolgreich, namlich eine noch
starkere Ausrichtung an der Zielgruppe der Langzeitarbeitslosen. Als
explizit benanntes Erfolgskriterium flir die berufliche Weiterbildung
wird die Reintegration, also Vermittlungsquote in den Arbeitsmarkt
gesehen. Dieses Kriterium ist generell vor dem Hintergrund einer be-
stehenden strukturellen Arbeitslosigkeit fragwirdig, da Weiterbildung
an sich keine neuen Arbeitsplatze schafft. Daneben wird zwischen
dem Ziel der besonderen Beriicksichtigung von Langzeitarbeitslosen
wie es die zweite Anderung des Sozialgesetzbuches Ill verstarkt vor-
sieht und dem Erfolgsfaktor ,Vermittlungsquote, eine Paradoxie gese-
hen, die dazu fuhren kdnnte, dass sich innerhalb der Gruppe der Lang-
zeitarbeitslosen eine Segmentierungslinie auftut und die Langzeitar-
beitslosen mit schlechteren Eingliederungschancen von solchen mit
besseren Chancen trennt. Damit wirden die am dringendsten Bedurfti-
gen aus der Forderung herausfallen (Klein, Reutter 1999, S. 110 ff.).

Diese mogliche Problematik wird noch dadurch verstarkt, dass den
Tragern von Angeboten zur beruflichen Weiterbildung der Vermitt-
lungserfolg Ubertragen wird. Die Einrichtungen erhalten fir eine Mal3-
nahme keine feste Forderung mehr (vormals Auftragsmal3inahme),
sondern die Abrechnung wird teilnehmerbezogen durchgefihrt. Dies
bedeutet, dass das Risiko der Durchfihrung einer MalRnahme bei den
Tragern liegt. Diese haben daher ein Interesse, MalRinahmen anzubie-
ten, die sich leicht besetzen lassen. Das Arbeitsamt hat ein ebensol-
ches Interesse, da die Vermittlungsquote in Arbeit oder Lehrgange eine
Rolle fir den Stellenplan des entsprechenden Arbeitsamtes spielt. Dies

32 Zu Wirkungen und ersten Einschatzungen des Sozialgesetzbuches Il siehe insbe-
sondere auch Bayer u.a. (Hrsg.) (1999): Das Sozialgesetzbuch. Niedernhausen
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fahrt bei den Einrichtungen dazu, dass entsprechende Teilnehmer aus-
gesucht werden, die am wahrscheinlichsten der MalRnahme bis zum
Ende erhalten bleiben.

Auch inhaltlich hat dies Auswirkungen, da man mit marktgangigen
Kursen eine gréRRere Menge von Personen aktivieren kann, aus der
man dann auswahlen kann. Marktgéngige Kurse wiederum kdénnen
haufig nicht von dem Stammpersonal einer Einrichtung durchgefiihrt
werden, da hierzu die Qualifikationen fehlen. Hier arbeitet man ver-
starkt mit freiberuflichen Dozenten und Honorarkraften zusammen.

Die gesamte damit unsicher gewordene Finanzierungssituation mit der
Arbeitsverwaltung stellt die Einrichtungen vor die Aufgabe, sich andere
finanzielle Standbeine zu schaffen. Dies sind zum einen andere 6ffent-
liche Mittel (z.B. aus Programmen der Europaischen Kommission) zum
anderen aber vermehrt auch MalRnahmen, die von Teilnehmern selber
getragen werden. Da die meisten Gelder an Einrichtungen in Personal-
mittel flieBen, verstarkt diese finanzielle Unsicherheit noch die Ten-
denz, mit billigeren Honorarkraften zu arbeiten.

Zusammenfassung

— Das Zusammenspiel der Ausrichtung an der Zielgruppe der Lang-
zeit-arbeitslosen mit einer Verlagerung des Finanzierungsrisikos auf
die Einrichtungen fihrt unter Umstanden zu einer Segmentation in-
nerhalb der Gruppe der Langzeitarbeitslosen.

— Eine Verschiebung des finanziellen Risikos auf die Einrichtungen
fahrt unter Umstanden zu einer Verlagerung des inhaltlichen Ange-
bots hin zu marktgangigen Kursen.

— Eine Ausrichtung an marktgangigen Kursen fiihrt eventuell zu Quali-
fikationsproblemen mit dem Stammpersonal.

4.2.1.1 Einarbeitungszuschiisse

Wahrend die Einarbeitungszuschiisse im alten Arbeitsférderungsgesetz
unter ,beruflicher Weiterbildung” liefen, werden sie heute im SGB lll
unter Lohnkostenzuschiissen gefiihrt. Trotzdem sollen sie an dieser
Stelle aufgefihrt werden, da sie inhaltlich zur beruflichen Weiterquali-
fizierung der Arbeitnehmer zahlt.

Durch Einarbeitungszuschiisse will die Bundesanstalt fir Arbeit die
Einstellung von Arbeitslosen und deren Qualifizierung on-the-job unter-
stlitzen, die einer besonderen Einarbeitung bedirfen. Unternehmen
erhalten wahrend der ersten Zeit, in der der Arbeitnehmer noch nicht
voll einsatzfahig ist, und in der eine Uber die Ubliche Einweisung hi-
nausgehende meist betriebsspezifische Einarbeitung stattfinden sollte,
einen Einarbeitungszuschuss. Neben der praxisnahen Qualifizierung ist
die Ubernahme in ein festes Arbeitsverhiltnis die Intention dieser
Foérderung. ,Die Grenzen zwischen der Betonung der
Subventionierung, d.h. der Verbilligung der Arbeitskraft, und der
Betonung der Finanzierung einer Qualifizierung mittels Einarbeitung, die
mit Kosten flir den Arbeitsgeber verbunden sind, sind flielRend,
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Arbeitsgeber verbunden sind, sind flieBend, insbesondere aus Sicht
des Arbeitgebers,, (Pirzer, S. 68).

In der Regel betragt die Férderung héchstens 30% des bericksichti-
gungsfahigen Arbeitsentgelts fir die Dauer von sechs Monaten (8§ 220
SGB Ill). In Ausnahmefallen kann die Dauer und Héhe der Leistung er-
héht werden. Die Gewahrung der Mittel ist an eine Nachbeschafti-
gungszeit des Arbeitnehmers gebunden. 1997 wurden 78,7 Mio. DM
far Einarbeitungszuschiisse verwendet.

Einschatzung

Dieses Instrument bietet insbesondere eine Chance flr Langzeitarbeit-
lose oder altere Arbeitnehmer, die so Uberhaupt erst eine Chance be-
kommen, durch eine praxis- und betriebsnahe Qualifizierung in dem
Arbeitsmarkt Ful®3 zu fassen, ohne dadurch die nachteiligen Faktoren
(Alter, Dauer der Arbeitslosigkeit) zu erh6hen, wie dies bei externen
Qualifizierungen der Fall ist.

Die Gefahr der Mitnahmeeffekte (siehe Abschnitt 2.3) ist gro3, da die
Einarbeitungszuschlisse direkte Subventionierungen der Arbeitgeber
bedeuten. Wird das Qualifizierungsverhaltnis Gber das Arbeitsamt initi-
iert, kann das Ausmal} der Mitnahmeeffekte begrenzt werden. Dass
Arbeitsverhaltnisse aufgeldost werden, um sie durch subventionierte zu
ersetzen, versucht man durch 8223 Abs. 1 Nr. 1 SGB Ill entgegen zu
treten. Ebenso wird bei Wiedereinstellung von Arbeitnehmern in einem
Zeitraum von 4 Jahren kein Arbeitszuschuss gewahrt, um auch hier
Mitnahmeeffekte auszuschlie3en (siehe Pirzer, 2000, S. 68f.).

4.2.1.2 Fortbildung und Umschulung

Arbeitslosen oder von Arbeitslosigkeit bedrohten Personen wird eine
Qualifizierung in Form von Umschulungen oder Fortbildungen finan-
ziert, die dazu dienen soll, das Profil der Personen der aktuellen Ar-
beitsnachfrage anzupassen und so die Personen in Arbeit zu bringen.
Hierzu werden von der Bundesanstalt fir Arbeit die Weiterbildungskos-
ten getragen sowie die zur Sicherung des Lebensunterhaltes notwen-
digen finanziellen Mittel zur Verfligung gestellt, sofern die Notwendig-
keit der MalRnahme und die persdnlichen Voraussetzungen anerkannt
sind. Ubernommen werden hier die direkten Lehrgangs- und Fahrtkos-
ten sowie ein Unterhaltsgeld wahrend der MaRBnahme. 1996 traten
647.670 Personen in Weiterbildungsmallnahmen ein, wovon rund
75% auf Fortbildung, 20% auf Umschulungen und 4% auf Einarbei-
tungsmalinahmen entfielen (Bundesanstalt fir Arbeit, 1997, S. 9).

Umschulungen

Als Umschulungen werden jene WeiterbildungsmalRnahmen bezeich-
net, die durch die Hinarbeitung auf einen beruflichen Abschluss dazu
dienen, in eine andere berufliche Tatigkeit zu wechseln, die auf dem
Arbeitsmarkt nachgefragt wird. Umschulungen kénnen entsprechend
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wie berufliche Erstausbildungen gesehen werden und enden in der Re-
gel mit einer Abschlussprifung, die stark reglementiert ist (Inhalt, Ziel,
Prifungsanforderungen, Zulassungsvoraussetzungen, etc.). Umschu-
lungsmalnahmen dauerten 1996 im Schnitt 21,7 Monate.

Fortbildungen

Als Fortbildungen werden alle WeiterbildungsmalRnahmen bezeichnet,
die ,das Ziel haben, berufliche Kenntnisse und Fertigkeiten festzustel-
len, zu erhalten, zu erweitern oder der technischen Entwicklung anzu-
passen oder einen beruflichen Aufstieg zu ermdglichen, und eine ab-
geschlossene Berufsausbildung oder eine angemessene Berufserfah-
rung voraussetzen, (841 Abs.1 AFG). FortbildungsmalRnahmen dauer-
ten 1996 im Schnitt 7,9 Monate.

Einschatzung

Nachteil bei Umschulungen noch starker als bei Fortbildungen ist, dass
die Teilnehmer in der Zeit der Qualifizierung weiterhin nicht im Arbeits-
alltag sind und sich die Dauer der Frist ohne berufliche Betatigung
steigt. Vorteil ist, dass Personen gezielt nach dem Bedarf des Arbeits-
marktes ausgebildet werden kédnnen und der Mismatch verringert wer-
den kann.

4.2.1.3 Weitere MaBnahmen mit Qualifizierungsinhalten
TrainingsmalRnahmen

Diese MalBnahmen dienen, bei Fortzahlung des Arbeitslosengeldes, der
Verbesserung der Vermittlungsaussichten von Arbeitslosen, indem sie
entweder:

(1) die Eignung flr eine Tatigkeit oder MalRnahme der aktiven Ar-
beitsforderung ermittelt wird (héchstens vier Wochen);

(2) die Selbstsuche nach einer Beschaftigung unterstltzt wird

(3) Kenntnisse und Fahigkeiten vermitteln, die die Arbeitsvermitt-
lung oder den Abschluss einer Aus- oder Weiterbildung erleich-
tern (h6chstens acht Wochen).

Wahrend die Inanspruchnahme von TrainingsmalRnahmen seit ihrer Ein-
fihrung 1996 noch relativ gering war (1996 lag sie bei 8.000 Perso-
nen, 1997 waren es schon 16.000 Personen), spielen sie heute im
Zusammenhang der beruflichen Weiterbildung eine immer gewichtigere
Rolle (1997 210,7 Mio. DM) (BMA 1998, S. 19ff.)

Einschatzung

Durch diese kostengiinstigen TrainingsmalRnahmen, die haufig anderen
MaRnahmen der aktiven Arbeitsforderung vorgeschaltet sind, kénnen
ungeeignete Bewerber schon im Vorfeld aussortiert und MalRnahmeab-
briche reduziert werden. Trainingsmal3nahmen sind die kostenguns-
tigsten MalRnahmen der Bundesanstalt fir Arbeit und kénnen bei kur-
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zer Dauer der Arbeitslosigkeit den Einstieg mit geringen Mitteln erleich-
tern.

Mit kurzfristigen MalRnahmen lassen sich Langzeitarbeitslose nicht in
Arbeit bringen. Hierzu bedarf es intensiverer MalBnahmen. Trainings-
malnahmen kénnen daher nur ein zusétzliches Instrument der Bun-
desanstalt fir Arbeit sein.

RehabilitationsmaRnahmen

Rehabilitationsleistungen fir Menschen mit Behinderungen beinhalten
MaRRnahmen der beruflichen Erstausbildung und der beruflichen Wie-
dereingliederung. Teilnehmer erhalten ein Ubergangsgeld, sofern sie
vorher 12 Monate beitragspflichtig beschaftigt waren. Dies entspricht
in der Regel 68% des zugrunde liegenden Entgelts. 1997 waren
35.654 Rehabilitanden in MalRnahmen der Bundesanstalt fir Arbeit,
zum groRten Teil in Umschulungen (25.226).

4.2.1.4 Aufstiegsfortbildungsfoérderung

Seit dem 1.1.1996 gibt es den gesetzlich verankerten Rechtsanspruch
auf staatliche Unterstlitzung zur beruflichen Aufstiegsfortbildung in
einer beruflichen Voll- oder TeilzeitweiterbildungsmalRnahme. Dieser
Zuschuss wird in geringem Umfang als Zuschuss (1998: 71 Mio. DM)
und zum Uberwiegenden Teil als Darlehen (1998: 261 Mio. DM) ge-
wahrt. Der staatliche Beitrag zum Unterhalt betragt 1.085 DM, wobei
héchstens 393 DM als Zuschuss gewahrt werden, der Rest ist ein
Darlehen der deutschen Ausgleichsbank (zwei Jahre zinsfrei). Insge-
samt betrug die Forderung der Aufstiegsforderung 1998 rund 342
Mio. DM (siehe hierzu Statistisches Bundesamt, 1999, S. 12).

Tabelle 7 Ubersicht zur Férderung von Aufstiegsfortbildung

Aufstiegsfortbildungsférderung

max. 1.085 DM pro Monat und Person

Darlehen Zuschuss
692 DM pro Monat und Person 393 DM pro Monat und Person
261 Mio. DM (1998) 71 Mio. DM (1998)

Die staatliche Férderung zur Aufstiegsfortbildung wird im Gegensatz
zum Versicherungsprinzip der Aktivitaten zur beruflichen Weiterbildung
der Bundesanstalt fur Arbeit durch ein Bedlrftigkeitsprinzip (vgl. Ab-
schnitt 2.3.2, S. 10) ersetzt. Das heil3t, dass der Staat nur dann un-
terstutzend in Erscheinung tritt, wenn der Teilnehmende nicht genu-
gend Mittel zur Selbstfinanzierung aufbringen kann. Die F&rderungs-
héchstdauer betragt 24 Monate bei Vollzeitkursen. Das maximale Vo-
lumen der direkten staatlichen Férderung betragt demnach 9.200 DM.
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Neben dem reinen Zuschuss finanziert der Staat die Aufstiegsfortbil-
dung aber weiterhin erstens durch einen unter dem Marktwert Ublichen
Zinssatz, zweitens einer Karenzzeit von bis zu vier Jahren ohne Ver-
zinsung des Darlehens und drittens der Méglichkeit der Stundung des
Darlehens bei bestimmten Voraussetzungen (z.B. bei niedrigem Ein-
kommen oder wenn sich eine Person mit bestimmten Bedingungen
selbstandig macht).

Merkmale indirekter Forderung der Aufstiegsfortbildung
— niedriger Zinssatz

— Karenzzeit ohne Verzinsung

— Modglichkeit der Stundung

Das Darlehen fir die Finanzierung der Lehrgangs- und Prifungsgebth-
ren wird bis zu einer Héhe von 20.000 DM bewilligt. Die gemeinsame
Finanzierung durch Bund und Lander setzt sich so zusammen, dass der
Bund 78% Ubernimmt und die Lander 22%, ausgefihrt wird das Auf-
stiegsfortbildungsférderungsgesetz durch die Lander.

Einschatzungen

Die Rickzahlung des Darlehens gestaltet sich einkommensunabhangig
nach dem Aquivalenzprinzip®®*. Zu denken ware hier auch eine
Rickzahlung, die an die Hohe des nach und durch die Malinahme
erzielten Einkommens gekoppelt ware. Dieser BildungsnielS8brauch
wirde dann jene Personen persdnlich starker in die finanzielle Schuld
nehmen, die Uberproportional von der Weiterbildung profitieren und ein
héheres Einkommen erzielen. Dies wilrde eine gréRere Umverteilung
durch den Staat ermodglichen. Gleichzeitig wirde aber der
administrative Aufwand stark ansteigen.

1998 wurden 41.000 Forderantrage bewilligt. ,Die Anzahl der gefor-
derten Personen mit Ziel beruflicher Aufstieg hat sich mit der Einfih-
rung des Meister-Bafég dauerhaft erheblich verringert, (Pirzer, 2000,
S. 90). Woran es liegt, das die Inanspruchnahme des gesetzlichen
Rechts auf Aufstiegsfortbildung so wenig genutzt wird, misste unter-
sucht werden. So kénnte es fur den Nachfrager an wenig attraktiven
Konditionen liegen oder aber eventuell an schwierigen Antragsverfah-
ren, zu wenige Informationen oder Kenntnissen tUber die Md&glichkei-
ten.

Zu bemerken ist, dass auch die Darlehensanspriiche bei bewilligten
Antragen nicht so ausgeschopft werden, wie dies zu erwarten ware.
Pirzer fuhrt drei moégliche Grinde auf, denen insbesondere in bezug
auf Wirksamkeit des Finanzierungsinstrumentes naher nachgegangen
werden sollte:

% Das Aquivalenzprinzip bedeutet, dass jene Personen fiir die Weiterbildung auf-
kommen, die daraus auch den Nutzen ziehen.
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(1) mangelnde Verschuldungsbereitschaft bestimmter Bevolke-
rungsgruppen

(2) sparsame Inanspruchnahme
(3) verbreiteter Mitnahmeeffekt des Zuschussanteils.

Vorteil der Finanzierungsform Uber die Aufstiegsfortbildungsférderung
ist, dass man durch das Bedurftigkeitsprinzip treffgenauer begtinstigen
kann. Dass es auch hier zu Mitnahmeeffekten kommt, lasst sich nicht
ausschliel3en.

4.2.2 Berufliche Weiterbildung im Einkommenssteuerrecht

Nach Einkommenssteuergesetz erméglicht es der Staat, private Auf-
wendungen der beruflichen Weiterbildung von der Steuerbemessungs-
grundlage abzuziehen. Die Weiterbildung in dem ausgelibten Beruf
kann in voller H6he und ohne Begrenzung in den Werbungskosten gel-
tend gemacht werden, wahrend nicht berufsbezogene Weiterbildung
unter "Sonderausgaben" nur zu einem bestimmten Teil geltend ge-
macht werden kann (900 - 1.200 DM pro Kalenderjahr).

Uber die Héhe der Steuerausfalle aufgrund der Abschreibungsméglich-
keiten von beruflicher Weiterbildung kénnen keine Angaben gemacht
werden, da der Anteil an beruflicher Weiterbildung in den Werbungs-
kosten nicht statistisch erfasst wird. Zu den Sonderausgaben, die ei-
nen nur sehr viel kleineren Teil der Abschreibungen fir Weiterbildung
ausmachen durften, liegen Hochrechnungen vor und belaufen sich
1989 auf 450 Mio. DM flr berufliche Weiterbildung im nicht ausgelib-
ten Beruf. Das entspricht einer Steuermindereinnahme von rund 134
Mio. DM (vgl. hierzu Dicke et al 1995, S. 40f.)

Einschatzung

Diese indirekte Forderung der Weiterbildung begiinstigt vor allem jene,
die einen hohen Grenzsteuersatz haben und einen hohen Teil ihrer
Ausgaben Uberhaupt erst geltend machen kénnen. Personen, die ein
Einkommen unterhalb der Steuergrenze haben, kénnen also auch keine
Kosten fur Weiterbildung geltend machen. Hier liegt eine doppelte Un-
gerechtigkeit vor. Zum einen missen Personen, die wenig Geld zur
Verfligung haben, ihre private Weiterbildung zu einem gréfReren Teil
selber finanzieren als jene, die Uber ein hohes Einkommen verfiigen.
Zum anderen besteht ein Zusammenhang zwischen Personen mit ho-
hen Einkommen und Weiterbildungsbeteiligung, wodurch der Anreiz fir
Weiterbildung in die Richtung der bereits Beglinstigten geht.
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4.2.3 Sonderprogramme des Bundes und der Europaischen
Union

4.2.3.1 Sonderprogramme des Bundes

Der Bund finanziert zusatzlich zu regelmafigen Leistungen in der Wei-
terbildung Programme, die meist der beruflichen Qualifizierung benach-
teiligter Bevolkerungsgruppen zugute kommen sollen.

So wurde 1999 das Jugendsofortprogramm ,JUMP*” zum Abbau der
Jugendarbeitslosigkeit mit einem Etat von 2 Mrd. DM gestartet (flr
2000 standen ebenfalls 2 Mrd. DM zur Verfigung). Das Programm
wird im Rahmen des Haushalts der Bundesanstalt fir Arbeit finanziert
und setzt sich zusammen aus einem Bundeszuschuss, Mitteln des Eu-
ropaischen Sozialfonds (1999: 799 Mio. DM) und Einsparungen bei
Lohnersatzleistungen.

JUMP ist einerseits eine projektbezogene Forderung, die sich am
SGBIIl orientiert und Tragern einen Zuschuss fur MalRnahmen gewahrt.
Andererseits finanziert es auch personengebundene Ausbildungsvergu-
tungen, Sozialversicherungsbeitrage, Unfallversicherung und
MaRRnahmekosten.

Ein weiteres Sonderprogramm des Bundes, ebenfalls von der Bundes-
anstalt fur Arbeit durchgefihrt, dient der ,Erprobung von Modellansat-
zen zur Foérderung der Beschaftigung von Geringqualifizierten und Ar-
beitslosen, und startet im 2. Halbjahr 2000. Um einen Anreiz flr die
Schaffung von Arbeitsplatzen und Attraktivitat von Teilzeitarbeit zu
schaffen sowie die Wiedereingliederung zu erleichtern, erhalten Arbeit-
nehmer einen Zuschuss zu den Arbeitnehmer- und Arbeitgeber-
Sozialversicherungsbeitragen. Dieser wird nicht ausgezahlt, sondern
kommt den Arbeitnehmern in Form von Qualifizierungen zugute. Fur
2000 stehen hierfir 60 Mio. DM zur Verfigung. Fir die Folgejahre
wird mit Aufstockungen aus Mitteln des Europaischen Sozialfonds
(ESF)** gerechnet.

4.2.3.2 Programme der Europdischen Union

Vorwiegend im Bereich der beruflichen Weiterbildung vergeben ver-
schiedene EU-Programme Gelder fir beantragte Projekte von Weiter-
bildungstragern. Neben Employment und Adapt, kénnen die Program-
me Leonardo da Vinci, Socrates (inkl. Grundtvig), Tempus und Youth
C als die wichtigsten Instrumente der Gemeinschaft zur Férderung der
Bildungs- und Berufsbildungskompetenzen genannt werden. Samtliche
Projekte werden auf Antrag ausgewahlt und sind Projektfinanzierungen
(zu der H6he der Finanzierung siehe auch im Anhang und 2.5). Ein re-
lativ hoher Anteil von Mitteln aus dem Europaischen Sozialfonds fliel3t
in die Weiterbildung, insgesamt wurden von der Bundesanstalt far Ar-

34 Weitere Programme mit Finanzierung durch das ESF siehe folgender Abschnitt
unter "Européaischer Sozialfonds"
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beit in 1999 Gelder aus dem Europaischen Sozialfonds in H6he von
553 Mio. DM verwaltet.

Europaischer Sozialfonds (ESF)

Der ESF ist ein Instrument gemeinschaftlicher Arbeitsmarktpolitik, das
die Sicherung von Arbeitsplatzen und Eingliederung von benachteilig-
ten Arbeitslosen zum Ziel hat (Langzeitarbeitslose, Frauen ohne Quali-
fikation, Jugendliche bis 25 Jahre ohne Beschaftigung).

Die ESF-Forderung konzentriert sich auf finf Politikbereiche (2000-
2006):

(1) Entwicklung und Foérderung aktiver Arbeitsmarktpolitiken;
(2) Férderung von Chancengleichheit;

(3) Forderung und Verbesserung der beruflichen und allgemeinen
Bildung, lebenslanges Lernen;

(4) Forderung eines anpassungsfahigen Arbeitskraftepotenzials,
Entwicklung des Unternehmergeistes, berufliche Kompetenz-
entwicklung, Erleichterung der Schaffung von Arbeitsplatzen,
Qualifizierung des Arbeitskraftepotenzials in Forschung, Wissen-
schaft und Technologie;

(5) Férderung spezifischer Mal3nahmen zur Verbesserung des Zu-
gangs der Frauen zum Arbeitsmarkt.

Der Bund nutzt die Kofinanzierung des ESF im Jahr von rund 50 Mio.
DM (BMBF, 2001, S. 244) fir folgende Programme:

.Lernende Regionen - Forderung von Netzwerken®

BLK-Modellversuchsprogramm ,Lebenslanges Lernen®
— ,Schule-Wirtschaft/Arbeitsleben*
— ,Lernkultur/Kompetenzentwicklung®

— ,Berufliche Qualifizierung fur Zielgruppen mit besonderem F&rderbe-
darf*

— Forderkonzept ,Uberbetriebliche Berufsbildungsstatten®

— Bilaterales Austauschprogramm in der beruflichen Bildung mit den Mit-
tel- und Osteuropaischen Landern, vorerst Polen und Tschechien.

Einschatzung

Die Informationsbeschaffung lber die Forderung Uber EU-Mittel in
Deutschland ist derzeit noch aulRerst mihsam, da die entsprechenden
Statistiken bei den Programmtragern in Deutschland sich noch im Auf-
bau befinden (das BIBB fir LEONARDO DA VINCI und SOKRATES mit
Aktion Grundvig). Derzeit kann weder gesagt werden, was insgesamt
in einem Jahr aus europaischen Mitteln in die deutsche Weiterbildung
flieBt, noch kann gesagt werden, inwiefern der Inhalt von Weiterbil-
dungsmalnahmen durch EU-Programme verandert wird. Dies liegt
auch daran, dass die Projekte nicht eindeutig immer der beruflichen
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Weiterbildung zugeordnet werden, obwohl sie Weiterbildungselemente
enthalten.

Fir viele Einrichtungen sind Gelder aus EU-Mitteln ein weiteres finan-
zielles Standbein, dass umso wichtiger wird, je unsicherer andere fi-
nanzielle Mdglichkeiten werden. Da EU-Projekte meist Uber einen et-
was langeren Zeitraum gewahrt werden, ist hier die Planbarkeit der
Einrichtung etwas hoher. Gleichzeitig ist eine Anschlussfinanzierung
hier aber noch ungewisser.

Da die Beantragung von EU-Mitteln einen hohen administrativen Auf-
wand mit unsicherem Ergebnis mit sich zieht, ist es vor allem fir Ein-
richtungen mit wenigen Personalmitteln schwierig, Gelder aus diesem
Topf zu erhalten, da die Vorfeldfinanzierung zu hoch ist.

Zusammenfassung

— Fehlender Ubersicht Gber EU-Mittel, die fur die deutsche Weiterbil-
dung ausgegeben werden.

— Teilen sich die gréReren Einrichtungen die Gelder aus EU-T6pfen
und bleiben kleinere Einrichtungen auf3en vor?

— Inwieweit nimmt europaische Forderung inhaltlichen Einfluss auf
die Weiterbildungslandschaft in Deutschland?

4.2.4 Bildungsurlaubsgesetze/Bildungsfreistellungsgesetze

Seit den 70er Jahren wurde bis heute in 11 von 16 Bundeslandern
Bildungsurlaubsgesetze erlassen, die jedem Arbeitnehmer das Recht
auf Freistellung zum Zwecke der Weiterbildung erméglichen bei gleich-
zeitiger Lohnfortzahlung. Neben der beruflichen Weiterbildung kann
auch die allgemeine und politische Weiterbildung Inhalt von Bildungsur-
lauben sein. Wahrend die Opportunitatskosten bei dem Arbeitgeber
liegen, werden die Malnahmekosten vom Arbeitnehmer gezahlt. Die
Dauer der Freistellung betragt in der Regel finf Arbeitstage pro Jahr.

Die Nutzung dieser gesetzlichen Regelungen ist sehr gering und be-
tragt nur rund 2% der sozialversicherungsbeschaftigten Arbeitnehmer.
In der Gruppe der Beschaftigten im 6ffentlichen Dienst ist die Nutzung
des Bildungsurlaubs Uberproportional hoch (siehe Wagner, 1995, S.
23).

Einschatzung

Uber die geringe Teilnahme am Bildungsurlaub gibt es verschiedene
Spekulationen: Zum einen kann sich die Rickhaltung auf die besonde-
re Arbeitsplatzunsicherheit vieler Arbeitnehmer beziehen, die negative
Konsequenzen beflirchten. Gerade jene Personen nehmen unter Um-
standen deshalb keinen Bildungsurlaub, die sowieso schon aufgrund
ihres Bildungsniveaus proportional weniger an Weiterbildung teilneh-
men. Eng damit zusammen hangt die geringe Akzeptanz des Bildungs-
urlaubs seitens der Arbeitgeber, insbesondere wenn es um einen Bil-
dungsurlaub jenseits von direkt betrieblich verwertbaren Inhalten geht.
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4.3 Nichtmonetére 6ffentliche Forderung: Weiterbil-
dungsberatung und -information

Um das Ziel der Chancengleichheit im Weiterbildungszugang zu verfol-
gen und eine Weiterbildungsberatung fir Zielgruppen zu schaffen, wird
versucht, tGber Beratung und Information eine méglichst hohe Transpa-
renz in die Angebote zur Weiterbildung in Deutschland zu bringen. Ne-
ben zentralen Beratungsdienstleistungen auf Bundesebene (z.B. der
Bundesanstalt fliir Arbeit) gibt es eine Vielzahl von Beratungsangeboten
auf Landes- sowie kommunaler Ebene (in vielen Bundeslandern werden
eigene Datenbanken aufgebaut).

Uber die Bundesanstalt fiir Arbeit wird Berufs- und Arbeitsberatung
sowie Arbeitsvermittlung angeboten. Die Bundesanstalt fir Arbeit gibt
aulRerdem das Nachschlagewerk ,Einrichtungen zur Beruflichen Bil-
dung, heraus. AulRerdem wird von der Bundesanstalt fir Arbeit die
Datenbank Kurs verwaltet, die sowohl als Textversion als auch als On-
line-Datenbank (Kurs-Direkt) sowie als CD-Rom zur Verfligung steht.
Die Datenbank verfiigt Gber rund 35.000 verschiedene Bildungsanbie-
ter und knapp 320.000 unterschiedliche Bildungsangebote. Die
Betreuung der Datenbank und die Erstellung werden aus dem Haushalt
der Bundesanstalt fur Arbeit finanziert und belaufen sich auf rund 20
Mio. DM jahrlich.

Einschatzung

— Wenn man sich in der Weiterbildungsfinanzierung stérker in Rich-
tung der Nachfragefinanzierung bewegt, dirfte dieser Posten der
Weiterbildungsberatung und -information wesentlich steigen und
noch starker an Bedeutung gewinnen.

— Neben der bereits systematischen Informations- und Beratungsleis-
tung der Bundesanstalt fir Arbeit in der beruflichen Weiterbildung
musste auch die Beratungsleistung in der allgemeinen Weiterbil-
dung systematischer verfolgt werden.

— Kiritisch zu hinterfragen ware, ob die Finanzierung tUber die Bundes-
anstalt fur Arbeit, also Uber Gelder, die durch Zwangsabgaben ein-
genommen werden, gerechtfertigt und sinnvoll ist, da die Informa-
tionen und die Beratung alle Blrger in Anspruch nehmen kénnen.
Daher ware das Beratungs- und Informationsangebot eigentlich
durch Steuergelder zu finanzieren.
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5 Offentliche Férderung der Weiterbildung: Strate-
gien in Europa

In vielen europaischen Landern haben sich schon seit einigen Jahren
strategische Diskussionen Uber lebenslanges Lernen entwickelt, die vor
allem durch Vereinbarungen der Sozialpartner unter Einfluss des Staa-
tes gekennzeichnet sind. Mit dem Bundnis fir Arbeit hat nun auch
Deutschland einen Schritt in diese Richtung gemacht. Auch in der be-
ruflichen Weiterbildung sind die Finanzierungsformen durch Vereinba-
rungen der beteiligten Akteure gepragt.

In diesem Kapitel werden ausgewahlte Finanzierungsinstrumente dar-
gestellt, die insbesondere als Ergadnzung zu den in Deutschland beste-
henden zu sehen sind. Die Darstellungen in anderen Landern kénnen
als Anregungen fur die innerdeutsche Debatte und als Ideenpool gese-
hen werden - zu Ubersetzen sind die Modelle so nicht. Zwar kénnen
Informationen Uber die Finanzierung beruflicher Bildung in anderen Lan-
dern Anst6Re fur Loésungsmoglichkeiten geben, doch ein solcher
Transfer hat seine Grenzen: zu unterschiedlich sind die historischen
Entwicklungen der jeweiligen Lander und daraus abgeleitet ihre sozia-
len und kulturellen Systeme. Im folgenden wird auf verschiedene M&g-
lichkeiten von Anreizsystemen eingegangen. Hierzu zahlen unter-
schiedliche Arten von Fondssystemen, der bezahlte Bildungsurlaub und
Abgabensysteme. In Anschluss werden insgesamt die Vor- und
Nachteile von Anreizsystemen zusammengetragen.

Wenn Uber Anreizsysteme gesprochen wird, missen in erster Linie die
Diskussionen und Aktivitaten um Fondssysteme thematisiert werden.
Bereits in den siebziger Jahren kam diese |Idee auf, von der Sachver-
standigenkommission ,Kosten und Finanzierung der beruflichen Bil-
dung, ausgearbeitet (SVK, 1974, S. 368ff.). Wahrend einige europai-
sche Lander Fondsmodelle in unterschiedlicher Art eingefiihrt haben,
sind in Deutschland lediglich in einigen Tarifvertragen fir die Finanzie-
rung Uberbetrieblicher Ausbildung Vereinbarungen getroffen worden.
Gesetzliche Vereinbarungen existieren nicht.

Auf die Form der Bildungsgutscheine und der Bildungskonten wird an-
schliel3end eingegangen. Die Darstellung wurde, sofern das Informati-
onsmaterial hierzu vorlag, so aufgebaut, dass mdglichst folgende Ge-
sichtspunkte angeschnitten werden: Rahmenbedingungen, Intention,
Kosten, Kooperation/Vernetzung und Einbettung des Modells in das
Gesamtweiterbildungssystem.

5.1 Anreizsysteme

Die betriebliche Aus- und Weiterbildung bringt direkten und indirekten
Nutzen sowohl fir den Arbeitnehmer als auch fiir den Arbeitgeber. Als
direkter und indirekter NutznieRer dieser MalRnahmen sollten die Un-
ternehmen diese neben dem jeweiligen Arbeitnehmer auch finanzieren.
Aufgrund der mdéglichen Abwanderung von qualifizierten Arbeitskraf-
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ten aus dem Unternehmen oder schlicht aufgrund fehlenden Kapitals
der Unternehmen, kann es aber zu Unterinvestitionen im Bereich der
Weiterbildung kommen. Dies kann wiederum zu einer Minderung des
externen Nutzens, also dem gesamtgesellschaftlichen Nutzen fihren,
weshalb seit einigen Jahren verschiedene Regierungen versuchen,
durch die Schaffung finanzieller Anreize die Investitionen der Unter-
nehmen in die Aus- und Weiterbildung zu erh6hen. Die folgende Struk-
turierung der unterschiedlichen Finanzierungsformen wurde von
Gasskov (1997) tlbernommen.*®

Hierzu gehoren:

(1) Abgaben oder Steuern zur Finanzierung der Berufsbildung (Da-
nemark, Frankreich, Schweden)

(2) bezahlter Bildungsurlaub (Frankreich, Belgien)

(3) sektorale Bildungsfonds (Danemark, Niederlande, Belgien)

5.1.1 Abgabensysteme

Zur Forderung lebenslangen Lernens und der Ankurbelung der betrieb-
lichen Weiterbildung haben verschiedene Regierungen (Frankreich, Bel-
gien, Danemark, Irland) ein Abgabensystem eingefliihrt. Unterschieden
werden kann zwischen drei Formen der Abgabe:

Abgabenfinanzierte Beihilfesysteme

Unternehmen fihren Zwangsbeitrage an einen Fonds ab, Uber
den eine Umverteilung an jene Betriebe stattfindet, die bestimm-
te Aus- oder Weiterbildungsmalnahmen durchfihren (mit sekt-
oraler oder nationaler Prioritat).

Steuer-/Abgabenbefreiungssysteme

Unternehmen erhalten Steuererleichterungen, wenn Sie ein be-
stimmtes Mindestmal3 an Weiterbildung fur ihre Arbeitnehmer
anbieten.

Staatsabgaben

Entsprechend der Lohn- und Gehaltssumme der Unternehmen
sowie der Einkommen der Arbeitnehmer werden Steuern an den
Staat abgefiihrt, um damit landesweite Berufsbildungsinitiativen
zu finanzieren.

Abgabenfinanzierte Beihilfesysteme

Die Beitrage, die entsprechend der Lohn- und Gehaltssumme erhoben
werden, werden an speziell dafir eingerichtete Fonds abgefihrt, Gber
die die Gelder wiederum als Beihilfe zur Aus- und Weiterbildung um-

3% Siehe ausflhrlich hierzu auch Gasskov, Vladimir (IAO) (1997): Managing Voca-
tional Training Systems: Handbook for Senior Administrators, Genf
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verteilt werden. Die Verteilung erfolgt nach Inhalt und Umfang der be-
trieblichen Aus- und Weiterbildung der Unternehmen. Zur Verwaltung
dieser abgabefinanzierten Beihilfesysteme miissen spezielle Organe
geschaffen werden, mit einer hoheren Verwaltungskompetenz und
einem hdheren Verwaltungsaufwand verbunden. Aus den Fonds kdn-
nen auch weitere Weiterbildungsmalinahmen finanziert werden (z.B.
bezahlter Bildungsurlaub, MalRnahmen fir Arbeitslose).

Beispiel Schweden: Beschéftigungssicherungsfonds (TSL)

1983 wurde der TSL im Rahmen von Tarifverhandlungen zwischen
Gewerkschaft und Arbeitgebern ausgehandelt mit den Zielen, erstens
die Beschaftigungsfahigkeit von Arbeitslosen oder von von Arbeitslo-
sigkeit bedrohten Personen und zweitens die Grindung und Entwick-
lung von Unternehmen zu fordern. Dieser Fonds wurde ohne die Betei-
ligung der Regierung gebildet.

Die Aktivitaten werden aus den Mitgliedsbeitragen der 95.000 beteilig-
ten Betriebe bestritten (Beitrage richten sich nach der Lohn- und Ge-
haltssumme der Unternehmen). Uber die Vergabe von Geldern wird
von einem paritatisch besetzten Vorstand beschlossen. 90% der ge-
zahlten Unterstltzungsleistungen flossen an Unternehmen und wurden
vor allem auch dafir genutzt, konjunkturell schwache Phasen zur Aus-
und Weiterbildung zu nutzen. Forderung geht vornehmlich an Vorha-
ben, die der langfristigen Entwicklung des Unternehmens dienen. Ein
GroRteil der Gelder floss an grundlegende Wirtschaftszweige. Uber den
TSL kénnen auch individuelle Beihilfen gewahrt werden, die Uber den
Arbeitgeber beantragt werden.

Steuer-/Abgabenbefreiungssysteme

Unternehmen werden von der Verpflichtung entbunden, zu Beginn ei-
nes Jahres eine Abgabe zu zahlen, um mit dem im Betrieb verbleiben-
den Geld MalBnahmen der Aus- und Weiterbildung zu finanzieren. Hier-
zu erstellen die Unternehmen einen Plan fir die sinnvolle Verwendung
der Mittel. Beaufsichtigt wird der Abgabebefreiungsmechanismus vom
Arbeitsministerium oder der staatlichen Finanzbehdrde.

Beispiel Frankreich

Entsprechend der Lohn- und Gehaltssumme missen Unternehmen
Zwangsabgaben leisten, wozu sie gesetzlich verpflichtet sind. Hierzu
zahlt eine , Ausbildungsabgabe,, um die Lehrlingsausbildung zu for-
dern sowie eine ,Berufsbildungsabgabe,, die der Finanzierung von
Aus- und WeiterbildungsmaRnahmen von Erwerbstatigen dient®.

Die Abgaben missen jeweils am Ende eines Steuerjahres geleistet
werden, sofern ein Unternehmen nicht nachweisen kann, dass es ei-

%6 auf die Lehrlingsabgabe wird hier nicht naher eingegangen



51

nen Betrag entsprechend der Hohe seiner bestehenden Steuerschuld
fur Aus- und Weiterbildung aufgewendet hat.

Die Berufsbildungsabgabe lag 1997 bei 1,5% der Lohn- und Gehalts-
summe und dient der kontinuierlichen beschéaftigungsbezogenen Wei-
terbildung. 0,4% der Lohn- und Gehaltssumme muss fir Ausbildungs-
programme fir Jugendliche abgefiihrt werden und 0,2% fir den be-
zahlten Bildungsurlaub. 0,9% kdénnen nach eigenem Ermessen des Be-
triebes fur Aus- und Weiterbildung von Betriebsangehdrigen genutzt
werden. Bilden Unternehmen Jugendliche aus, kénnen 50 - 60 FF (7,
6-9, 15 Euro) pro Ausbildungsstunde und Jugendlichen einbehalten
werden.

Zur Verwaltung der Berufsbildungsfonds werden Organe geschaffen,
die paritatisch von Vertretern der Arbeitgeber und der Gewerkschaften
zusammengesetzt sind (OPCA). 1997 bestanden in Frankreich 90
OPCA, die die aus den Abgaben gebildeten Fonds verwalten.

Staatsabgaben

~Abgaben, die der Staatskasse zuflieRen, bilden seit jeher die am bes-
ten abgesicherte und zuverlassigste Einnahmequelle zur Finanzierung
der Aus- und Weiterbildung und werden sehr haufig in den Landern
eingesetzt, die unter einem chronischen Mangel an 6 ffentlichen Mitteln
fur Bildungsausgaben leiden" (Gasskov, 1998, S. 31) Uberwiegend
werden hier Programme fir Arbeitslose und Arbeitsmarkteinsteiger
finanziert.

5.1.2 Bezahlter Bildungsurlaub

Landesweite Tarifvereinbarungen fihrten in Frankreich, Belgien und
Italien zu dem Recht auf bezahlten Bildungsurlaub. Bezahlt wird der
Bildungsurlaub UGber Steuermittel und Abgaben der Unternehmen.
Rahmenbedingungen (Voraussetzungen, Lange der Malinahme etc.)
sind gesetzlich festgelegt.

Beispiel Frankreich

Im Rahmen der Berufsbildungsabgabe (s.o0.) wird eine Abgabe von
0,2% der Lohn- und Gehaltssumme in speziell zum Zwecke des Bil-
dungsurlaubs eingerichtete Fonds entrichtet. Arbeitnehmer erhalten
wahrend des Bildungsurlaubs eine Lohnfortzahlung von 80 - 90% (bei
einer langeren Dauer als einem Jahr nur noch 60%), aber mindestens
das Doppelte des manteltariflich gesicherten Mindestlohns. Die Gelder
werden vom Arbeitgeber vorgestreckt. Ein Antrag auf Bildungsurlaub
kann abgelehnt werden, wenn der Fonds nicht Uber genltigend Gelder
verfligt. Staatliche Zuschlisse zu den Fonds ermdglichen die Weiterbil-
dung von Beschaftigten in Betrieben mit weniger als 10 Mitarbeitern.
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70% aller eingereichten Antrage wird stattgegeben, dies entspricht
20.000 pro Jahr. Der Bildungsurlaub kostet pro Person im Durch-
schnitt 20.000 US $ (22.310 Euro) jahrlich und dauert 850 Stunden.

Beispiel Osterreich: Bildungskarenz

Seit dem 1.1.1998 gibt es in Osterreich eine gesetzliche Grundlage,
nach der Arbeitnehmer fir die Dauer von 6-12 Monaten in Bildungska-
renz gehen kdénnen. Bildungskarenz ist eine staatliche Unterstlitzung
zum Unterhalt von ungefahr 800 DM pro Monat. Wahrend der Bil-
dungskarenz ist man zwar kranken- und unfallversichert, aber nicht
rentenversichert. Ziel dieser Bildungskarenz ist es zum einen, Arbeit-
nehmern bei weiter bestehendem Arbeitsverhaltnis eine Weiterbildung
zu ermoglichen, zum anderen Arbeitssuchenden neue Arbeitsplatz-
chancen zu vermitteln. Voraussetzung ist, dass der Arbeitnehmer 3
Jahre ununterbrochen beim gleichen Arbeitgeber beschaftigt ist und
dieser mit der Bildungskarenz einverstanden ist. Man muss die Teil-
nahme an einer BildungsmalRnahme nachweisen. Als solche werden
alle anerkannt, die als Ausbildung oder Weiterbildung definiert werden
kénnen. Uber die tatsachliche Inanspruchnahme kénnen keine genaue-
ren Angaben gemacht werden.

5.1.3 Sektorale Berufsbildungsfonds

Einige europaische Lander haben aufgrund von Tarifverhandlungen auf
betrieblicher, sektoraler und staatlicher Ebene bestimmte Berufsbil-
dungsklauseln in den Tarifvertrag aufgenommen, die ein Mindestmal3
der zur Weiterbildung zur Verfiigung zu stellenden Mittel bestimmen.
Auch Berufsbildungsfonds wurden aufgrund von Tarifvertragen gebil-
det, die insbesondere BerufsbildungsmalBnahmen entwickeln. Der
Staat beteiligt sich finanziell an branchenspezifischen Berufsbildungs-
fonds, unterstlitzt den bezahlten Bildungsurlaub oder Gberwacht tarif-
vertragliche Vereinbarungen.

Beispiel Danemark: Berufsbildungsfonds

In Danemark existieren 15 sektorale Fonds, die die Halfte der Erwerbs-
tatigen erfassen. Unternehmen leisten je nach Wirtschaftszweig Abga-
ben in H6he von 0,03 - 0,13 DKK (0,004 - 0,02 Euro) pro Arbeits-
stunde. Dies entspricht einem jahrlichen Finanzvolumen der Fonds von
60 Mio. DKK (8,06 Mio. Euro). Mit diesen Geldern wird die Entwick-
lung von Kursen, Qualifikationsanalysen und Pilotprojekten gefdrdert,
die durch staatliche Mittel bezuschusst werden. AulRerdem missen
Arbeitgeber 1.500 DKK (202 Euro) pro Beschaftigten an einen AER-
Fonds abflihren (von Sozialpartnern verwaltet), aus dem 90% von
Lehrlingsbeziigen und 80% der Fahrtkosten an ausbildende Unterneh-
men zuruckerstattet werden.

Beispiel Niederlande: Industrielle Sozialfonds
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Sektorale Tarifvertrage bilden den Rahmen fir die Einrichtung von in-
dustriellen Sozialfonds, die 3 Mio. von 7 Mio. Erwerbstatigen erfas-
sen®’. Die Fonds dienen der Entwicklung der Berufsbildung. In den
sektoralen Tarifvertragen wird die Unterhaltung von industriellen Sozi-
alfonds sowie die Hohe der Abgaben der Unternehmen festgesetzt
(ohne staatliche Eingriffe), die bei 0,44% der betrieblichen Lohn- und
Gehaltssumme liegt. Teilweise (branchenabhangig) tragen auch die
Arbeitnehmer einen Teil der Kosten. Gelder kénnen neben den Ent-
wicklungsaufgaben von den Unternehmen fir die direkten Mal3nah-
men- als auch die Ausfallkosten genutzt werden. Dies ist auf einen
Schulungstag pro Beschéftigten beschrankt. Zusatzliche Subventions-
fonds in manchen Branchen verteilen die staatlichen Subventionen fir
Aus- und Weiterbildung. Alle Fonds sind paritatisch besetzt mit Vertre-
tern aus Arbeitgeberverbanden und Gewerkschaften.

Beispiel Belgien

Alle Betriebe missen eine Abgabe von 0,25% der Bruttolohn- und Ge-
haltssumme leisten (aufgrund eines branchenibergreifenden Tarifver-
trages), die auf branchenspezifische Fonds eingezahlt wird, um die
Weiterbildung von ,Risikogruppen, auf dem Arbeitsmarkt zu finanzie-
ren.

In Deutschland, GroRbritannien, Irland, ltalien, Portugal und Spanien
wird Weiterbildung in Tarifvertragen zwar erwahnt, aber die Finanzie-
rung der Weiterbildung nicht geregelt.

5.1.4 Einschatzungen zu Anreizsystemen
Vorteile

— Durch die Umverteilung der Gelder durch Anreizsysteme besteht die
Mo glichkeit der Lenkung der Gelder und damit eine sowohl inhaltli-
che als auch soziale Einflussnahme der Institutionen.

— Mit der Einrichtung von Anreizsystemen wird eine Weiterbildungs-
kultur gefordert.

— Mittels Selbstfinanzierung kann ein hohes Mal3 an betrieblicher
Aus- und Weiterbildungsaktivitat herbeigefiihrt werden.

Nachteile

— Der Weiterbildungsbedarf erfolgt einer politischen, nicht einer be-
darfsorientierten Festlegung (Weil3, 1990, S. 65).

— Durch Abgaben von Unternehmen kann es zu Wettbewerbsverzer-
rungen kommen (Robbers, 1993, S. 128f.).

— Gefahr der Mitnahmeeffekte: Es muss geprift werden, ob nicht
jene —meist grolRe- Betriebe, die bereits eine etablierte Weiterbil-

37 1994 existierten 48 industrielle Sozialfonds in Danemark.
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dungskultur haben, verhaltnismalig starker von den Anreizsyste-
men profitieren als kleinere Unternehmen, die aus unterschiedlichen
Grinden keine Weiterbildungsmalnahmen durchfiihren kénnen. Fir
gréBere Unternehmen kénnte es lediglich eine zusatzliche Finanz-
spritze bedeuten, ohne aber tatsachlich damit das Ausmal} an Wei-
terbildung zu erhéhen.

— Wenn branchenubergreifend die Abgabesatze gleich sind, dann wird
weder in betracht gezogen, dass die Weiterbildungskosten unter-
schiedlich hoch sind, noch dass die Kompetenzniveaus unterschied-
lich sind (z.B. kompetenzintensive Technologie).

Einschatzungen

— Wirde man Abgabesatze je nach Branche variieren kénnen, wie es
sinnvoll ware, wirde hiermit ein erheblicher administrativer Auf-
wand verbunden sein.

— Auch erfordert die Uberpriifung der getatigten Weiterbildung ein
hohes Mald an organisatorischer und administrativer Betatigung.

— Langfristige Entwicklungen missen mit in den Blick genommen
werden. So erfordert die Veranderung der Weiterbildungslandschaft
durch Anreizsysteme eine stindige Uberpriifung, ob Bedingungen
und Abgabesatze nicht verandert werden miussen.

— "Anreizsysteme sollten von entsprechenden politischen Malnah-
men flankiert werden, die die Entwicklung von Aus- und Weiterbil-
dungsmarkten férdern und den erfolgreicheren Betrieben
wirtschaftliche Anreize bieten" (Gasskov, 1998, S. 42).

5.2 Bildungsgutscheine

Im folgenden werden die in Europa diskutierten oder umgesetzten Mo-
delle von Bildungsgutscheinen sowie Bildungskonten dargestellt. Die
Vor- und Nachteile werden im Anschluss zusammenfassend darge-
stellt.

»~The essence of a voucher is of a contract providing an individual (or
another legal entity) with purchasing power, without an actual mone-
tary transfer” (West, Sparkes, 2000, S. 12).

Bildungsgutscheine sind meist Uber Steuermittel finanzierte staatliche
Transferzahlungen an Haushalte, die hiermit wiederum Bildung an akk-
reditierten Bildungseinrichtungen nachfragen kénnen. Durch die Bil-
dungsgutscheine erhofft man sich ein nachfragegesteuertes Bildungs-
system, das sich an den Praferenzen der potenziellen Teilnehmer/innen
orientiert. Neben einem effizienz- und innovationssteigernden Wettbe-
werb, sollen die Wahlmdéglichkeiten des einzelnen erhéht werden. Mit
einem damit entstehenden Weiterbildungsmarkt soll eine optimale Al-
lokation der vorhandenen Ressourcen gewahrleistet und die Qualitat
durch den Wettbewerb verbessert werden. ,Vouchers present a chal-
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lenge that can lead to competition which brings lower costs, increased
average quality and dynamic innovation” (West, 1996, S. 3).

Im Rahmen des lebenslangen Lernens sollen Bildungsgutscheine neben
den oben beschriebenen Zielen vor allem auch die Md&glichkeit bieten,
einen nahtlosen Ubergang von einer Bildungsform in eine andere zu
ermoglichen. So erarbeitete der Sachverstandigenrat der Hans-Bd ckler-
Stiftung ein Gesamtfinanzierungsmodell fir das Bildungssystem unter
anderem mit Bildungsgutscheinen. Ebenso eine Studie von Ooster-
beeck (1998). Timmermann skizziert ebenfalls in aller Kiirze ein Modell
von kombinierten Bildungsgutscheinen and anderen Elementen der
Weiterbildungsfinanzierung (Timmermann, 2001) (siehe Abschnitt 6.2,
S. 69).

Hintergrund

Die Diskussion um Bildungsgutscheine wurde in den 50Oer Jahren
durch Milton Friedman ins Leben gerufen, der die Idee der Gutscheine
vor allem auf das US-amerikanische Schulwesen anwendete. Nicht
mehr die Schulen sollten finanziell ausgestattet, sondern die Bildungs-
nachfrager mit Kaufkraft versehen werden. In der europaischen Debat-
te hingegen spielten Bildungsgutscheine nie eine grofRere Rolle. In
GroBbritannien und der Schweiz wurde die Einfihrung von Bildungs-
gutscheinen in den 80er Jahren diskutiert, aber aufgrund 6konomi-
scher (Verursachung hoher Kosten) oder gesellschaftspolitischer Griin-
de (Verscharfung der Ungleichheit im Bildungswesen) verworfen.®® Im
Bereich der Weiterbildung sind sie erst aktuell verstarkt in die Diskus-
sion gekommen.

Insgesamt kann man bei der Idee der Bildungsgutscheine im Bereich
der Weiterbildung auf wenig empirisches Material zurick gegriffen
werden, obwohl die Idee dieser Finanzierungsform bereits eine altere
ist. ,Die Diskussionen zum Thema ’Bildungsgutschein’ wurden und
werden weitgehend ideologisch gefiihrt und wiederholen sich in Zyklen
von zehn bis finfzehn Jahren, ohne dass sichtbare Fortschritte in der
Argumentation erzielt worden waren. (...) Die praktischen Erfahrungen
mit Bildungsgutscheinen sind ausgesprochen bescheiden (...) Es gibt
weltweit keinen einzigen Fall, in dem echte Bildungsgutscheine einge-
fihrt worden wéaren” (Mangold, 1998, S. 33).%°

5.2.1 Rahmenbedingungen fir Bildungsgutscheine

Nach West/Sparkes (2001) missen vier Voraussetzungen gegeben
sein, damit Effektivitat, Effizienz und Gerechtigkeit bei einem Bil-
dungsgutscheinsystem gegeben sind:

(1) Information, Beratung und Begleitung

38 vgl. Mangold, Oelkers, Rhyn 1998, S. 10ff.

3% 1998 wurde der Chéque Formation (siehe im folgenden) in Frankreich eingefiihrt.
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Um Entscheidungen treffen zu kénnen, missen Konsumenten in-
formiert sein, sowohl um Uber die eigenen Bildungswege als auch
die bestehenden Alternativen des Angebots entscheiden zu kén-
nen. Neben der reinen Information scheint es notwendig, dass auch
eine Beratung angeboten wird. ,Advice and guidance may also be
needed to support an individual in choosing training and an appro-
priate provider as well as to advice on potential labour market op-
portunities on completion of the training programme” (west,
Sparkes, 2001, S. 22).

(2) Regelungen/Bestimmungen

Um Standards aufrecht zu erhalten bei der Einfihrung von Nachfra-
gefinanzierung, ist es notwendig, bestimmte Regelungen und
Bestimmungen zu treffen, um einerseits die Verantwortlichkeiten zu
klaren, besonders, wenn es um die Verwendung 6 ffentlicher Gelder
geht, und andererseits um die Akzeptanz zu erhéhen. Hier wird
zum Beispiel die Akkreditierung von Einrichtungen genannt.

(3) Verwaltung

Nicht nur die Verwaltung der Gutscheine selbst wird notwendig,
sondern auch die Qualitat der Weiterbildungsangebote muss Uber-
wacht werden. Dies spielt auch eine Rolle, wenn es um Akkreditie-
rung geht.

(4) Zugang fiir neue Anbieter und Wahlméglichkeiten

Es muss sichergestellt werden, dass das Individuum sowohl Bildungs-
einrichtung als auch MalRnahme frei wahlen kann. Hierzu missen An-
bieter sichergestellt werden und auch der Zugang zu dem System der
Bildungsgutscheine fiir neue Anbieter. Es muss ein offenes System
sein.

5.2.2 Erfahrungen mit Bildungsgutscheinen

Bildungsgutscheine werden aktuell im europaischen Raum zwar in ei-
nigen Landern diskutiert aber bisher kaum umgesetzt. Ein Bildungsgut-
scheinmodell in der betrieblichen Weiterbildung in Frankreich und der
Bildungsscheck Steiermark, ein Modellversuch in Sidtirol sowie eine
Machbarkeitsstudie im Kanton Luzern in der Schweiz sollen im Folgen-
den kurz vorgestellt werden.

~Chéque Formation” in Wallonia, Frankreich

Um insbesondere kleineren und mittleren Unternehmen die Notwendig-
keit zur Weiterbildung ihrer Mitarbeiter bewusst zu machen und auch
dort Weiterbildung generell zu starken, wurden im Dezember 1998 in
Frankreich Bildungsgutscheine eingefiihrt. Ein Bildungsgutschein hat
einen Wert von rund 30 EUR (gerechnet nach durchschnittlichem Ein-
kommen und Trainingskosten pro Stunde), der von Unternehmen zu
einem Preis von rund 15 EUR eingekauft werden kann. Die Regierung
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tragt damit die Halfte der Weiterbildungskosten. Pro Unternehmen
kédnnen 400 Gutscheine erworben werden. Bis Juni 1999 wurden
32.000 Bildungsgutscheine an 612 Unternehmen verkauft.*°

Bildungsscheck Steiermark

In der Steiermark in Osterreich wurden 3 Arten von Schecks einge-
fahrt, die bei Landesbehdrden beantragt und dann in vorhandenen Ein-
richtungen eingereicht werden kénnen.

Zum einen gibt es den Bildungsscheck fir Unternehmensgrinder im
Bereich gewerblicher Befahigung und Unternehmensfiihrung, der 50%
der Kurskosten Gbernimmt (max. 290 - 435 EUR je nach Kurs).

Zum anderen gibt es den Bildungsscheck fir Lehrabsolventen, der die
Weiterbildung in den ersten funf Jahren nach Abschluss fordert. Hier
werden ebenfalls 50% der Kurskosten bernommen (max. 290 - 363
EUR je nach Kurs).

Dariiber hinaus kann noch ein Bildungsscheck flr Spezialqualifikatio-
nen genutzt werden, der fliir den Bereich Computer und Marketing zur
Verfligung steht und mit 50% der Kurskosten die Weiterbildung for-
dert (max. 726 EUR).

In allen Féallen wird eine Mindestdauer der MalRnahme als Vorausset-
zung genannt (zwischen 40 und 80 Stunden Dauer).

Modellversuch: Bildungsgutscheine in Siidtirol

In einem Zeitraum von April bis Oktober 1997 wurden an 1.500 Per-
sonen im Alter zwischen 15 und 70 Jahren je drei Bildungsgutscheine
far je rund 50 DM per Post verteilt. 700 Personen wurden zufallig aus-
gewahlt, zusatzlich 200 Arbeitslose, 200 altere Arbeiter (>45), 200
Bergbauern, sowie 200 italienisch sprechende Sudtiroler aus landlichen
Regionen erhielten Bildungsgutscheine. Die Versandaktion wurde
durch Radiospots zur Information der Bevdlkerung begleitet.

Einschatzung

Bei Verwaltung, Politikern und beteiligten Bildungsinstitutionen war die
Akzeptanz hoch (fast alle Bildungsinstitutionen nahmen teil), aber ins-
gesamt wurden nur 7% der Gutscheine eingelost. Die telefonische
Nachbefragung ergab zudem, dass die Sondergruppen den Gutschein
unterproportional nutzten. Arbeitslose nutzen die Gutscheine hingegen
gut. Als Haupthinderungsgrund wurde vor allem die mangelnde Freizeit
angegeben. Die Projektgruppe folgerte hieraus, dass die Subventionie-
rung von Bildung kein hinreichendes Instrument zur Erreichung bil-
dungspolitischer Ziele ist. Zur Unterstlitzung muss eine starkere Bil-

4% vgl. West u.a. 2000, S. 55 ff.
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dungsberatung eingefiihrt werden, sowie die Bemihungen um bil-
dungsferne Schichten verstarkt werden.*'

In Hinblick auf Wirtschaftlichkeit schien der Verwaltungsaufwand be-
zogen auf die verteilten Gutscheine vertretbar, bezogen auf die einge-
I6sten Scheine allerdings unverhaltnismalig hoch. Hier ist vor allem
der Nutzungsgrad entscheidend.

Machbarkeitsstudie fiir den Kanton Luzern

Im Kanton Luzern in der Schweiz wurde 1995 eine Machbarkeitsstudie
zur Einfihrung von Bildungsgutscheinen in der Weiterbildung in Auf-
trag gegeben. Obwohl zwei Vorschlage fir moégliche Formen von Bil-
dungsgutscheinen unterbreitet wurden, wurde das Projekt ‘Bildungs-
gutschein’ dennoch eingestellt. Dies ist vor allem auf zwei Griinde zu-
rick zu fahren. Zum einen konnte die Machbarkeitsstudie viele Zweifel
und Einwande nicht ausrdumen. So zum Beispiel die Angst vor einem
Rickzug des Staates aus der Verantwortung fir Weiterbildung oder
die Angst vor der Zerstdrung gewachsener Strukturen in der Weiterbil-
dung, etc. Zweitens besteht eine groRe Unsicherheit Uber die Héhe
des administrativen und finanziellen Aufwandes fir die Akkreditierung
und Qualitatssicherung. Und drittens ist aufgrund der Mobilitat zwi-
schen den Kantonen eine Umsetzung allein in Luzern nicht sinnvoll und
machbar. (Luzern, 1996)

5.3 Bildungskonten/Bildungssparen

Bildungskonten sind ebenso wie die Bildungsgutscheine ein Instrument
zur Starkung der Nachfrageorientierung.

Als Instrument zur Férderung selbstverantwortetem lebenslangen Ler-
nens, sind Bildungskonten derzeit das popularste Modell in vielen eu-
ropaischen Landern. Seit 1999 gibt es auf Initiative des DfEE (Depar-
tement for Education and Employment) das European Learning Ac-
count Project, in dem derzeit die Umsetzung von Lernkonten in Grol3-
britannien, Schweden, den Niederlanden und der Baskenregion in Spa-
nien begleitet und diskutiert wird. DarlGber hinaus bestehen seit 1994
in O sterreich Formen von Bildungskonten in der Weiterbildung. Auf die
unterschiedlichen Formen von Bildungskonten wird im folgenden ein-
gegangen.

5.3.1 Erfahrungen mit Bildungskonten

Individual Learning Accounts in GroBbritannien

Ein politisch wesentlicher, wenn auch finanziell nicht sehr umfangreich
ausgestatteter Bestandteil der Kampagne zum lebenslangen Lernen in
GroRbritannien waren die Individual Learning Accounts. Dass die Indi-

4T vgl. Tappeiner 1998, S. 41 ff.
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vidual Learning Accounts zum Ende 2001 komplett eingestellt werden,
wurde erst mit der Beendigung dieses Berichts bekannt und lasst
Rickschlisse auf die erwahnten méglichen Vor- und Nachteile zu. In-
wieweit das Scheitern der ILA's auf ahnlich gerichtete Bestrebungen in
anderen Landern Auswirkungen hat, lasst sich vielleicht erst mit einer
intensiveren Evaluation der britischen Erfahrungen geben. Die euphori-
sche Stimmung, die mit dem Beflirworten von Lernkonten einherging,
ist auf alle Falle getribt. (s. Anhang). Ein Individual Learning Account
ist ein Sparkonto, dass zum Zwecke der persdnlichen Weiterbildung
eingerichtet wird. Es ist

- ,an account ‘with government’ enabling people to take up dis-
counts and benefits;

— a source of information about learning opportunities linked to other
government initiatives;

— a mechanism to make it easier for employers to support employees’
individual development aspirations.*?

Nach einer langeren Diskussions- und Erprobungsphase*® und unter-
schiedlichen Finanzierungskonzepten der Individual Learning Ac-
counts* konnten die Briten seit April 2000 ein individuelles Bildungs-
konto er6ffnen. Ziel der Kampagne war vor allem, den Individuen mehr
Kontrolle tGber Ihre Weiterbildung zu geben, die Arbeitskraft zu starken,
die Teilnahme an Weiterbildung zu erhéhen sowie die Einschatzung
und Bewertung von Weiterbildung in der Gesellschaft zu steigern.

Zur Umsetzung wurde ein National Call Centre errichtet, dass Anrufer
beraten und in der Er6ffnung eines virtuellen Kontos unterstiitzen soll.
Die ersten Millionen Inhaber von Bildungskonten erhalten einen einma-
ligen staatlichen Zuschuss von BGP 150, wenn sie selbst ein Minimum
von BGP 25 einzahlen. Seit September 2000 kénnen die Inhaber der
Konten mit diesem Bildung nachfragen.

Mit dem Nachweis der Er6ffnung eines Bildungskontos werden seit
September 2000 Preisnachlasse fir den Besuch von Bildungsmal3-
nahmen gewahrt. Gehort die BildungsmalRnahme in den Bereich Infor-
mations-Technologie, Alphabetisierung oder allgemeine Grundbildung
werden 80% des Preises erlassen, fir andere Kurse 20% der Gebdhr.
Von diesen Rabatten ausgenommen sind Kurse, die dem Sport oder
der Freizeit zugeordnet sind. Rabatte konnen auch gewahrt werden fir
bildungsrelevante Blicher, Anmeldegebihren, etc.

42 http://www.dfee.gov.uk/ila-old/complete.htm

43 Bis zum offiziellen Start im April 2000 wurden 117.000 Konten erdffnet, um die
unterschiedlichen Modelle von Individual Learning Accounts zu testen.

44 Zunachst war ein Konzept angedacht, dass die Unternehmen in gleicher Weise in
die Finanzierung der Lernkonten einbeziehen sollte. Aufgrund der fehlenden Unter-
stltzung der Gewerkschaften wurde dieses Modell zugunsten eines Konzeptes ge-
wandelt, dass nur den Staat und das Individuum einbezieht.
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Der Zuspruch war steigend und vielversprechend: Mit einer taglichen
Neuerdffnungsquote von 1.000 Konten im Juli 2000 war die Bereit-
schaft der Bevolkerung hoher als erwartet. "The programme has ex-
ceeded the Government's expectations and has quickly expanded be-
yond its capacity". (The Guardian, 27.9.01).

Der administrative Aufwand ist deshalb relativ gering, da diese Form
der staatlichen Forderung der Weiterbildung allen Personen unabhangig
ihrer persénlichen wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit oder anderen
Kriterien gewahrt wird.

Intention

GroRbritannien hat mit der Idee der Bildungskonten die Uberlegung
aufgenommen, dass die Idee des lebenslangen Lernens zwar auch
durch entsprechende Lernangebote forciert werden kann und muss,
vor allem aber von einem Wandel im Bewusstsein der Bevélkerung ab-
hangt. Lebenslanges Lernen erfordert eine neue Lernkultur, einen Wan-
del im Verstandnis von Lernen. ,We believe that this process of
change will be greatly aided by the design and implementation of an
imaginative, major national campaign to promote lifelong learning, in
all of its aspects" (DfEE, 1998, S. 8).

Ein Schritt in diese Richtung soll eine Neuverteilung der Verantwort-
lichkeit ergeben. Wenn das Individuum selbst Uber seine Bildung ent-
scheidet - auch finanziell - hat dies einen Wandel im Bewusstsein und
im Umgang mit Weiterbildung zur Folge, so die Uberlegung. Zum einen
soll ein hoheres Qualitatsbewusstsein bezliglich von Weiterbildungs-
malnahmen seitens der Nachfrager ausgehen und so insgesamt die
Qualitat steigern. Zum anderen soll durch das Konto fiir Bildung das
lebenslange Lernen starker und kontinuierlicher in das Blickfeld jedes
einzelnen gertckt werden. Durch den staatlichen Zuschuss und diverse
Preisnachlasse wird dem Individuum aufRerdem der Eindruck vermittelt,
dass die individuelle Weiterbildung nicht nur persénlich wertvoll, son-
dern auch gesellschaftlich erwiinscht ist.

Die Regierung sieht in der Kampagne vor allem einen Anstol3-Effekt.
Mit den Einmalzahlungen des Staates sollen Anreize in der Bevoélke-
rung geweckt werden, verstarkt in Weiterbildung zu investieren.

Gewdlnscht ist vor allem ein Einstieg der Unternehmen in die Férde-
rung der Bildungskonten (bei Gewahrung von Steuererleichterungen),
wodurch sich die finanzielle Aktivitat verlagern soll.

~[Wle believe that government’s principle responsibility lies in giving
strategic leadership, orchestrating the campaign, setting a clear frame-
work of objectives and priorities, securing support from other potential
major and influential players (including the media and industry) and
mobilising widespread energy behind the campaign at several levels,
especially locally” (DfEE, 1999, S. 10).
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Einschatzung

Derzeit kann man weder sagen, welche Personengruppen ein Bildungs-
konto er6ffnen noch ist es moglich, Aussagen darliber zu treffen, fur
welche Art von Kursen die Gelder verwendet werden. Inwieweit die
einzelnen Einrichtungen sich auf eine veréanderte Nachfrage einstellen
werden, muss sich erst noch zeigen. Mit einem umfangreichen Evalua-
tionsinstrumentarium werden die ersten Schritte der Individual Lear-
ning Accounts begleitet.*®

Im Vorfeld der Einfihrung der Individual Learning Accounts wurden 13
Pilotprojekte durchgefihrt und eine Befragung der Teilnehmer
/Teilnehmerinnen durchgefihrt. Demnach haben Uberwiegend ,bil-
dungsferne Gruppen” ein Konto er6ffnet sowie Personen mit geringem
Einkommen (75% mit weniger als 21.263 EUR). Inhaltlich wurden
Kurse gewahlt, die zu einer (Teil-) Qualifikation fihrte (2/3) oder im
Bereich der informationstechnischen Bildung (1/3).

Nach Auskunft der Befragten kaum es kaum zu Mitnahmeeffekten,
d.h. nur 14% hatten auch ohne das Konto Weiterbildung nachgefragt.

Die Regierung hat eine Malnahme ins Leben gerufen und Gelder zur
Verfigung gestellt, um lebenslanges Lernen fir alle als erklartes Ziel zu
erreichen. Individual Learning Accounts sind fir eine Personengruppe
gedacht, die nicht zu den Bedlrftigsten der Gesellschaft gehdrt, aber
den Anschluss zur lernenden Gesellschaft nicht verpassen darf. Die
sozial am starksten benachteiligten Personen werden durch andere
MalRnahmen aufgefangen (z.B. Maltnahmen des New Deal). Die Kritik,
die an dieser Stelle geaulRert wird, dass namlich Personen, die kein
eigenes Konto haben auch kein Bildungskonto erdffnen, ist hiermit
entkraftet, da diese Personengruppen gar nicht primar mit dieser Mal3-
nahme angesprochen werden sollen. Trotzdem stellt sich die Frage der
Gerechtigkeit. Individual Learning Accounts kdnnen alle Personen er-
offnen. Hier werden keine Unterscheidungen getroffen, alle erhalten
den gleichen zugesicherten Betrag des Staates. Es gibt keine Unter-
scheidung nach Bedurftigkeit. Nun zeigen aber Untersuchungen, dass
jene Personen mit dem hdéchsten kulturellen Kapital auch am haufigs-
ten (Weiter)Bildung nachfragen. Wenn dies auch fir die Er6ffnung von
Bildungskonten angenommen wird, dann wirde das heil3en, dass jene
Personen die staatlichen Zuschulsse erhalten, die auch jetzt schon bes-
ser gestellt sind. Dass die staatlichen Zuschlisse nicht nach Einkom-
mensklassen oder ahnlichem gestaffelt verteilt werden (was unter ad-
ministrativen Grinden nachvollziehbar ist), verscharft diese Situation
noch und bestarkt den von Ehmann benannten Matthaus-Effekt (Eh-
mann, 2001, s. 133 ff.).

*5 Dass die Lernkonten im Herbst 2001 aufgrund einiger qualitativ schlechter Ange-
bote und wegen Verdachts (krimineller) Ausnutzung der Konten durch einge Anbie-
ter zunachst (s. Anhang 7.6) ausgesetzt werden, scheint nicht zu bestatigen, dass
die individuelle Nachfrage generell ein qualitativ hochwertiges Angebot produziert.
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Frage: Werden mit Individual Learning Accounts jene Personengruppen
erreicht, die man erreichen mochte?

Die Bildungskonten sehen vor, dass alle Inhaber einen jahrlichen Kon-
toauszug erhalten, der Uber ihre getatigten Weiterbildungsmalinahmen
Auskunft gibt. So erhalt der Nutzer einen Uberblick tiber sowohl den
~Ertrag, von Investitionen in Bildung als auch die Kosten. Dieser Kon-
toauszug kénnte auch als eine Art Zeugnis oder Zertifikat am Arbeits-
platz oder bei Bewerbungen genutzt werden, um sich Gber das Weiter-
bildungsverhalten auszuweisen.

Als Kritik an dieser Ausweisung der Weiterbildungsaktivitdten steht,
dass Personen sich dagegen strauben, dass der Staat Uber deren Bil-
dung ,wacht".

Uberlegung: Wenn Individual Learning Accounts an alle, unabhangig
ihrer wirtschaftlichen Leistungsféhigkeit verteilt werden, kann das
Problem der sozialen Ausgrenzung eher noch verscharft werden.

Bildungskonto in Oberé sterreich

Forderung: 0%
allgemeines Bildungskonto: der Kosten bis
beruflich natzliche Qualifikation 10.000 ATS

bei Teilnahme

Arbeitnehmer

Forderung: 0%
spezielles Bildungskonto: der Kosten bis
formale Héherqualifikation 20.000 ATS

bei Abschluss

(siehe Heidemann, 2001, S.4)

Abbildung 6 Ubersicht iiber Férderung im Rahmen von Bildungskonten
in Oberdsterreich

Zur Verbesserung der Berufsausbildung, Fort- und Weiterbildung, gibt
es seit 1993 ein Arbeitnehmerférderungsprogramm, das 1994 als Bil-
dungskonto zusammengefasst wurde. Anders als die Individual Lear-
ning Accounts richtet sich das Osterreichische Bildungskonto an die
berufliche Weiterbildung mit dem Ziel der Héherqualifizierung von Ar-
beitnehmern und dem Kampf gegen die Arbeitslosigkeit. Diese Kam-
pagne richtet sich demnach auch insbesondere an Arbeitslose und Ar-
beitnehmer mit geringen Qualifikationen.

Es gibt zwei unterschiedliche Bildungskonten. Das allgemeine Bil-
dungskonto fordert berufsorientierte Weiterbildungs- und Persénlich-
keitsbildungsmalRnahmen (keine Hobbykurse), das spezielle Bildungs-
konto schliel3t mit einem Abschlusszeugnis ab oder dient der Vorberei-
tung auf eine Berufsausbildungsprifung.

Die Forderung wird auf Antrag gewahrt. Mit dem Bildungskonto wer-
den 50% der Kosten fir eine BildungsmalRnahme Ubernommen. Die
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Gesamtkosten werden zunadchst vom Teilnehmer getragen. Unter-
kunftskosten kdnnen aus dem speziellen Bildungskonto zu 50% (ber-
nommen werden. Die Verfahrensweise weicht hier von der prinzipiellen
Idee der Bildungskonten wieder ab, da die Gelder nicht bereits im Vor-
feld dem Individuum zur Verfigung stehen und die Weiterbildungsteil-
nahme locken. Das oberdsterreichische Bildungskonto kann daher
mehr als eine Refinanzierung der entstandenen Weiterbildungskosten
angesehen werden.

Einschatzung

Eine Statistik, die sich auf den Zeitraum von 1994 - 1997 bezieht,
weist aus, dass 57% der rund 17.000 Foérderantrage auf das spezielle,
40% der Antrage auf das allgemeine Konto gingen (4% waren Unter-
kunftskosten). 55,6% der Teilnehmer waren zwischen 20 und 30 Jah-
ren, nur 1,7% waren ohne fachliche Ausbildung. Nur weniger als 2%
hatten keinen fachlichen Abschluss. Damit ist fraglich, ob das Instru-
ment der Bildungskonten seine Zielgruppe erreicht. Primar wurden
EDV-Kurse und Kurse mit wirtschaftlicher und technischer Ausrichtung
besucht. 66% der Antragsteller kommen aus der Branche Gewerbe
und Industrie.*®

Individuelle Bildungskonten in Schweden

Im Frihjahr 2002 soll nach einem Gesetzentwurf in gesamt Schweden
die Form von Bildungskonten eingefiihrt werden.*’ Auf reale Bildungs-
konten, Versicherungs- oder Fondssparvertrage erhalten in der Start-
phase 1 Million Konten eine Grundférderung von 2.500 SEK, sobald
das Selbstgesparte ebenfalls 2.500 SEK (300 EUR) betragt. Insgesamt
kédnnen 4.500 EUR steuerbeglinstigt gespart werden. Teilnehmen kén-
nen Personen zwischen 30 und 55 Jahren und einem Einkommen zwi-
schen 6.000 und 25.800 EUR.

Wird Geld fir einen Bildungszweck entnommen, erhalt man eine zu-
satzliche Kompetenzpramie von max. 1.125 EUR und muss die Ein-
nahme versteuern, wahrend man fir eine Entnahme fir andere Zwe-
cke mit einer Gebihr von 3% belastet wird.

Auch fir andere Zwecke kann das Geld entnommen werden, bei einer
Gebihr von 3%.

Insgesamt stehen fir die Lernkonten vom schwedischen Reichstag
140 Millionen EUR zur Verfugung 35,8 Millionen EUR fur Steuerbe-
gunstigungen.

46 Vgl. hierzu Salzburger Bildungsscheck 1998 (S. 27-33)

47 siehe hierzu den Abschlussbericht der Kommission zu Individual Learning Ac-

counts. Ministry of Industry, Employment and Communications (Hrsg.) (2000): Indi-
vidual Learning Accounts IKS. Stockholm (Government official Reports 2000: S.
119)
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5.3.2 Einschatzungen zu Bildungsgutscheinen und Bildungs-

konten

Da es sowohl im Bereich der Bildungsgutscheine als auch der Bil-
dungskonten bisher kaum Erfahrungen und fast keine gesicherten Eva-
luationsdaten gibt, beruhen die als Zusammenfassung in einer Uber-
sicht aufgelisteten Vor- und Nachteile nur auf Einschatzungen und be-
grindeten Behauptungen aus unterschiedlichen Quellen (siehe vorher-
gehender Text).

Es scheint, dass bei der Einfihrung von Bildungsgutscheinen oder
Bildungskonten ein Trade-off zwischen dem Ziel Chancengleichheit
und dem Wunsch nach geringem administrativem Aufwand zu ver-
zeichnen ist.

Sobald nachfrageorientierte Finanzierungsmodelle von staatlicher
Seite zugunsten einer starkeren Chancengleichheit spezifiziert wer-
den sollen, muss mit einem héheren Verwaltungsaufwand gerech-
net werden. Spezifikationen waren zum Beispiel die Vergabe von
Bildungsgutscheinen an Einkommensschwache, Personen einer be-
stimmten Altersstufe oder einer benachteiligten Berufsgruppe.

Aus diesem Grunde ist zu Uberlegen, ob man Bildungsgutscheine
oder Bildungskonten entweder als zusatzliches Instrument ohne
jegliche Einschrankungen einfihrt (wie in GroRbritannien), wahrend
man Personengruppen mit Benachteiligungen mit anderen Pro-
grammen besonders fordert. Damit wirden die nachfrageorientier-
ten Modelle dann primar dazu dienen, das Bewusstsein flr lebens-
langes Lernen zu wecken. Oder man nutzt die Gutscheine oder
Konten vor allen Dingen als zusatzliches Instrument, um die soziale
Schieflage in der Weiterbildung zu begradigen — dies zu Lasten ei-
nes héheren administrativen Aufwandes. In beiden Fallen scheint
die Form der Bildungsgutscheine oder Bildungskonten nur als zu-
satzliches Instrumenten in der Weiterbildung Einsatz finden zu kén-
nen. Dass die Form der Bildungsgutscheine oder der Bildungskon-
ten an sich bereits jene Personen mit Benachteiligungen besonders
anspricht, davon ist nicht auszugehen.

Durch eine finanzielle Unterstlitzung von Personen allein kénnen
Bildungsbarrieren nicht abgebaut werden (wie der Modellversuch in
Sud-Tirol gezeigt hat). Die EinfiUhrung von nachfrageorientierten
Modellen bedarf neben den Bemihungen um Informiertheit aller po-
tenziellen Nachfrager eine intensivere Werbung um Personen mit
Benachteiligungen.

Uberhaupt keine Aussagen kann man (ber mégliche strukturelle
Veranderungen in der Weiterbildungslandschaft machen bei einer
Einflhrung von nachfrageorientierten Finanzierungsmodellen. Sei-
tens der Einrichtungen besteht eine starke Ablehnung von Bil-
dungsgutscheinen, sofern diese nicht als zusatzliches staatliches
Finanzierungsinstrument eingesetzt werden, wie dies die Evaluation
der Weiterbildung in NRW ergeben hat (Landesinstitut fir Schule
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und Weiterbildung, 1997). Hier ist zu vermuten, dass insbesondere
kleinere Einrichtungen aufgrund fehlender Sicherheiten und kalkula-
torischer Mittel ihr Standbein verlieren kénnten.

— Levin zeigt auf, dass die Transaktionskosten bei einer Einfihrung
und Umstellung von Bildungsgutscheinen im Schulbereich enorm
hoch seien (in den USA). Allein fir Administration, vermehrten
Schilertransport und Einrichtung von Informationssystemen kom-
men Mehraufwendungen von rund 48 Mrd. Dollar zustande.*® Auch
wenn diese Kosten im Bereich der Weiterbildung und in Deutsch-
land erheblich geringer sein dirften, missen Transaktionskosten
mit einkalkuliert werden. Als Anhaltspunkt kénnen die in 4.3.1 ge-
nannten Kalkulationen flir das schwedische Bildungskontomodell
dienen.

Tabelle 8 Ubersicht Einschatzungen zu Bildungsgutscheinen und Bil-
dungskonten

Bewertung |Bildungsgutscheine Bildungskonten

Vorteile e Konsumentenstarkung und eine dadurch starkere
Nachfrageorientierung seitens der Weiterbildungsan-
bieter.

e Durch die individuelle Verantwortung tber die Wahl
und Nutzung von Weiterbildungsmoglichkeiten erhofft
man sich ein wachsendes Bewusstsein fir Weiterbil-
dung und die Entwicklung einer Lernkultur im Sinne
des Lebenslangen Lernens.

e Die Einfllhrung eines Quasi-Marktes erhoht die Kon-
kurrenz zwischen Weiterbildungsanbietern, wodurch
man sich eine steigende Qualitat auf dem Weiterbil-
dungsmarkt erhofft.*9*

e Bei beiden Modellen ware ein zielgenauer Einsatz még-
lich, der auf die Sozialstruktur Einfluss nimmt.

e Wahlfreiheit der Bildungsnachfrager

e Unter Umstéanden kann
die Aufbringung von
Ressourcen erhéht wer-
den (individuelle oder
vom Unternehmen ge-
gebene Sparzulagen).

48 Sjehe hierzu Levin 1998, S. 373ff)

4% Genau in diesem Punkt scheint nun das britische Modell der Individual Learning
Account diesen angenommenen Vorteil in sein Gegenteil zu verkehren. Das Schei-
tern der Bildungskonten wird auf den Missbrauch der Konten und ein qualitativ
schlechtes Angebot seitens der Weiterbildungsinstitutionen zurtickgefihrt.
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Bewertung |Bildungsgutscheine Bildungskonten

Nachteile e je nach Art ist der administrative Aufwand sehr hoch.
Je mehr Einschrankungen oder Konkretisierungen das
Modell beinhaltet, desto hdher wird der Aufwand.
Durch Einschrankungen oder Kriterien kénnten z.B.
Ziele zur Erreichung von Chancengleichheit eingefiihrt
werden

o Gefdhrdung der gewachsenen Strukturen in der Wei-
terbildung, insbesondere eines flachendeckenden An-
gebotes (in landlichen Regionen).

e Bei einer allgemeinen Vergabe von Konten oder Gut-
scheinen besteht die Gefahr einer Verschéarfung der
Ungleichheit im Bildungssystem.

e keine Vorhersage U-
ber den Nutzungsgrad
maoglich (wodurch
auch der administrati-
ve Aufwand ins Ver-
haltnis gesetzt und
eingeschatzt werden
kann).

Neben diesen direkten Unterstlitzungsleistungen der potenziellen Bil-
dungsnachfrager und Kontoinhaber liegt eine detaillierte Aufstellung
Uber angenommene Kosten fir den Aufbau, die Betreibung und Evalu-
ation eines Bildungskonto-Modells wie folgt vor:

Tabelle 9 Kostenmodell Bildungskonten

Kosten Betrag
Aufbau eines Learning Account SEK 70 Mio.
Board (LAB)

Laufende Kosten fiir das LAB SEK 50 Mio.
Information und Werbung (Herbst SEK 10 Mio.
2001)

Laufende Informationsarbeit fir SEK 30 Mio.
die ersten funf Jahre

Follow-up und Evaluation (Zeit- SEK 15 Mio.
raum von 10 Jahren)

Anzunehmende jahrliche kontinu- SEK 1.45 Mrd.

ierliche Kosten (ab 2015)

Die Kommission zu Individual Learning Accounts des Ministry of In-
dustry, Employment and Communications betont des weiteren insbe-
sondere die Rolle der Unternehmen und ihre positive Aufnahme und
Unterstlitzung der Learning Accounts. Als Anreiz erhalten daher jene
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Unternehmen, die einen finanziellen Beitrag zu Individual Learning Ac-
counts leisten, einen Lohnsteuernachlass von 10%.

Unterschiede zwischen dem schwedischen und britischen Modell

Im Gegensatz zu dem in GroRRbritannien eingefiihrten Bildungskonto
scheint das schwedische Bildungskonto als ein umfangreicheres Sys-
tem angelegt zu sein: Es beruht anders als in GroRRbritannien auf realen
Konten, die Unternehmen werden in die Bemuhungen integriert, indem
sie durch steuerliche Anreize zur Weiterbildungsbereitschaft animiert
werden, und insgesamt wird mit Steuerverglinstigungen gearbeitet.
Auch unterscheidet sich das schwedische Modell in seiner Einschréan-
kung der moglichen Bildungskonto-Halter. So wird sowohl eine Alters-
Beschrankung (30-55) als auch eine Einkommensbeschrankung (zwi-
schen 6.000 und 25.800 Euro) eingefihrt.

Waéhrend in GroRbritannien die Bildungskonten einen kleinen Baustein
in der Kampagne des New Deal ausmachten, scheint das schwedische
Modell verstarkt auf Bildungskonten umlenken zu wollen, was eine
Anpassung und Veranderung eines Grol3teil des Bildungssystems er-
fordern kénnte. Eine Kommission (Swedish Agency for Administrative
Development) befasst sich mit notwendigen Begleitumstanden und
Veranderungen im Bildungssystem bei einer breiten EinfiUhrung von
Bildungskonten .

Die Beendigung der Lernkonten in GroRbritannien wird offiziell damit
begriindet, dass es zu einem Ausnutzen der Bildungskonten durch Un-
ternehmen kam und einem damit einhergehenden Qualitatsverlust des
Bildungsangebots. ,But the government is also concerned by evidence
that some Individual Learning Accounts have recently been exploited
by companies providing poor value for money (The Guardian,
27.9.01). Inwiefern der Gefahr der Ausnutzung der Bildungskonten zu
Lasten der Weiterbildungsqualitat begegnet werden kann, bleibt auch
in den anderen Modellen noch zu pruifen.
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6 Folgerungen

6.1 Auf der Suche nach einem optimalen
Finanzierungsmodell

Auf eine nochmalige Zusammenfassung der Vor- und Nachteile der
einzelnen Finanzierungsinstrumente sei in diesem letzten Kapitel aus
Grinden einer unzulassigen Vereinfachung verzichtet. Es wird statt
dessen hingewiesen auf die jeweiligen vergleichenden Zusammenfas-
sungen der Einschatzungen in den Abschnitten 3.1.3 (Vergleich von
institutioneller und Projektférderung), 4.2 (Vor- und Nachteile von An-
reizsystemen) und Abschnitt 4.5 (Vor- und Nachteile von Bildungskon-
ten und Bildungsgutscheinen).

Statt dessen wird hier abschlieBend und vor dem Hintergrund der dar-
gestellten Vergleiche der einzelnen Finanzierungsinstrumente ein Aus-
blick auf die notwendige weitere Forschungsarbeit gegeben.

Die vorhergehenden Darstellungen der Vor- und Nachteile einzelner
Finanzierungsarten und -instrumente sowie die Erfahrungen in einzel-
nen Bereichen legen nahe, dass es kein optimales Finanzierungsmodell
geben kann, das sich auf nur ein Finanzierungsinstrument beschréankt,
da alle Instrumente durch ihre Anlage mit ihnen eigenen Vor- und
Nachteilen behaftet sind.

Es wird darum gehen missen, einen optimalen Mix von Finanzierungs-
instrumenten zu finden, um so zu einem Modell zu gelangen, dass den
Erfordernissen einer Gesellschaft lebenslangen Lernens am besten ent-
spricht.

So hat jingst Timmermann (2001) einen Vorschlag zur Finanzierung
lebenslangen Lernens grob umrissen und verschiedene Arten kombi-
niert. Er vereint die Fondsfinanzierung mit Gutscheinen und einem Bil-
dungssparen mit staatlichem Zuschuss sowie einer Darlehenskompo-
nente, die einkommensabhangig getilgt werden muss. ,Das Modell soll
allerdings verdeutlichen, dass die Entwicklung von Bildung hin zu ei-
nem System lebenslangen Lernens und ihre Einbettung darin andere
Finanzierungslésungen erforderlich macht als die bisher entwickelten”
(Timmermann, 2001, S. 240).

Auf der Suche nach einem Finanzierungsmodell nennt der Expertenbe-
richt des ,Forum Bildung” die Notwendigkeit der Starkung der Nach-
frageorientierung, die Herstellung der Balance von individueller Eigen-
verantwortung und betrieblicher und staatlicher F6rderung, die Ermuti-
gung benachteiligter Gruppen sowie die Ermunterung zur Wahrneh-
mung auch von allgemeinen Lerninhalten (Baethge, Lanfer 2001,
S.105).

Wenn man die Punkte der Expertenkommission des Forum Bildung an-
sieht und mit diesen Kriterien eine Advantage Map in Anlehnung an
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Levin erarbeiten wiirde®®, um die in diesem Bericht geblindelten unter-
schiedlichen Finanzierungsinstrumente hinsichtlich dieser Aspekte zu
vergleichen, wirde sich héchst wahrscheinlich herausstellen, dass je-
weils unterschiedliche Trade-offs eine Kombination verschiedener Fi-
nanzierungsmodelle verlangen, um im Gesamtweiterbildungssystem
die gewlnschten Ziele zu erreichen. Die folgende tabellarische Darstel-
lung soll eher eine Idee und Vermutung veranschaulichen als eine U-
bersicht Uber tatsachliche Trade-offs in den Weiterbildungs-
finanzierungsmodellen geben. Die konkreten Moglichkeiten einer sol-
chen Untersuchung mussten weiter eruiert werden.

Tabelle 10 Vergleich von Finanzierungsmodellen nach vermuteten Tra-
de-offs

Trade-offs Nachfrageori- | Angebotsori- | Anreizsyste-
entierte Fi- entierte Fi- me
nanzierung nanzierung

S_térkere Nachfrageorien- X5 X

tierung

Herstellung einer Balance

individueller Eigenverant- X X

wortung und betrieblicher

und staatlicher Férderung

Ermutigung benachteiligter

X X

Gruppen

Wahrnehmung auch von

. . X
allgemeinen Lerninhalten

6.2 Zusammenfassende Uberlegungen zu weiteren
Forschungsarbeiten

Einige Teilergebnisse des Projektes, die Uber die Darstellung der einzel-

nen Vor- und Nachteile von Finanzierungsinstrumenten in den Zusam-

menfassungen hinausgehen, sollen hier stichpunktartig und mit Ver-

weis auf die einzelnen Textpassagen zusammenfassend dargestellt

0 Ein Ansatz, der in seiner Ausgestaltung noch skizzenhaft ist, wurde von Levin
(2001) angedacht: Zur Evaluation von Bildungsgutscheinmodellen in den USA hat
Levin die Idee von Advantage Maps aufgenommen, um anhand dessen vier Kriterien
als Ziele des Bildungssystems (Wabhlfreiheit, sozialer Zusammenhalt, Chancengleich-
heit und Effizienz) und deren jeweiligen Trade-offs der einzelnen Bildungsgutschein-
modelle untereinander und mit dem traditionellen Schulsystem vergleichen zu kén-
nen.

®! Diejenigen Finanzierungsmodelle sind mit einem Kreuz markiert, die die genannten
Ziele eher erreichen als die anderen Finanzierungsmodelle.
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werden. Sie kénnen als Grundlage fiir weitere Forschungsarbeiten®?
dienen.

Es bestehen noch zum Teil erhebliche /nformationsliicken Gber die
Héhe und Inhalte der Weiterbildungsfinanzierung im sekundaren Fi-
nanzierungssegment. Die dadurch bedingte Intransparenz beinhaltet
unter Umstanden Ineffizienzen durch Uberlappungen in der &ffentli-
chen Weiterbildungsfinanzierung. Frage: Wie lielRe sich diese Finan-
zierung der Weiterbildung in unterschiedlichen Ministerien, Behor-
den und Ressorts inhaltlich abgestimmter gestalten? (siehe Ab-
schnitt 3.4)

Man geht davon aus, dass durch Kosteniberwalzungen im gelten-
den Einkommenssteuerrecht erhebliche Steuerausféalle zu verzeich-
nen sind, wozu aber fast keine Daten vorliegen, da bei den Wer-
bungskosten der Posten ,berufliche Weiterbildung” nicht gesondert
erfasst wird. Neben dieser Informationsliicke, die einen erheblichen
Anteil der 6ffentlichen Weiterbildungsfinanzierung ausmachen durf-
te, kann bei dem bestehenden Einkommenssteuerrecht von erhebli-
chen Ungerechtigkeiten im System ausgegangen werden, da Mog-
lichkeit und Hohe der Abschreibung vor allen Dingen fir Personen
mit hoherer wirtschaftlicher Wirtschaftskraft besteht. Das heif3t,
dass Personen mit geringem Einkommen ihre Weiterbildung zu ei-
nem hdéheren Ausmald selber bezahlen mussen. (siehe Abschnitt
4.2.2).

Da die 6ffentliche Finanzierung in der Weiterbildung bei Einrichtun-
gen nur einen geringen Teil der Gesamtfinanzierung ausmacht, be-
steht zwar ein Multiplikationseffekt der 6ffentlichen Wirkung, und
es kann von einer strukturellen Wirkung ausgegangen werden,
wahrend die Einrichtungen die intendierte inhaltliche Wirkung als
sehr gering einschatzen. Die steuerungspolitischen Impulse missen
daher im Vergleich zur Héhe der 6ffentlichen Finanzierung gesehen
werden (siehe Abschnitt 4.1).

Bezlglich einer strukturellen Wirkung ware es interessant zu sehen,
inwiefern eine starkere Verlagerung der Finanzierung von Einrich-
tungen Uber EU-Mitte/ und andere Projektfinanzierung einen ,flurbe-
reinigenden” Effekt auf die Weiterbildungslandschaft haben wirde.
Hiermit ist gemeint, dass in Gesprachen die Gefahr geaul3ert wur-
de, dass aufgrund der hohen notwendigen Vorfeldfinanzierung zur
Projektakquise, sich nur groRere Einrichtungen daran beteiligen
kdénnten. (siehe Abschnitt 4.2.3).

Anreizsysteme kénnen die Weiterbildungsaktivitat bei Individuen
und Unternehmen steigern. Besonders geprift werden muss hierbei
allerdings die Gefahr der Mitnahmeeffekte dahingehend, ob tatsach-

2 Zu weiteren Forschungsfragen im Detail siehe auch Anhang Bericht zum Exper-
tenworkshop am 09.11.2000, Abschnitt 7.4.5
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lich die Weiterbildungsaktivitat aufgrund der Anreize gesteigert
wurde, oder ob nicht vielmehr die sowieso getatigte Weiterbildung
staatlich geférdert wirde (ohne Bedirftigkeit) (siehe Abschnitt
5.1.4).
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Zeitreihen ab 1975 auf der Datenbasis der Haushaltsstatistik und den Meldungen des Statisti-

schen Bundesamtes. Bonn

Bundesanstalt fiir Arbeit: Gescha ftshericht. Nii rnberg (& Arlich)

Bundesministerium fiir Bildung und Wissenschaft (Hrsg.): Grund- und Strukturdaten. Bonn
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Sekretariat der Standigen Konferenz der Kultusminister der Lander in der Bundesrepublik
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7.4 Bericht zum Expertenworkshop am 09.11.2000

7.4.1 Zusammenfassung der Ergebnisse und Ubersicht
Der Workshop gliederte sich in drei Bl6cke:

(1) Weiterbildungsfinanzierung aus Behdrdensicht (7.4.2)

(2) Finanzierungsmodelle und Wirtschaftlichkeit in Weiterbildungs-
einrichtungen (7.4.3)

(3) Mégliche Folgen einer Verschiebung von der Angebots- zur
Nachfragefinanzierung fur Einrichtungen (7.4.4)

Wahrend sich die ersten beiden Blécke vornehmlich mit angebotsorien-
tierter Finanzierung beschaftigten (institutionelle und malRnahmeorien-
tierte Finanzierung), wurde im dritten Block verstarkt auf die mdgli-
chen Folgen und Wirkungen einer Verschiebung von der angebotsori-
entierten zur nachfrageorientierten Finanzierung eingegangen. Jeweils
wurden in Anschluss erste Ideen fir Forschungsfragen und weiteren
Handlungsbedarf zu den einzelnen Themenblécken angesprochen und
diskutiert (7.4.5).

Far die Blocke 2 und 3 sind hier die Texte von Inputreferaten abge-
druckt:

Inputreferat: Finanzierungsmodelle und Wirtschaftlichkeit von Ein-
richtungen (Dr. Rudi Rohlmann) (7.4.6)

Inputreferat: Mogliche Folgen einer Verschiebung von der Ange-
bots- zur Nachfragefinanzierung fur Einrichtungen (Dr. Gabriele Bot-
te) (7.4.7)

7.4.2 Block (1) Weiterbildungsfinanzierung aus Behordensicht
Kurzzusammenfassung des Inputreferats (Hans-Joachim Schuldt)

Schuldt gab in seinem Referat einen kurzen Uberblick (iber die Weiter-
bildungsfinanzierung aus Behdérdensicht. Er zeigt anhand der Entwick-
lung der letzten Jahre auf, dass die Politik zunehmend Interesse an der
Gestaltung von Weiterbildungsinhalten zeigt und starker in das Weiter-
bildungsgeschehen eingreifen mochte. Projektfinanzierung bietet aus
Sicht der Behorde starker als die institutionelle Férderung die Moglich-
keit, gestalterisch aktiv zu werden. Schuldt vertrat auRerdem die The-
se, dass Projektfinanzierung in einem viel starkeren Mal3e innovations-
fordernd wirke als institutionelle Forderung, da neben dem Entstehen
von Konkurrenzsituationen auch eine neue Flexibilitat geschaffen wur-
de. Bezlglich der Wirtschaftlichkeit der Projektfinanzierung deutete er
allerdings darauf hin, dass durch diese Form der Férderung in den Be-
hérden verstarkt fachwissenschaftliches Personal bendtigt wird, das
zusatzliche Ressourcen bindet.
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Zusammenhang von Konkurrenz und Innovation

(1) In dem Referat wird die Annahme formuliert, dass durch eine
malnahmeorientierte Finanzierung bessere Konkurrenzsituatio-
nen geschaffen werden kénnen, wodurch besonders Innovati-
onskraft und Vielfalt auf dem Weiterbildungsmarkt gesichert und
gestarkt werden kénne. Hingegen wird die institutionelle Forde-
rung eher als konkurrenz- und innovationshemmend bezeichnet.

Diese Aussagen wurden kontrovers diskutiert. Man war sich
zwar darlber einig, dass MalRnahmefdérderung durch Konkur-
renzsituationen die Innovationskraft starken kann, allerdings der
Umkehrschluss, dass institutionelle Férderung zwingend innova-
tionshemmend sei, nicht automatisch zulassig ist. Bei der insti-
tutionellen Férderung sind insbesondere auch die Begleitum-
stande zu berlcksichtigen, z.B. ob eine personelle Erneuerung
als Motor fur Innovation vorgesehen und mdglich ist. Des weite-
ren wurde bemerkt, dass sich auch institutionell geférderte Ein-
richtungen dem potenziellen Bildungsnachfrager mdéglichst att-
raktiv darstellen missen, auch ohne existenzbedrohende Reali-
tat. AuBerdem gibt es kaum noch Einrichtungen, die ausschliel3-
lich institutionell gefdérdert wirden. Mit marktwirtschaftlichen
Anteilen mussen sich alle Einrichtungen finanzieren. Jedoch ist
es mit der Sicherheit eines institutionell geférderten Anteils den
Einrichtungen mdglich, zum Beispiel auch niedrigschwellige An-
gebote zu machen, die ansonsten vielleicht gestrichen werden
wdlrden.

MalRnahmefinanzierung ermdéglicht hingegen eine Forderung, die
starker inhaltlich impulsgebend wirken kann und gleichzeitig fle-
xibler einsetzbar ist. Politische Interessen sind direkter umsetz-
bar.

(1) Im Vergleich von institutioneller Forderung und MalRhahmefor-
derung wurde auch angemerkt, dass es unter Umstanden inno-
vationshemmend sein kann, wenn man immer hinter den Gel-
dern ,herrennen, muss. Institutionelle Férderung kann Mitarbei-
tern hingegen soviel Freiheit bereitstellen, dass innovative und
neue ldeen erst entwickelt und umgesetzt werden kénnen. Dies
entspricht auch den Erfahrungen aus den Gesprachen in Bre-
men, dass es meist institutionell gefdérderte Einrichtungen wa-
ren, die innovative Projekte beantragt haben.

Forschungsfrage: Welche Elemente wirken in diesem Zusam-
menhang innovationshemmend und welche férdernd? So sollte
beispielsweise gefragt werden, ob es tatsachlich die konstruier-
ten Konkurrenzsituationen sind, die Innovationen férdern, oder
aber vielleicht eher die starkere personelle Fluktuation der Mitar-
beiter bei maRnahmeorientierter Finanzierung im Gegensatz zur
institutionellen Férderung.
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Fragen zur Effizienz

(1) Die Weiterbildung wird von einer Vielzahl von unterschiedlichen
offentlichen Stellen geférdert, die sich nicht untereinander ab-
stimmen und damit unter Umstanden gegeneinander arbeiten.
Die Mittelvergabe durch unterschiedliche Ressorts oder Ministe-
rien werden an keiner Stelle organisiert. In diesem Zusammen-
hang wurde auch die Studie von Brédel/Gerhard 1996 genannt,
die das sekundare Finanzierungssegment auf Bundesebene ein
erstes Mal beleuchtet hat.

Forschungsfrage/Handlungsbedarf: Um zu sehen, wie viele Gel-
der tatsachlich fir Weiterbildung zur Verfliigung gestellt werden,
sollte das zweite Finanzierungssegment auch auf Lander- und
Gemeindeebene beleuchtet werden, um eine bessere Abstim-
mung und zielgerichtete F6rderung durch transparenten Einsatz
der Mittel zu erreichen.

(2) Die in dem Referat gedulRerte These, dass malRnahmeorientierte
Finanzierung effizienter sei, wurde insofern relativiert, als dass
dies nur zutrifft, wenn eine institutionelle Infrastruktur bereits
vorhanden ist (geringe Fixkosten). Als Problem wurde hier gese-
hen, dass nur bereits etablierte Einrichtungen Weiterbildung an-
bieten und Neue nicht hinzu kommen kénnen. Als Gegenargu-
ment wurde formuliert, dass hierzu jeweils Ubergeordnete Trager
vorhanden waéren, die neue Institutionen stitzen kénnten.

(3) Sektorale Unterscheidung bei der Finanzierung: Ob eine institu-
tionelle oder starker MalRnahmefdrderung sinnvoll sei, muss im-
mer auch regional entschieden werden. So wird als Beispiel ge-
nannt, dass im landlichen Raum, wo eigentlich kein Markt far
Weiterbildung besteht, durch institutionelle Férderung lGberhaupt
erst mal eine Struktur geschaffen und Personal eingestellt wer-
den kann. Dem entgegen wurde gesetzt, dass aber auch gerade
im landlichen Raum eine MalRnahmeférderung sinnvoller sein
kann als die Aufgabe einer einzelnen Institution zu Ubertragen.
Dies ist zum Beispiel der Fall, wenn die Bearbeitung der Mal3-
nahme die Kapazitaten einer Einrichtung sprengen wirde. In
diesem Fall ware es sinnvoller, in regionaler Kooperation dies als
ein Einzelprojekt zu férdern, immer vorausgesetzt eine funktio-
nierende institutionelle Weiterbildungsstruktur.

Forschungsfrage: Wie wirtschaftlich arbeiten Zusammenschlis-
se zur Bearbeitung eines Projektes und wie funktioniert Koopera-
tion unter Konkurrenzbedingungen?

(4) Es wurde angemerkt, dass der Staat kein Interesse daran hat, so
transparent zu operieren, dass die Opposition eine leichte Be-
wertung vornehmen kann. Dies ist aus 6 konomischer Sicht eine
Schwache. Es wurde nach der Funktionalitat politischer
Intransparenz gefragt.
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MaRstdbe zur Bewertung von Finanzierungsarten

Wenn politisch Uber die eine oder andere Finanzierungsform ent-
schieden wird, muss auch immer Uberlegt werden, welche Mal3-
stabe und welche Beurteilungskriterien neben den &ékonomi-
schen man anwenden will, da nicht zuletzt durch die Finanzie-
rung die Struktur der Weiterbildungslandschaft erheblich gepragt
wird. Welche sozialen Dimensionen sollten beispielsweise be-
achtet werden? So muss im Zusammenhang mit der Diskussion
um institutionelle oder MalRnahmeférderung diskutiert werden,
welchen Wert man der Stabilitdt des Arbeitsplatzes flir padago-
gisches Personal bei einer institutionellen Forderung beimessen
mochte. Es ist also bei der Bewertung der Wirksamkeit von Fi-
nanzierungsarten generell notwendig, neben den wirtschaftli-
chen Kriterien und dem vorhandenen (europaischen) Zeitgeist
auch das sozial-politisch Wiinschenswerte im Blick zu behalten.

Zur Rolle der Politik

(1) Bei der Diskussion um veranderte Finanzierungsformen muss
immer auch mitbedacht werden, welche Ziele die Bildungspolitik
verfolgt. Die institutionelle Férderung wurde in den 70er Jahren
vor allem entwickelt, um Weiterbildung als feste Struktur in
Deutschland zu etablieren. Redet man nun im Zuge ,lebenslan-
gen Lernens fur alle, heute verstarkt Gber MaBnahmeférderung
oder nachfrageorientierte Finanzierung, muss Uberlegt werden,
verschieben sich die Verantwortlichkeiten und die Rolle der Poli-
tik weitet sich um steuernde und beratende Funktionen aus.

(5) Wendet man sich der MaRnahmeférderung zu, ist, anders als
bei der rein institutionellen Férderung, in den Behdrden fachwis-
senschaftliches Personal notwendig, was hohe finanzielle Res-
sourcen bindet. Auch bei der nachfrageorientierten Finanzierung
werden andere und neue Aufgaben im Bereich der Information
und Beratung, der Administration etc. hinzukommen.

Forschungsfrage: Wie hoch ist der administrative Aufwand bei
malRnahmeorientierter bzw. nachfrageorientierter Finanzierung
und welche Ressourcen miussen hierzu zur Verfligung gestellt
werden?

7.4.3 Block (2) Finanzierungsmodelle und Wirtschaftlichkeit
von Einrichtungen

Kurzzusammenfassung des Impulsreferats (Rudi Rohimann)

Rohlmann nahert sich in seinem Referat einer Beurteilung der Wirt-
schaftlichkeit von unterschiedlichen Finanzierungsarten an. Er bezieht
sich hier vor allem auf die institutionelle Férderung und die Projektfor-
derung, da zur nachfrageorientierten Finanzierung noch keine Erkennt-
nisse vorliegen. Generell zeigt er die Probleme auf, die bei der Mes-
sung der Wirtschaftlichkeit von Weiterbildungseinrichtungen (optimale
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Relation von Leistung zu Kosten) sowohl auf der Input- (Kosten) als
auch auf der Outputseite (Leistung) zu sehen sind. Diese ranken sich
insbesondere um die Schwierigkeit der Bewertung von Qualitatskom-
ponenten (z.B. Kursqualitat, Lernzuwachs etc.).

Zur Wirtschaftlichkeit

(1) Planungssicherheit und niedrig zu haltender Verwaltungsauf-
wand sind die Bedingungen von Wirtschaftlichkeit in Weiterbil-
dungseinrichtungen.

(2) Ein Wechsel von institutioneller zu Projektférderung z6ge nach
sich, dass Personal fur die (teils sehr arbeitsaufwendigen) Pro-
jektakquise abgestellt werden misse, was nach Aussage Rohl-
manns weder der dauerhaften Sicherung einer Institution noch
den Teilnehmenden und einem qualitativ hochwertigem Angebot
diene.

(3) Rohlmann merkt an, dass Kosten-Wirksamkeits-Analysen immer
die in der Qualitat des Outputs angelegten externen Effekte (O-
rientierung an gesellschaftlichen Erfordernissen) berlicksichtigen
muissen sowie das Prinzip der Sozialstaatlichkeit.

(4) Es kann auf die Multiplikatoreneffekte von 6ffentlichen Geldern
hingewiesen werden. Es werden wenige 6ffentliche Gelder den
Einrichtungen zur Verfligung gestellt, die aber fir den weiteren
wirtschaftlichen Erfolg der Einrichtung zustandig sind.

Forschungsfrage: Um die Wirtschaftlichkeit unterschiedlicher Fi-
nanzierungsmodelle in Einrichtungen bewerten zu kénnen, mus-
sen Indikatoren zur Definition und Operationalisierung des Out-
puts als Effizienzparameter gefunden werden.

7.4.4 Block (3) Mogliche Folgen einer Verschiebung von der
Angebots- zur Nachfragefinanzierung fur Einrichtungen

Kurzzusammenfassung des Impulsreferats (Dr. Gabriele Botte)

Das Referat von Botte beschaftigte sich vornehmlich mit der Frage,
welche Folgen eine angebotsorientierte bzw. eine nachfrageorientierte
Finanzierung auf die Weiterbildung austbt. Die Konsequenzen einer
solchen Veranderung der Finanzierungsform wurden am Beispiel der
Volkshochschule Offenbach verdeutlicht. Die Notwendigkeit der Bei-
behaltung einer institutionellen Férderung wurde hier besonders argu-
mentativ gestitzt.

Auf der Suche nach dem optimalen Mix

(1) Die Volkshochschulen bieten eine breite Palette von Weiterbil-
dungsprogrammen an. Hierunter sind auch Angebote, die nur ei-
ne geringe oder keine Nachfrage haben. Es wurde diskutiert, ob
man in diesem Fall dann 6konomisch argumentieren sollte, dass
ein Bildungsangebot ohne Tauschwert keinen Wert hat. Auch
wurde hier die Frage aufgeworfen, wie man mit der Differenz
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zwischen politisch Gewolltem und individuellen Interessen um-
gehen soll. So stofRen beispielsweise die politisch gewlinschten
MalRnahmen der politischen Bildung auf ein nur sehr geringes In-
teresse der Bevolkerung. Es wurde hier auch auf die grol3e Zahl
derer hingewiesen, die aus einer Schwellenangst heraus keine
Weiterbildung  nachfragen, aber durch zum  Beispiel
niedrigschwellige Angebote zu einer Teilnahme bewegt werden
kdnnten. Hier ist eine institutionelle Forderung notwendig, um
ein finanzielles Polster zu haben, unattraktive und wenig nach-
gefragte MalBnahmen trotzdem und aus den oben genannten
Grinden heraus anbieten zu kénnen. Es wurde in diesem Zu-
sammenhang auch generell die Frage gestellt, inwiefern in der
Weiterbildung ein ,Korrektiv, gebraucht wird, oder aber diese
nicht auch als ein Markt verstanden werden kann.

(2) Der offentliche Anteil an der Gesamtfinanzierung der Bildungs-
einrichtungen ist generell nur noch sehr gering. Es muss gefragt
werden, wie hoch die 6ffentliche Finanzierung sein muss, damit
der Staat impulsgebend in die Weiterbildungslandschaft eingrei-
fen kann.

Forschungsfrage: Gibt es eine Wirksamkeitsschwelle fir den 6f-
fentlichen Finanzierungsanteil?

(6) Nachfrageorientierte Finanzierung bringt Einrichtungen in Bewe-
gung und gibt dem Individuum eine gr63t mogliche Entschei-
dungsfreiheit tber seine individuelle Weiterbildung. Gleichzeitig
arbeiten Einrichtungen unter Konkurrenzbedingungen, die als in-
novationsfordernd gelten. Bildungsangebote und die Einrichtun-
gen generell wirden insofern durch eine Nachfrageférderung
gewinnen. Auf der anderen Seite gibt eine institutionelle Forde-
rung einer Einrichtung die Sicherheit, die sie braucht, um ,Frei-
raum fir neue Ideen, zu entwickeln, auch auf die Gefahr hin,
dass die neuen Ideen eventuell spater nicht angenommen wer-
den. Es scheint also ein Mix von institutioneller und nachfrage-
orientierter Finanzierung sinnvoll zu sein.

In dem Zusammenhang wurde auch gefragt, wie hoch wohl die
institutionelle Férderung sein muss, damit die Sicherheit einer
Einrichtung gewabhrleistet ist.

Forschungsfrage: Es wurde Uberlegt, wie viel institutionelle Si-
cherheit eine Einrichtung durch institutionelle Férderung braucht
und wie viel Nachfrageforderung méglich ist, um die Konsumen-
tensouveranitat zu starken und die Einrichtung in Bewegung zu
bringen. Dies kénnte in Form eines gréRer angelegten Modell-
versuchs untersucht werden.
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7.4.5 Zusammenfassung der entwickelten Forschungsfragen

(1) Konkurrenz und Innovationskraft: Welche Faktoren sind verant-
wortlich fiir Vielfalt und Innovation in Weiterbildungseinrichtun-
gen und Weiterbildungsangeboten?

(2) Um zu sehen, wie viele Gelder tatsachlich fiir die Weiterbildung
zur Verfligung gestellt werden, sollte in einer Untersuchung das
sekundare Finanzierungssegment auf Bundes-, Lander- und Ge-
meindeebene (in Erganzung zu der Untersuchung von Bro-
del/Gerhard, 1996) naher beleuchtet werden.

(3) Wie viel Sicherheit braucht eine Einrichtung durch institutionelle
Forderung und wie viel Nachfrageférderung ist méglich, um die
Konsumentensouveranitat zu starken und die Einrichtung in Be-
wegung zu bringen? Dies miisste in Form eines groBer angeleg-
ten Modellversuchs untersucht werden.

(4) Um die Wirtschaftlichkeit von unterschiedlichen Finanzierungsar-
ten bestimmen zu kénnen, miissen Indikatoren gefunden wer-
den zur Definition und Operationalisierung des Outputs als Effi-
zienzparameter.

(5) Gibt es eine Wirksamkeitsschwelle fiir den offentlichen Finanzie-
rungsanteil?

(6) Wie hoch ist der administrative Aufwand bei maRnahmeorien-
tierter Finanzierung und welche Ressourcen bindet er im Ver-
gleich zur institutionellen Forderung?

(7) Wie wirtschaftlich arbeiten Weiterbildungs-Zusammenschliisse
zur Bearbeitung eines Projektes und wie funktioniert Kooperati-
on unter Konkurrenzbedingungen?

7.4.6 Impulsreferat Block (2) - Finanzierungsmodelle und Wirt-
schaftlichkeit von Einrichtungen (Rudi Rohimann)

Vortragsmanuskript'

Dem Ziel dieser Untersuchung entsprechend, namlich den mdglichen
Einfluss unterschiedlicher Finanzierungsarten auf die Wirtschaftlichkeit
der Einrichtungen aufzuspiren, soll dadurch entsprochen werden, dass
Modelle der Finanzierung der Weiterbildung nach den Quellen und den
Verfahren der Zuteilung von Ressourcen konstruiert werden, die die
Mo glichkeit zur Analyse von Faktoren der Wirtschaftlichkeit der Bil-
dungseinrichtungen bieten.

A. Finanzierungsmodelle der Weiterbildung

Die nach Quellen und Verfahren gebildeten Finanzierungsmodelle fir
den vorliegenden Untersuchungszweck sind:

' Anmerkungen zum Referat s. S. 114
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1. Das Marktmodell. Weiterbildung wird danach als privates Wirt-
schaftsgut betrachtet, das der Investition in Humankapital dient
und dessen Angebot und Nachfrage Uber Preise reguliert werden.

2. Das Modell der o6ffentlichen finanziellen Forderung, das den
Quellen entsprechend unterteilt werden kann in

a) das Staatsfinanzierungsmodell, wonach die 6ffentlichen Ge-
bietskdrperschaften (Bund, Lander, Gemeinden und Gemeinde-
verbande) die Weiterbildung finanzieren, entweder in eigenen
Einrichtungen oder durch Férderung (Zuwendungen in Form von
Zuweisungen oder Zuschussen) anderer Tréager,

b) Die parafiskalische Finanzierung, wonach GroRRorganisationen
und/oder Parafiski (6ffentlich-rechtliche Kérperschaften mit der
Kompetenz, Zwangsbeitrage zu erheben) die Beteiligung Er-
wachsener an Weiterbildung finanzieren oder die Planung, Orga-
nisation und Durchfihrung von Bildungsprozessen finanziell for-
dern.

Die offentliche Forderung (Modell 2) kann unter Verfahrensgesichts-
punkten erfolgen durch zwei weitere Modelle

3. die angebotsorientierte 6ffentliche Forderung, die wiederum in
zwei Modellformen erfolgen kann:

a) die institutionelle F6rderung, die sich insbesondere bezieht
auf die Gewahrung von Zuwendungen zu den Personalkosten
und zu (in der Regel pauschalierten) Sachaufwendungen, zum
Teil auch zu Investitionen der anerkannten Institutionen sowie

b) die Projektféorderung fir abgegrenzte Auftragsmal3inahmen
oder Modellprojekte.

4. die nachfragebezogene 6ffentliche Férderung, die wiederum un-
terteilt werden kann in:

a) die Vergabe von Bildungsgutscheinen, die einen invers zum
Einkommen der potentiellen Teilnehmenden gestaffelten Nenn-
wert besitzen konnen oder die bestimmten Berechtigten (z.B.
Arbeitslose) zugeteilt werden. Die Gutscheine werden zur Zah-
lung von Teilnehmenden-Entgelten eingel6st und kénnen durch
Zusatzfinanzierung der Inhaber erganzt werden,

b) die Zuschisse zu Bildungskonten, die durch Einzahlungen der
Konteninhaber ergéanzt werden, und deren Guthaben zur Zahlung
von Teilnehmenden-Entgelten genutzt wird.

Mit diesen Finanzierungsmodellen ist Uber die zu fordernden Bildungs-
ziele und Bildungsinhalte sowie Uber die Adressaten (mit Ausnahme
des Modells 4a) nichts ausgesagt.

B. Die Wirtschaftlichkeit der Einrichtungen

Die Wirtschaftlichkeit der Betriebsgebarung wird ermittelt durch die
Gegenuberstellung der in einer Periode erbrachten Leistungen eines
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Betriebs mit dem in Geld gemessenen Wertverzehr, der durch die Leis-
tungserstellung verursacht wurde.

Als Leistungen werden nicht die Erlése angesehen, die in der Zeit er-
zielt wurden, sondern die in messbaren GréR3en darstellbaren Ergebnis-
se des Leistungsprozesses. Das Prinzip der Wirtschaftlichkeit wird
durch eine glinstige Relation der beiden Werte verwirklicht, entweder
im Sinne eines geplanten Leistungsvolumens mit geringsten Kosten
oder eines HOchstmasses an Leistungen mit verfigbarem Mittelein-
satz.

Die allgemeine Formel der Wirtschaftlichkeit des Betriebsgebarens
,Leistungen (Output) : Kosten (Input)’ muss gemass den Eigenheiten
der Betriebe angepasst werden. In Bildungsbetrieben ergeben sich bei
der Ermittlung des Input Bewertungsprobleme, wenn Qualitdtskompo-
nenten des Inputs in Kostengré3en umgerechnet werden sollen. Wich-
tig ware, dass ein quantifizierbarer Zusammenhang zwischen der Qua-
litat der Elemente der Bildungsprozesse und den in Geldwerten ausge-
drickten Kosten hergestellt wiirde, was nicht immer oder nur unzurei-
chend gelingt.

In gleicher Weise wie bei der Bewertung des Inputs zeigen sich auch
bei der Bemessung und Bewertung der Leistungen (des Outputs) Prob-
leme. Zu klaren ist, wie Qualitatsunterschiede in den Leistungsarten
(z.B. Kursen) ermittelt und daflir ein gemeinsamer Ausdruck gefunden
werden kann.

Fir die Outputmessung kénnen folgende Faktoren herangezogen wer-
den:

a) die in Zeiteinheiten (Unterrichtsstunden) gemessenen Lernpro-
zesse sowie die Zahl der Lernprozesse in der Periode.

b) Der Qualifikationszuwachs der Teilnehmenden. Dieses setzt die
Messung der Eingangsqualifikation vor Beginn der Bildungsmal3-
nahme und der von den Teilnehmenden erreichten Qualifikation am
Schluss der Malnahme voraus. Diese Outputmessung ist moéglich
in Bildungsinstitutionen mit einem festen Lehrplan und festgelegten
Prifungszielen; allerdings bleibt auch hier die Messung der persén-
lichen Faktoren der Lernenden (Begabung, Motivation, Lebensum-
stande) aul3er Betracht.

c) Zum dritten kénnen in die Begriffsbestimmung des Output der
Weiterbildung auch volkswirtschaftliche, gesamtgesellschaftliche
oder gruppenbezogene Wirkungen einbezogen werden. Gefragt
wird dann, in welchem Verhaltnis der Ressourceneinsatz fir Wei-
terbildung zum gesamtgesellschaftlichen oder volkswirtschaftlichen
Nutzen oder zum Nutzen einer gesellschaftlichen Gruppe, z.B. der
Tragerorganisation, steht.

Je nach den in die Outputdefinition einbezogenen Merkmalen wird un-
terschieden zwischen der externen und der internen Effizienz. Interne
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Effizienz bezeichnet das Verhaltnis von Mitteleinsatz zu Leistung als
Zielerreichung der Bildungsinstitution.

Externe Effizienz bezeichnet das Verhaltnis von Mitteleinsatz und Zie-
len oder Zielsystemen, die unter gesamtgesellschaftlichen oder grup-
penbezogenen Aspekten definiert werden.

Far die Kosten-/Leistungsrechnungen der Weiterbildungsinstitutionen
werden als Output in der Regel das akzeptierte Bildungsangebot und
die mit dem Bildungsangebot verbundenen Nebenleistungen, wie die
Durchfihrung von Prifungen, die Bildungsberatung und - soweit vor-
handen - die Bereitstellung von Selbstlernmdglichkeiten gemessen.
Das akzeptierte Bildungsangebot in der Outputdefinition besteht aus
den geplanten, organisierten und durchgefihrten (von den Teilneh-
menden besuchten) Lehrveranstaltungen.

In dieser Outputdefinition sind nicht berlcksichtigt:

— Qualitatsunterschiede im Anspruchsniveau der Lernziele und -
inhalte,

— Unterschiede in der Qualitdt der Vermittlungsform im kognitiven
Lernbereich, wobei die Qualitatsmerkmale sich u.a. orientieren
mussten an dem Eingehen auf die Voraussetzungen der Teilneh-
menden, an der Heterogenitat der Struktur der Teilnehmerschaft
und an der Zahl der Teilnehmenden je Kurs,

— der optimalen Verbindung von Sachstruktur der Lerninhalte zu den
Bedirfnissen der Teilnehmenden,

— den Wirkungen im affektiven Lernbereich, die die Veranderung von
Einstellungen, Interessen und Werten betreffen,

— der Nachprifung und Bewertung des Qualifikationszuwachses der
Teilnehmenden.

Die Begrenzung der Definition fir Output oder Leistungen im Weiter-
bildungsbereich, die wesentliche Merkmale des padagogischen
Referenzsystems in den Wirtschaftlichkeitserwagungen auf3er acht
lassen muss, ist stets mitzubedenken, wenn eine Bewertung der
Ergebnisse der Kosten-/Leistungsrechnung erfolgt.

C. Der Einfluss der Finanzierung nach den unterschiedlichen Finanzie-
rungsmodellen auf die Wirtschaftlichkeit der Weiterbildungsinstitutio-
nen

C1 Wirtschaftlichkeit von Einrichtungen, die allein nach dem Marktmo-
dell operieren und keine 6ffentlichen Zuschiisse erhalten.

Da die Erzielung von Gewinn das wichtigste Unternehmensziel von
kommerziellen Weiterbildungsinstitutionen ist, steht die Beachtung der
Wirtschaftlichkeit an erster Stelle des Betriebsgebarens. Danach wer-
den die Unternehmungen
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— die Preise fir das Gut Weiterbildung so hoch ansetzen, dass unter
Beachtung der Preiselastizitét der Nachfrage Gewinnerzielung mog-
lich ist,

— das Bildungsangebot unter Kostengesichtspunkten begrenzen, ins-
besondere durch Spezialisierung auf diejenigen Lehrfacher oder Fa-
cherkombinationen, die durch ein Minimum je Leistungseinheit eine
Preisbildung gestattet, die den Absatz sichert.

Die Restriktionen, die fur die Preisfestsetzung und fir das Bildungsan-
gebot gelten, resultieren nicht so sehr - wie bei anderen Wirtschafts-
gutern - aus Wettbewerbssituationen, sondern vom Nachfragevolu-
men, da Weiterbildung zu den Gltern des weniger dringenden Bedarfs
zahlt, das seltener gekauft wird, da sich der Nutzen haufig nur indirekt
und zumeist in einer nahen oder fernen Zukunft einstellt. Aus diesem
Grunde miussen sich kommerziell arbeitende Einrichtungen auf diejeni-
gen Lehrgebiete konzentrieren, die fur die potentiellen Teilnehmenden
mit einem einsehbaren (kurzfristig realisierbaren) Nutzen erscheinen.
Zudem muissen die sozialrdumlichen Strukturen (Bevélkerungsdichte,
Einkommensschichtung) ein potentielles Nachfragevolumen erwarten
lassen.

C2 Die offentliche Forderung und ihr Einfluss auf gesamtgesellschaftli-
chen/volkswirtschaftlichen und einzelwirtschaftlichen Nutzen

Die Legitimation der 6ffentlichen Forderung der Weiterbildung soll hier
nicht dargestellt werden. Es kénnen dazu sowohl verfassungsrechtli-
che als auch finanzwissenschaftliche Begrindungen herangezogen
werden. " Fir die allgemeine Férderung der Weiterbildung sind die in
den Landergesetzen aufgefiihrten Bildungsziele und daraus abgeleitete
Bildungsinhalte mal3gebend. Ziele sind insbesondere die auf Integration
der Gesellschaft, auf Verbesserung der Urteilsfahigkeit und der Fahig-
keiten zur Kommunikation und Mitwirkung in der Gesellschaft. Das
Weiterbildungsgesetz des Landes Bremen hat in fiunf Punkten diese
Ziele exakt herausgearbeitet (8§ 1 Abs. 2). Das Erwachsenenbildungs-
gesetz in Niedersachsen von 1969 hingegen sagt lapidar: ,Den Inhalt
der Erwachsenenbildung bestimmen die Bildungsbedlrfnisse der Er-
wachsenen” (8 1 Abs. 1).

Zunachst ist festzustellen, dass das Ausmald der 6ffentlichen (staatli-
chen und parafiskalischen) Forderung der Weiterbildung nicht exakt
ermittelt werden kann. ? Zur Férderung zahlen nicht nur die in den
Haushaltsplanen ausgewiesenen Betrage der weiterbildungsrelevanten
Haushaltstitel, sondern auch die ,ungerichtete’ Forderung in der Form
der Gewahrung von Steuernachlassen (z.B. Werbungskosten der Ar-
beitnehmer) oder Steuerminderung der als Betriebsausgaben verbuch-
ten Weiterbildungskosten der Unternehmungen. Auch eine Analyse der
Einnahmenseite der Weiterbildungsinstitutionen wirde das Ausmal}
der Forderung nicht erkennen lassen, da die von Privathaushalten
stammenden Einnahmen auf andere Trager tUberwalzt werden kénnen.
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Auch der gesamtgesellschaftliche Nutzen von Weiterbildung generell
lasst sich nicht in kardinalen GroRRen angeben. Selbst wenn es mdglich
ware, in den arbeitsweltorientierten Bereichen der Weiterbildung die
Steigerung des Qualifikationsniveaus festzustellen, bleibt die Frage
offen, in welcher Weise der Qualitdtszuwachs des Produktionsfaktors
Arbeitskraft in den je gegenwartigen (oder kinftigen) Produktionspro-
zessen eingesetzt wird.

Im allgemeinen kann man Lernfelder des Weiterbildungsbereichs ange-
ben, die nicht nur den Teilnehmenden einen Nutzen bringen, sondern
auch fur die Gesellschaft einen Nutzen stiften. Das sind die externen
Effekte der Weiterbildung. In der Bildungsé konomie sind keine L6sun-
gen zur Zurechnung von individuellem und externem Nutzen gefunden
worden. Aus der Untersuchung von Gernot WeiBhuhn geht hervor,
.dass es auch in absehbarer Zukunft nicht gelingen durfte, ,soziale
Produktivitaten” von Bildungsaktivitaten quantitativ zu erfassen. Der
Grund liegt einerseits in der mangelnden Operationalisierung innerhalb
der vorgelegten Konzepte, andererseits aber auch in der fehlenden
empirischen Datenbasis”. ® Gleichwohl kann zur Stiitzung der Begriin-
dung fiur staatliche Férderung im Weiterbildungsbereich versucht wer-
den, die externen Effekte zu benennen und ihre Gewichtung in ver-
schiedenen Lernbereichen darzulegen, wenn auch eine Quantifizierung
unmaoglich ist.

Die Wirtschaftlichkeit der Weiterbildungsinstitutionen bezieht sich auf
zwei Aspekte,

— einmal darauf, welchen Beitrag die Arbeit der Institutionen zum ge-
sellschaftlichen Nutzen bringen (externe Effizienz) im Verhaltnis
zum Ressourcenverbrauch und

— zum zweiten bezuglich der Relation von Leistungen zu Kosten (in-
terne Effizienz).

Beide Nutzenfunktionen stehen insofern in einem sich wechselseitig
bedingenden Verhaltnis als der erwartete oder zu erbringende gesell-
schaftliche Nutzen die Struktur der Leistungen der Institutionen beein-
flusst, was sich auch auf die Kostenstruktur auswirkt.

Im Rahmen der Untersuchung von externer Effizienz k6nnen z.B. Ge-
bietskdrperschaften ermitteln, welchen Nutzen das Vorhandensein der
Einrichtung ,Volkshochschule’ fir die Stadt bzw. die Region (den
Landkreis) hat. Mit dem Definitionsmerkmal des ,Vorhandenseins’ in
der Nutzenfunktion wird auch die Kostenfunktion mitbestimmt. Es sind
demnach nicht die Gesamtkosten, die in die Kosten-Nutzen-Relation
einbezogen werden, sondern nur die Kosten, die zum ,Vorhandensein’
erforderlich sind, das sind die Bereitschaftskosten, die aus der gegebe-
nen Betriebskapazitat resultieren. Die Merkmale einer Nutzenfunktion
werden aus den Zielen abgeleitet, die fir ein Gemeinwesen als rele-
vant gelten.



108

Die offentliche Forderung in der Form von Zuwendungen kann die in-
terne Effizienz beeinflussen durch die Art der Forderung bzw. durch
die mit der Forderung angewandten Verfahren, die nun zu untersuchen
sind.

C3 Die institutionelle 6ffentliche Férderung und ihre Wirkung auf die
Wirtschaftlichkeit der Einrichtungen

Die o6ffentliche Forderung der Weiterbildung bezieht sich einmal auf

— die Forderung aus Haushalten der 6ffentlichen Gebietskdrperschaf-
ten oder der Parafisken fir die eigenen Einrichtungen und

— die Férderung des Staates oder der Parafisken in der Form von Zu-
wendungen an anerkannte Trager fur deren Weiterbildungseinrich-
tungen.

a) Die Forderung der éffentlichen Hand fiir eigene Einrichtungen

Die Forderung von eigenen Einrichtungen wird bestimmt durch Grund-
entscheidungen der Trager der Weiterbildungsinstitutionen Uber die
BetriebsgroRe, das Zielsystem * und die Programmpalette. Das Aus-
mald der Férderung, das sowohl in Geld als auch in Nutzungsrechten
(insbes. Raumnutzung) geleistet werden kann, ist von diesen Grund-
entscheidungen abhangig.

Die Wirtschaftlichkeit der Institutionen, die sich aus der 6ffentlichen
Forderung von eigenen Einrichtungen ergibt, soll hier nicht untersucht
werden, da die Gestaltungsparameter differenziert werden miissen mit
Blick auf offene und geschlossene Weiterbildung. Bei gruppengebun-
denen Einrichtungen der Weiterbildung ,in 6ffentlicher Verantwortung’
sind die Vorstellungen, die bei den einzelnen Tragergruppen vorherr-
schen, insbesondere hinsichtlich der Adressaten und der mit Bildungs-
zielen verbundenen Bildungsinhalte, zu beachten.

Fir die Foérderung von Einrichtungen der kommunalen Trager ist mal3-
geblich, ob das jeweilige Land gesetzlich eine Verpflichtung zur Errich-
tung und Unterhaltung von Weiterbildungseinrichtungen - in der Regel
von Volkshochschulen - festgelegt hat oder ob mit der landesgesetzli-
chen Regelung den Kommunen lediglich ein Anreiz gegeben werden
sollte, auf dem Gebiet der Weiterbildung tatig zu werden und im gege-
benen Fall einen Ausgleich der Unterschiede in der Leistungsfahigkeit
der Kommunen zu gewahren, der Gber den im kommunalen Finanzaus-
gleich eingebauten Redistributionseffekt hinausgeht. Unter diesen Vor-
aussetzungen stehen die Gemeinden ab mittlerer Gr6Re und die Land-
kreise vor der Entscheidung, welches Zielsystem sie realisieren wollen,
um ein dementsprechendes Leistungspotential aufzubauen.

b) Die éffentliche finanzielle Férderung der Weiterbildungsinstitutionen
anerkannter Trdger

Die in den Landergesetzen und Durchfiihrungsbestimmungen niederge-
legten Prinzipien der finanziellen Forderung der Weiterbildung sind un-
terschiedlich weit gefasst; sie folgen ausdricklich festgelegten Zielen
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oder lassen sich erklaren aus dem Vergleich mit einem Raster von Ziel-
elementen. Derartige Zielelemente kénnen sein:

(1) Alle Trager (6ffentliche und nicht-6ffentliche) werden bei ent-
sprechender Leistung gleichberechtigt an der 6 ffentlichen Forde-
rung beteiligt.

(2) Eine flachendeckende Versorgung mit Weiterbildungsangeboten
soll sichergestellt werden.

(3) Regionale Ungleichheiten in der Versorgung mit Bildungsangebo-
ten sind auszugleichen.

(4) Es werden ausschlieBlich BildungsmalRnahmen gefdrdert, die
Anforderungen von Mindeststandards in bezug auf Dauer und
Teilnehmerzahl erfillen.

(5) Die Anhebung von Leistungsstandards der Weiterbildungsein-
richtungen wird angestrebt.

Man kann davon ausgehen, dass durch die 6ffentliche finanzielle For-
derung die Wirtschaftlichkeit generell nicht tangiert wird. Entscheidend
ist fur die WBE, ob mit der Forderung eine gewisse Planungssicherheit
gewabhrleistet werden kann, oder ob mit jahrlich wechselnden Zuwen-
dungen gerechnet werden muss, die zum Teil erst wahrend des lau-
fenden Haushaltsjahres bekannt werden. In friheren Jahren war die
Hohe der laufenden Zuwendungen nicht allein von den Entscheidungen
der Haushaltsgesetzgeber abhangig, sondern auch vom Gesamtvolu-
men der im Vorjahr erbrachten Leistungen der WBE des jeweiligen
Landes. Insbesondere die Lander Baden-Wirttemberg und Bayern, die
allein die jahrlich erbrachten Leistungen in Unterrichtseinheiten (in
Bayern Teilnehmerdoppelstunden) als Bemessungsgrundlage der For-
derung festlegten, haben entschieden, dass das Leistungsvolumen des
zweiten Kalenderjahres vor dem laufenden Haushaltsjahr mal3geblich
sein soll fur die jahrliche Férderung. Damit war fir das jeweilige Pla-
nungsjahr eine gewisse Sicherheit fir die Programmplanungen gewahr-
leistet.

Eine durch die Art der o6ffentlichen finanziellen Férderung bewirkte
Unwirtschaftlichkeit der WBE wurde behauptet, wenn unabhangig vom
Leistungsvolumen die Kosten der hauptberuflichen Personals bezu-
schusst wurde. °) Die Gewahrung von Zuwendungen fiir Personalkos-
ten unabhéngig von den erbrachten Leistungen war dann notwendig,
wenn das Zielelement, ,eine flachendeckende Versorgung sicherzustel-
len” angestrebt wurde. Das galt insbesondere fur das Land Hessen
nach dem Volkshochschulgesetz von 1970. Die Kosten flir das haupt-
berufliche Personal fur Leitung, Padagogik und Verwaltung wurden mit
70 % nach dem Stellenschliissel-Rahmenplan bezuschusst, der sich an
der Einwohnerzahl des Organisationsbereichs des Tragers (kreisfreie
Stadte oder Landkreise) orientierte. Zwar wurden fiir die nachgewiese-
nen Leistungen (Unterrichtseinheiten anerkannter Kurse) bis einschliel3-
lich 1983 auch Sachkosten bezuschusst. Diese wurden aber zuguns-
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ten der Beibehaltung eines gewissen Niveaus der Personalkostenzu-
schiisse seit 1988 abgebaut und sind 1994 ganz entfallen (Volkshoch-
schule-Statistik Hessen 1999, hvv. Frankfurt/M. 2000). Fir die be-
hauptete Unwirtschaftlichkeit der Bezuschussung von Personalkosten
findet sich aber kein Beleg. Im Gegenteil: Wenn man die Zahl des
hauptberuflichen Personals fir Leitung und P&adagogik (Leitung u.
hauptberufl. planende pad. Mitarbeiter/innen) in Beziehung setzt zu
den im Jahr erstellten Leistungen in Unterrichtseinheiten, kann man
sehen, dass Hessen im Vergleich zu anderen Landern eine Uber dem
Durchschnitt der westdeutschen Flachenstaaten liegende Kennzahl
aufweist. ® Zum Unterschied von Hessen hat das Land Nordrhein-
Westfalen, das ebenfalls die Verpflichtung der Kommunen zur Unter-
haltung von Volkshochschulen gesetzlich festlegte, aber die Bezu-
schussung der Personalkosten fir das hauptberufliche padagogische
Personal sowohl an Einwohnerzahlen als auch an Leistungen (2.400
Unterrichtseinheiten je hauptberufliche pad. planende Mitarbeitende)
gekoppelt hat, eine erheblich geringere Kennzahl als Hessen auszuwei-
sen:

— Hessen: 1.292.114 UE : 232 Mitarbeitende fir Leitung und pla-
nende HPM = 5.569 UE je Personalstelle.

— Nordrhein-Westfalen: 2.610.075 UE : 825 Mitarbeitende fir Lei-
tung und planende HPM = 3.163 UE je Personalstelle.

(Quelle: K. Pehl/G. Reitz: Volkshochschul-Statistik. Arbeitsjahr
1999. Bielefeld 2000).

Eine finanzielle Férderung, die allein das jahrliche Leistungsvolumen,
gemessen in Unterrichtseinheiten, als Bemessungsgrundlage wahlt,
kann nicht fir sich beanspruchen, der Wirtschaftlichkeit der Einrich-
tungen zu dienen; denn es ist nicht bekannt, mit welchen Kosten die
Leistungen erstellt wurden.

Pramien fir Wirtschaftlichkeit der Einrichtungen, d.h. fiir eine optimale
Relation von Leistungen zu Kosten ist in keinem Forderungssystem
vorgesehen, zumal es auch kaum maéglich sein wird, die Optimalpunk-
te fir Wirtschaftlichkeit im Weiterbildungsbereich zu benennen. Wie
will man eine Unterrichtseinheit oder Teilnehmerdoppelstunde bewer-
ten in einem Kursus, in dem 7 Analphabeten das Lesen und Schreiben
lernen mit einer Einzelveranstaltung mit 30 Teilnehmenden?

C4 Die Projektférderung der Weiterbildung

Auch fur die Projektférderung, also die finanzielle Bezuschussung von
AuftragsmalRnahmen oder Modellprojekten kann nicht generell gesagt
werden, dass sie die Wirtschaftlichkeit der Einrichtungen férdert oder
beeintrachtigt.

Es gab und gibt eine Anzahl von Einrichtungen, die ihre Bildungsarbeit
ausschlielich bis Uberwiegend aus AuftragsmalRnahmen finanzieren.
Solange eine gewisse Kontinuitat in der Vergabe von Auftragsmal3-
nahmen erwartet werden kann, liegt auch eine Planungssicherheit vor,
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die wirtschaftliches Arbeiten ermdglicht. Das hauptberufliche Personal
dieser Einrichtungen ist haufig mit der Vergabepraxis der Zuwen-
dungsgeber so sehr vertraut, dass fir die Antragstellung kein erhebli-
cher Verwaltungsaufwand erforderlich ist. Sobald die Auftragsmal3-
nahmen wegfallen, ist allerdings die Existenz dieser (allein von Auf-
tragsmaBnahmen abhangigen) Einrichtungen bedroht. ”

Eine andere Situation liegt vor, wenn institutionell gefdérderte Einrich-
tungen, AuftragsmalRnahmen oder Modellprojekte einwerben. Haufig
sind die Projekte mit einem erheblichen Zusatzaufwand fir Antragstel-
lung, Durchfihrung und Abrechnung verbunden, so dass die erwarte-
ten Betrdge zur Mitfinanzierung der Gemeinkosten der Einrichtung
durch den Verwaltungsaufwand wieder kompensiert werden. Dieses
kann jedoch nur durch Einzelanalysen festgestellt werden, da in den
aggregierten Zahlen fir Leistungen und Kosten diese Sachgehalte ,un-
tergehen’.

Andererseits kdnnen AuftragsmalRnahmen Beitrage zur Deckung der
Gemeinkosten der Einrichtung leisten, wenn auf mittlere Sicht eine
gewisse Planungssicherheit gewahrleistet ist und die Einrichtung sich
mit ihrer Personalstruktur (z.B. Einstellung von Weiterbildungslehrern
mit speziellen Qualifikationen fir die Realisierung der Projekte) sowie
der Raumkapazitat und Ausstattung darauf eingerichtet hat.

Ein Vergleich der Kennzahlen zur Einnahmen- und Ausgabenstruktur
von zwei Volkshochschulen im Jahr 1997 kann die Wirkung von Auf-
tragsmalinahmen verdeutlichen.

Gegenulbergestellt werden die Positionen der Einnahmen und Ausga-
ben der Volkshochschule | (ohne AuftragsmalRnahmen) und der Volks-
hochschule Il (mit AuftragsmalRnahmen) in Prozentwerten:

Tabelle 11 Finanzprofile von Einrichtungen mit und ohne Auftrags-
mafRnahmen

Einnahmen VHS | VHS II

1. Leistungsbezogene Einnahmen 50,6 % 59,9 %
(davon AuftragsmaR nahmen) - (12,8 %)
2. sonstige Eigeneinnahmen 1,8 % 4,8 %

(Eigeneinnahmen insgesamt) (52,4 %) (64,7 %)
3. Zuschuss Land 6,1% 4,2 %

4. Sonstige Zuschii sse 0,5% 0,6 %

5. Zuschuss des Tré gers 41,0 % 30,5 %
Insgesamt 100,0 % 100,0 %
Ausgaben VHS | VHS II

1. Direkte Kosten (Honorare) 30,3 % 34,9 %
2. Leistungshezog. variable Kos- 6,5 % 5,3 %

ten
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Ausgaben VHS | VHS I
3. Raumkosten 18,8 % 17,3 %
4. Sonstige Sachkosten 9,4 % 11,4 %
5.Personalkosten f. haupth. 350% 31.1%
Personal

Insgesamt 100,0 % 100,0 %

Die Unterschiede in den Einnahmen- und Ausgabestrukturen sind aller-
dings nicht allein auf die AuftragsmalRnahmen zurlickzufiihren. Einfluss
haben auch die unterschiedlichen Deckungsbeitrage, die von den ein-
zelnen Fachbereichen (aulRerhalb der AuftragsmalRnahmen) erwirt-
schaftet wurden. Gleichwohl geht in dem angefihrten Vergleichsbei-
spiel der grof3te Einfluss von den Auftragsmalinahmen aus.

Die Finanzierung von Modellprojekten bedarf einer genaueren Untersu-
chung. Haufig werden Modellprojekte mit einem erheblichen Ar-
beitsaufwand und Sachaufwand durchgeflihrt, die nach Auslaufen des
Projekts als ,Ruinen’ hinterlassen werden, obwohl der Bedarf, der zur
Implementation des Modells fiihrte, nach wie vor besteht.

Eine beflirchtete Kurzlebigkeit der Forderung von Modellprojekten mit
der Folge, dass die Trager bei weiter vorliegendem Bedarf selbst in die
Forderung eintreten, fuhrt haufig zu einer Zurlickhaltung der Einrich-
tungen, Modellprojekte zu (ibernehmen. ®

AuftragsmalRnahmen und Modellprojekte werden bevorzugt dann (-
bernommen, wenn sie in die Programmpalette der Einrichtung einge-
passt werden kdnnen und zu einer finanziellen Entlastung der Trager
faihren. Die Schwierigkeit, dies administrativ optimal zu handhaben,
liegt darin, dass man erst nach Abschluss der Mal3nahmen und Projek-
te weild, ob sie mit einem positiven Deckungsbeitrag abgeschlossen
werden konnten.

In den letzten Jahren lasst sich in der Weiterbildungspolitik eine Ten-
denz ausmachen, die zur Reduzierung der institutionellen Fdérderung
fahrt mit dem Hinweis, dass sich die Institutionen der Weiterbildung
starker um Projektférderung bemuhen sollten. Die Folgen einer solchen
Anderung werden einen groRen Einfluss auf die Wirtschaftlichkeit der
Einrichtungen ausuben.

Aus dem Vergleich der Finanzstrukturen der beiden VHS | und Il ist
abzulesen, dass in beiden Einrichtungen die institutionelle Férderung,
die zusammengesetzt ist aus den Zuschissen der Trager und der Lan-
der, mit 47,1 % in VHS | und mit 34,7 % in VHS Il nicht nur die Kos-
ten fir das hauptberufliche Personal (VHS | mit 35,0 % und VHS Il mit
31,1 %) abdecken, sondern auch die Sachkosten und einen Teil der
Raumkosten bei VHS | und bei VHS Il ein Teil der Sachkosten (3,6
Prozentpunkte der 11,4 % der Sachkosten).
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Man kann also davon ausgehen, dass die institutionelle Forderung die
Bereitschaftskosten ¥ oder zumindest einen Teil der Bereitschaftskos-
ten der Weiterbildungsinstitutionen, die in der Hauptsache aus den
Personalkosten fir das hauptberufliche Personal bestehen, abdecken.

Der Vergleich der Einnahmestrukturen der VHS in den Flachenstaaten
Westdeutschlands (Anlagen 1 und 2) zeigt zwar, dass im Zeitraum von
1976 bis 1996 der Anteil der institutionellen Férderung (Land +
Kommune) von 54,2 % auf 45 % zurlckgefahren wurde bei einer Ver-
lagerung des Gewichts der Finanzierung von den Landern zu den
Kommunen. Der Anteil der Landeszuschiisse verminderte sich von
1976: 32,3 % auf 1996: 16,1 % Der Anteil der kommunalen Zu-
schiisse stieg von 21,9 % im Jahr 1976 auf 28,9 % im Jahr 1996.

Gleichwohl sind die Landeszuschilisse in absoluten Zahlen in diesem
Zwanzigjahres-Zeitraum von rd. 99 TDM auf rd. 219 TDM gestiegen.
Aus der Veranderung des Stellenwertes der Landesleistungen - gemes-
sen in Prozentwerten - lasst sich nicht notwendig schlie3en, dass eine
geringer werdende Bezuschussung notwendig sei. Vielmehr sind die
Rezessionen, insbesondere im Jahr 1982, malRgebend fir die Ein-
schrankung der Landeszuschisse, verbunden mit der Absicht, den
Ausbau der Weiterbildung zu einer vierten Saule des Bildungswesens
"9 nicht weiter zu verfolgen.

Eine Veranderung der Finanzierung von der institutionellen Férderung
zur Projektférderung wirde dazu fihren, dass ein Teil der Arbeitskapa-
zitat von der originaren Aufgabe des hauptberuflich-disponierenden
Personals zur Planung, Organisation und Durchflihrung von Bildungs-
prozessen abgezogen und der Akquisition von Projekten zugewandt
werden musste. Das heil3t die Einrichtungen brauchen ausgebuffte
,Fund-Raising-Manager’ ®, die die Fahigkeit besitzen, in den 6ffentli-
chen Haushalten oder bei sponsorenden Koérperschaften und Unter-
nehmungen die Quellen aufzuspliren, den Férderungsrichtlinien gema-
Be Projekte zu konstruieren und in der Diktion der Zuwendungsgeber
die Antrage auf Bewilligung von Zuschlissen zu formulieren. Eine sol-
che Geldbeschaffung dient aber weder der dauerhaften Sicherung der
Institution noch der Bevélkerung bzw. den Teilnehmenden, die sich auf
die Kontinuitat und Qualitat eines Bildungsangebots verlassen wollen.

C5 Nachfragebezogene finanzielle Férderung der Weiterbildung

Zur nachfragebezogenen Férderung der Weiterbildung und ihr Einfluss
auf die Wirtschaftlichkeit der Einrichtungen liegen bisher keine Er-
kenntnisse vor, insbesondere wegen der noch marginalen Bedeutung
dieser Forderungsart. Lediglich die Ergebnisse eines Probelaufs der
nachfragebezogenen Férderung in den Autonomen Region Sidtirol in
Italien Uber die Wirtschaftlichkeit des Versuchs liegen vor, allerdings
ohne Aussagen uber den Einfluss zur Wirtschaftlichkeit der Einrichtun-
gen.
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D. Schlussbemerkung

Die Skizze der vorliegenden Untersuchung hat gezeigt, dass Einfllisse
auf die Wirtschaftlichkeit von Einrichtungen unter bestimmten Voraus-
setzungen von den Arten der 6ffentlichen Finanzierung ausgehen kon-
nen. Das trifft insbesondere zu fir den Wechsel von der institutionel-
len zur projektgebundenen Férderung. Unabhangig davon kénnen mit
allen Arten offentlicher Finanzierung Unproduktivitaten erzeugt wer-
den, wenn die Abrechungsmodi einen unverhaltnismalRig hohen Ver-
waltungsaufwand erfordern. '"

Kosten-Wirksamkeits-Analysen, die die interne Effizienz von Weiterbil-
dungseinrichtungen ,in 6ffentlicher Verantwortung’ ermitteln sollen,
missen immer die in der Qualitat des Output angelegten externen Ef-
fekte, die sich an gesellschaftlichen Erfordernissen orientieren, sowie
die Beachtung des Prinzips der Sozialstaatlichkeit hinsichtlich der Be-
messung der Teilnehmenden-Entgelte bertcksichtigen.
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7.4.7 Impulsreferat Block (3) - Mdgliche Folgen einer Verschie-
bung von der Angebots- zur Nachfragefinanzierung fur
Einrichtungen (Gabriele Botte)

Vortragsmanuskript
Meine sehr verehrten Damen und Herren,

mein Part ist es offensichtlich, hier die Praxisseite zu Ubernehmen.
Deshalb ist es notwendig, Sie zunachst mit den Rahmenbedingungen
etwas vertrauter zu machen. Bevor ich zum eigentlichen Thema ,An-
gebots- versus Nachfrageférderung, Stellung nehme, denn natirlich
begriinde ich meine Position aus meinen bisherigen Erfahrungen her-
aus. Dabei werde ich ganz pointiert Position fir die allgemeine und
O0ffentlich verantwortete Weiterbildung in Form der Volkshochschule
beziehen.

Uber mich und mein Arbeitsfeld

Ich arbeite seit nunmehr 13 Jahren im Volkshochschulbereich, bin seit
8 Jahren Leiterin der Volkshochschule Offenbach, unmittelbar neben
Frankfurt gelegen. Es handelt sich um eine kleine GroRRstadt, 116.000
Einwohner, mit groRen Problemen des Strukturwandels in den letzten
Jahren - produzierendes Gewerbe, Maschinenbau und Lederwarenin-
dustrie am Boden, Wandlung zum Dienstleistungsstandort. Mehr als
30% der Einwohner verfligen nicht Gber einen deutschen Pass, und
zwar handelt es sich dabei nicht um die Mitarbeiter/innen der Banken
und Versicherungen wie in Frankfurt, sondern um ,Problemgruppen,,
unter den Migrantinnen und Migranten, eine grol3e Abwanderung der
wohlhabenderen Bevélkerung in den Speckglrtelkreis ist bereits er-
folgt. Aus dieser Situation ergeben sich auch spezifische Aufgaben fir
die ortliche Volkshochschule.

Die Grundfinanzierung erfolgt ganz klassisch angebotsorientiert, die
Institution wird vorgehalten. Insgesamt handelt es sich um ein weit
gefachertes Finanzierungsmix der Einrichtung. Der (ber Landesgesetz
gewahrte Zuschuss ist auf weit weniger als 9% gefallen (und wird in
diesem Jahr auf unter 7% fallen), der stadtische lag in 1999 bei 21%.
Den Rest finanzierten die Teilnehmerinnen und Teilnehmer (42%), Fir-
men als Auftraggeber oder auch andere Institutionen (6%). Uber pro-
jekt- oder auftragsbezogene Zuschlisse erhalten wir allein vom
Sprachverband Deutsch fir auslandische Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer 16% unserer gesamten Einnahmen, vom Arbeitsamt und
Hessischem Sozialministerium 3%:

Aufgrund der besonderen Situation (gro3e Zahl Migrantinnen und
Migranten) wird fast ein Drittel der gesamten Unterrichtsstunden im
Bereich Deutsch als Fremdsprache unterrichtet, wir unterhalten eine
eigene Frauenbegegnungsstatte, die insbesondere flir Migrantinnen
eingerichtet wurde, tagstber Kinderbetreuung vorhalt, damit die Mut-
ter der zuklinftigen Grundschller zuerst einmal die deutsche Sprache
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erlernen. Muslimische Frauen dirfen zudem haufig nicht gemischte
Kurse besuchen.

Wenn man die Zahlen etwas genauer betrachtet, zeigt sich, dass die
institutionelle Férderung nur einen geringen Prozentanteil ausmacht,
aus der eigenen Arbeit, meist aber auch fiir die Ubernahme spezieller
Aufgaben, hieraus werden also erheblich mehr Mittel erwirtschaftet.

Was die institutionelle Forderung bewirkt

Zunachst mochte ich klarstellen, dass m.E. die eigentlich zu |6sende
Frage ist, welche Form der Erwachsenenbildung gewlinscht wird, von
daher in einem eher 2. Schritt, ob Angebotsfinanzierung oder Nachfra-
gefinanzierung zur besseren Weiterbildung, also dem gewlinschten
Angebot flhrt.

Das ist das erste, denn ich befirchte, die heutige Politik will sich mit
dem modernistischen Wandel zur neoklassischen Angebotsfinanzierung
aus der Verantwortung einer erwachsenenbildungspolitischen Grund-
position fur das Winschenswerte, das politische und gesellschaftlich
Sinnvolle stehlen.

Unbestritten ist auch, dass sich ein Angebot auch seine/eine Nachfra-
ge schaffen kann. Denn Nachfrage nach Bildung existiert ja nicht per
se, sie wird nicht im luftleeren Raum formuliert, nicht gebindelt usw..
Sie bedarf geradezu der Ansprache, der Anregung. Ein Kind/ein
Mensch wird wohl kaum all seine menschlichen Potentiale z. B. musi-
kalisch oder gestalterisch entfalten kénnen, wenn in seiner Biografie
keinerlei Anregung durch Musik, Malwerkzeug etc. zur Verfligung
standen, die es ihn haben probieren lassen, ihn daran haben Freude
finden und entdecken lassen.

Und nebenbei: es gab wohl kaum eine konkret formulierte Nachfrage
nach Talkshows, die das Privatleben von Menschen indiskret nach au-
Ben tragen, vermarkten, sie hinterher mit dem Aufgefihrten alleine
lassen usw.. Auch hier gab es ein Angebot, das auf vielleicht diffuse,
erahnte oder unbewusst herausgefundene voyeuristische und sensati-
onslisterne Bedulrfnisse passte, diese befriedigt und gleichzeitig
Marktmacht, Vermarktung im Sinne hat. Plotzlich gibt es diese Talk-
shows und sie werden gesehen, und zur Legitimation stellt man nach-
traglich die grolRe Nachfrage fest. Ist das wiinschenswert?

Zuriick zu uns: Uber das Landesgesetz in Hessen werden Stellenzu-
schiisse in Abhangigkeit zur Bevélkerungszahl finanziert, die Institution
wird zudem Uber die kommunale Pflichtausgabe gesichert.

Volkshochschulen sind von ihrer Tradition her (unsere lasst sich in ih-
ren Urspriingen als Arbeiterbildungsverein bis 1848 zurlick verfolgen,
als Volkshochschule 1919 gegriindet) grundsatzlich auf Demokratie,
Partizipation, hohe Qualitdtsstandards, ein extrem niederschwelliges
Angebot fir alle ohne konfessionelle, ethnische, kulturelle Bindung
ausgerichtet.
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Das zeigen auch die Landergesetze ganz deutlich, auch deren Entste-
hungszusammenhéange Ende der 60er/Anfang der 70er Jahre. Sie ge-
hen von einem Grundrecht auf Erwachsenenbildung aus, das frei ge-
wahlt werden kann. Ziel ist die Beférderung des Bildungsstrebens,
ganz unabhangig von Fragen der unmittelbaren Verwertbarkeit. Dahin-
ter steckt die Grundidee der méglichst weitgehenden Entfaltung und
Entwicklung der je individuellen Potenziale, der Mensch selber steht
bildungstheoretisch im Zentrum, nicht die Verwertbarkeit seiner Bil-
dungsbemihungen.

Dazu passt das Selbstverstandnis unserer eigenen Institution, der
Volkshochschule. Es bezieht die verschiedenen Bevdlkerungsgruppen
sowie Ortliche Besonderheiten oder Bedarfe ein.

Dementsprechend ist der ,Facherkanon, auch recht weit gefasst. Dies
zeigt sich im Katalog der Programmbereiche der Statistik, die vom DIE
herausgegeben wird, 6 Programmbereiche mit weit differenzierten Un-
tergliederungen.

Was bedeutet das fiir unsere Programmplaner/innen?

Wir begreifen die Auflistung dieser breiten Bereiche in der Statistik als
Anregung und Auftrag, in diesen (in der Breite) tatig zu werden.

Wir begreifen uns als Anregerinstitution, wir orientieren uns an den
Wissenschaften, den aktuellen politischen und gesellschaftlichen Not-
wendigkeiten, an beruflichen Erfordernissen. Wir versuchen unsere
Mo glichkeiten, unsere zur Verfligung stehenden Ressourcen (Raume,
Dozenten, Kooperationspartner) méglichst optimal zu organisieren - im
Hinblick auf die Befriedigung von Bedulrfnissen und Bedarfen der Be-
volkerung.

Das Bedeutet, dass wir moglichst in allen Bereichen Angebote unter-
breiten wollen, die auf Nachfrage stol3en sollten und kénnten.

Ein Mehr an realisiertem Bildungsangebot - naturlich qualitativ hoch-
wertig und niveauvoll - zahlt fir uns mehr als der abgeworfenen ,Ge-
winn, oder auch die Hohe der Nachfrage.

Verflhrerisch ware es, vordergriindig Gangigem nachzulaufen, das zu
tun, was gerade ,modern ist,, was ,in, ist. Das tun wir nattrlich
auch, aber eben auch das Andere.

Nach unserem Verstandnis ist eine Volkshochschule, bei der keine
Kurse aufgrund von mangelnder Nachfrage ausfallen, suboptimal, da
der zusatzlich versuchende, motivierende Anteil nicht ausgeschépft
ist.

Das dies nicht ins Uferlose geht, dafiir gibt es ein hervorragendes Kor-
rektiv - die Nachfrageseite. Denn das, was keine Nachfrage findet,
wird auch nicht durchgefihrt. Wenn die Mindestteilnahmezahl nicht
erreicht wird, findet die Veranstaltung nicht statt, es wird mit den Fu-
Ben abgestimmt.
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Und dennoch: es ist geradezu ein Credo, auch das nicht so Moderne
nicht Gangige mit anzubieten.

Darin drickt sich auch eine gewisse Widerstandigkeit gegen den soge-
nannten Zeitgeist aus, ein Konservatismus, der einen gelegentlich wie-
der zum modernen Vorreiter werden lasst.

Ein weiteres wesentliches Moment sind die spezifischen Erfordernisse
und Probleme unserer Stadt, die sich gerade auch in unserer Institution
artikulieren, die aber auch von aul3en (andere Institutionen, Politik) an
uns herangetragen werden.

Und das sind die Vorteile fiir die Gesellschaft:

Mit der Institution Volkshochschule wird eine Einrichtung vorgehalten,
die grundsatzlich ein niederschwelliges, breites Bildungsangebot unter-
breitet. Es versteht sich von selbst, dass es qualitativ hochwertig und
aktuell sein muss, denn sonst ginge heute ohnehin keine/r mehr hin.
Dass wir eben nicht an der Nachfrage vorbei gehen, das zeigen die
Zahlen, standig wachsende Belegungen und Zuwachse im zweistelli-
gen Bereich in den letzten Jahren.

Wir begreifen Volkshochschulen auch als ,Weichen Standortfaktor,, im
Kanon der anderen Kultureinrichtungen unserer Stadt, auch eine gute
Bildungsinfrastruktur gehdrt zu den Kriterien fir ,Neubdrger,, bzw. Un-
ternehmen, die flr unsere Stadt aufgrund des Strukturwandels interes-
siert werden sollen.

Die Volkshochschule ist offen fir die Bedirfnisartikulation der Bevdl-
kerung, sie ist originarer Ansprechpartner fir alle bewusst artikulierten
Weiterbildungswiinsche der Bevélkerung, kann aber auch innerhalb
ihrer Kurse deutlich werdende weiter fihrende Interessen aufgreifen.
Sie reagiert natlrlich auch mit Schwerpunktverschiebung und weist
somit Trends und ,Wenden,, Paradigmenwechsel auf.

Als Ort gemeinsamer Bildung zeigen sich hier auch (noch nicht formu-
lierbare) Bedarfe, die aufgegriffen werden kénnen. Ich verweise auf
unsere Frauenbegegnungsstatte, unsere Bemihungen, (ber Sponso-
ring Deutsch (Deutsch als Fremdsprache Darf) an Grundschulen einzu-
fihren, an denen mehr als 50% der Erstklassler nicht oder kaum die
deutsche Sprache beherrschen, wir beteiligen uns an den Diskussionen
um burgerschaftliches Engagement (Ehrenamtsdiskussion usw.). Viele
Kooperationsanfragen richten sich an die Volkshochschulen.

Volkshochschulen sind die Ansprechpartner fir Kommunen, fir den
Staat bei plotzlich auftretenden verstarkten Bildungsnotwendigkeiten
im Erwachsenenalter. Hier kann auf eine Basisinstitution des Geschéafts
~Weiterbildung, aufgesetzt werden. Es kann gehen um Personalent-
wicklung (innerhalb der Verwaltung und der anderen stadteigenen
Konzernbetriebe sind wir der Weiterbildungstrager) Schulungen in be-
stimmten Bereichen, Stadtteilarbeit, Konfliktmanagement. In einer
Volkshochschule verbirgt sich ein ungeheueres Potenzial, das in die
verschiedensten Richtungen ausbaubar ist, auf das zurlickgegriffen
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werden kann. Volkshochschulen waren oft auch federfliihrend oder
wegweisend in Bezug auf die Organisationsentwicklungen nach neuen
Steuerungsmodellen in den Verwaltungen.

Sie ist eine Einrichtung, bei der aufgrund der Hauptamtlichkeit (eines
kleinen Stamms zumindest) professionell geplant wird, flachendecken-
de Angebote unterbreitet werden kénnen, ein Uberblick bewahrt wer-
den kann, usw.

Dadurch ist sie zudem aulerst flexibel. Durch die permanente Auf-
rechterhaltung der Breite des Angebots kann sie auf Veranderungen in
der Nachfrage am besten reagieren, weil sie nicht nur vom wirtschaft-
lichen Erfolg abhangt, kann sie auch Experimente wagen.

Bei Wandel und Nachfrageartikulation kann schnell und flexibel reagiert
werden, da Kontakt zu Dozenten aus (fast) allen Sparten gehalten
wurde, es kann rasch reagiert werden, ,nachgelegt, werden, das An-
gebot verbreitert werden usw.

Sehr haufig in meiner Erfahrung hat sich gezeigt, dass Volkshochschu-
len Gber ihr Angebot hinaus sehr vorausschauend waren. Zu Beginn
der 80er Jahre, hat z.B. auf dem flachen Land nur die Volkshochschu-
len EDV-Angebote unterbreitet (wir sind mit C64-Rechnern in den Or-
ten herumgereist), erst viel spater, als klar war, dass man damit Geld
verdienen konnte, haben sich dort auch private EDV-Schulen entwi-
ckelt. Gleiches gilt fir die Zielgruppe der Seniorinnen und Senioren.
Diese wurden Uber die Beirate in Volkshochschulen und die Nahe zur
Bevolkerung schon immer in ihren Bedurfnissen berlcksichtigt, erst
viel spater wurden sie als potenzielle Kunden am Markt auch fir Bil-
dung entdeckt.

Auch die sogenannten Wenden in der Erwachsenenbildung zeigen,
dass Volkshochschulen der Marktentwicklung vorangingen. Z.B. ,psy-
chologische,, Themen spielten zuerst in der VHS eine Rolle, erst spater
entstand der Therapieboom in Form eines Marktes.

Auch der Fitnessboom zeigte sich zunachst in der starkeren Auslas-
tung der Volkshochschulkurse in diesem Bereich, erst spater kamen
die Sport- und Fitnessstudios hinzu.

Der ,,Markt, reagiert auf den Seismograph Volkshochschule, nicht um-
gekehrt!

Was verandert sich durch einen Wechsel zur Nachfragefinanzierung fiir
die Institution Volkshochschule?

(1) Die Legitimation der Institution wird sich vollig anders stellen.
Nicht mehr das Angebot wird bewertet, vielmehr wahrscheinlich
vor allem die tatsachlich realisierte Nachfrage.

(2) Es wird nicht mehr um einen Facherkanon gehen, der bedient
wird, Mal3stab ist die ,Einschaltquote, damit sind wir einer in-
haltlichen Begriindung entzogen. Gut ist, was gefallt.
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(3) Uber die bisherige Regelung ist Personal gesichert, Personal wird
entsprechend der Verschiebung der Nachfrage zur Disposition
gestellt.

(4) Die Kosten der Institution sind, dass sie nicht mehr so flexibel
auf Veranderungen reagieren kann, es fehlt der gesicherte Ruck-
halt.

(5) Volkshochschulen wird es méglicherweise langfristig gar nicht
mehr geben, da gerade die Breite des Angebots Merkmal ist und
das grundsatzliche Bildungskonzept ausmacht. Aus Volkshoch-
schulen wird ein Bildungsanbieter wie jeder andere, entweder
die Produkte kénnen vermarktet werden oder nicht.

(6) Mo glicherweise wird ein verstarkter Stellenabbau einsetzen
kénnen, da kein Zusammenhang mehr zur Bezuschussung durch
das Land besteht.

(7) Oder werden als Anbieter verstarkt auf den ,Werbemarkt, tre-
ten, um andere Konkurrenten auszuschalten, um Marktanteile zu
gewinnen. Es dauert nicht lange, dann kommt die ,Bandenwer-
bung,.

(8) Insgesamt flirchte ich, dass ein Riickgang in der Bildungsreali-
sierung in der Breite der Bevdlkerung eintritt. Mit der Institution
Volkshochschule ist eine Institution vorhanden, die extrem nie-
derschwellig ist und Aufforderungscharakter tragt. Uberspriinge
zu anderen Gebieten, fir den, der einmal Bildungslust gewonnen
hat, sind leicht méglich und haufig.

(9) Fur viele, die zunachst etwas in der Volkshochschule ausprobie-
ren wollen, weil man da eben einfach hingehen kann, wird eine
solche Institution fehlen.

(10) Den Stadtvatern wird es so leicht gemacht, sich von einer ei-
genen Institution zu trennen, wenn es wieder einmal finanziell
ganz eng wird, die Aufgaben werden ja (in den ,modernen,, Be-
reichen von den Privaten Gbernommen, die langfristigen Folgen
der Zerstérung einer flachendeckenden Erwachsenenbildungs-
Infrastruktur werden so leichter vernachlassigt.

Mein Resiimee

Eine vernlinftige Institutionenférderung, die die Basisinstitution sichert,
die Kommunen Uber kommunale Pflichtaufgabe bindet, ist weiterhin
fir die grundlegende Infrastruktur notwendig. Darauf kann eine Nach-
fragefinanzierung aufsetzen, die dann die Feinsteuerung Ubernehmen
kann. Diese wird aber nur bei vorgehaltener Institution auch ihre Be-
friedigung finden, zumindest eine, die nicht dem Wildwuchs Uberlassen
ist. Auch heute schon gibt es keine Institution, die nicht nach der
Nachfrageseite Ausschau halt, um erahnte und artikulierte oder nicht
artikulierte Bedurfnisse und Bedarfe zu befriedigen. Nur ein verninfti-
ges Finanzierungs-Mix kann die L6 sung sein.
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7.4.8 Teilnehmende des Workshops

Balzer, Carolin, DIE

Botte, Dr. Gabriele, Volkshochschule Offenbach
Brinkmann, Egon, Berufsfortbildungswerk Bremen
Brédel, Prof. Dr. Rainer, Universitat Minster
Ehmann, Dr. Christoph, Berlin

Luther, Klaus, BMBF

Nuissl von Rein, Ekkehard Prof. Dr. Dr. h.c., DIE
Pehl, Klaus, DIE

Reinhardt, Helga, BMBF

Rohlmann, Dr. Rudi, Hessische Blatter fir Volksbildung
Rickert-Dahm, Angela, BMBF

Schuldt, Hans-Joachim, Behdérde fir Schule, Jugend und Berufsbil-
dung, Hamburg

Timmermann, Prof. Dr. Dieter, Universitat Bielefeld

Ter Wey, Verena, Universitat Marburg
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7.6 “Individual Learning Account” in den Medien
Anzeige zu ILA in ,The Guadian”, 27.9.2001

FOR THE ATTENTION OF

INDIVIDUAL LEARNING
ACCOUNT HOLDERS

AND LEARNING PROVIDERS REGISTERED
| WITH THE INDIVIDUAL LEARNING
ACCOUNT CENTRE

From 7th December 2001 the Individual Learning Account Programme in England will cease
to operate.

The programme has exceeded the Government's expectations in encouraging very large numbers of
people to take a new interest in learning, and has quickly expanded beyond its capacity. The programme
has attracted over 2.5 million account holders and has helped bring down the financial barriers to
learning. But the Government is also concerned by evidence that some Individual Learning Accounts
have recently been exploited by companies providing poor value for money.

What this means for existing individual Learning Account Holders

We will be writing separately to all Account holders with more information, however:
»

This will not affect you if you are presently using your Individual Learning Account to fund
your learning.

If you intend to stari learning soon using your Individual Learning Account and want to take
advantage of the discounts available you must have enrolled with a learning provider by 7th December
2001 and have the learning booked onto the Individual Learning Account Centre's system by
7th December 2001.

No one should feel pressurised into signing up for a course of learning just to beat the deadline.

What this means for learning providers registered with the Individual Learning
Account Centre

We have written separately to all learning providers registered with the Individua!l Learning Account
Centre however:

-+ Learning providers must book the learning onto the Individual Learning Account Cenfre's system by
7th December 2001.

We are no longer able to accept applications to open new accounts.

department for

education and skills

creating opportunity, releasing potential, achieving excellence

/v 6‘.&.&50’4'&&, 22.9.01
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Meldung des Departments for Education and Skills im
http://www.dfes.gov.uk/ila

INDIVIDUAL LEARNING ACCOUNTS

23 November 2001

Internet

The Department for Education and Skills today called in police to investigate al-

leged fraud and theft involving Individual Learning Accounts (ILAS).

Officers from the Department's special investigations unit had discovered irregu-

larities on Thursday after being contacted by an ILA provider.

This afternoon, the ILA programme was shut down immediately, two weeks ear-
lier than planned. The ILA programme was to have been suspended from De-

cember 7.

The inquiry is ongoing and the Department is unable to comment further for fear

of compromising the investigation.

Contact Details
Public Enquiries 0870 000 2288, info@dfes.gsi.gov.uk

Unter einer Webadresse der BBC News findet man zahlreiche Hinweise
zum Diskussionsstand Uber die aktuellen Probleme des Individual Lear-

ning Account seit November 2001:

http://news.bbc.co.uk/hi/english/education/newsid 1621000/16

21469.stm

Unter dem Aufmacher ,Training grants fiasco” werden einige Beitrage

angeboten:
Latest

Open to fraud
http://news.bbc.co.uk/hi/english/education/newsid 1777000/1777233.stm

Accounts stolen
http://news.bbc.co.uk/hi/english/education/newsid 1702000/1702219.stm

Lobby of parliament
http://news.bbc.co.uk/hi/english/business/newsid 1693000/1693100.stm

Website was 'lost’
http://news.bbc.co.uk/hi/english/business/newsid 1680000/1680519.stm

'Chaos' attacked
http://news.bbc.co.uk/hi/english/education/newsid 1676000/1676585.stm

Warnings 'ignored’
http://news.bbc.co.uk/hi/english/education/newsid 1641000/1641856.stm

Accounts scrapped
http://news.bbc.co.uk/hi/english/education/newsid 1617000/1617777.stm

Trainers at risk
http://news.bbc.co.uk/hi/english/education/newsid 1621000/1621469.stm

Minister admits flaws
http://news.bbc.co.uk/hi/english/business/newsid 1602000/1602064.stm

Learning scam
http://news.bbc.co.uk/hi/english/business/newsid 1591000/1591297.stm
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Analysis

Numbers 'easy to get’
http://news.bbc.co.uk/hi/english/education/newsid 1782000/1782851.stm

What went wrong
http://news.bbc.co.uk/hi/english/education/newsid 1640000/1640674.stm

Von seiten des zustandigen Ministeriums fir England, Departments for
Education and Skills, ist abgesehen von den laufenden Untersuchun-
gen ein umfangreicher Konsultationsprozess eingeleitet. Zur Informati-
on wird eine (derzeit noch nicht aktivierte) eigene Website angekin-
digt:

http://www.dfes.gov.uk/ilaviews.




134

7.7 Verzeichnis der Tabellen und Abbildungen

Tabelle 1 Ubersicht {iber Finanzierungsformen und -intentionen ....... 22
Tabelle 2 H6he der 6ffentlichen Finanzierung der Weiterbildung ...... 23
Tabelle 3 Umfang der Beteiligung der Finanziers an Weiterbildung....25
Tabelle 4 Regelungen zur Weiterbildung und

Weiterbildungsforderung ..........coooeiiiiiiii i 26
Tabelle 5 Art der 6 ffentlichen Férderung der Weiterbildung

N BB BN i e 30
Tabelle 6 Wirkungen institutioneller Forderung und Projektforderung 35
Tabelle 7 Ubersicht zur Férderung von Aufstiegsfortbildung............ 41
Tabelle 8 Ubersicht Einschatzungen zu Bildungsgutscheinen und

Bildungskonten ... 65
Tabelle 9 Kostenmodell Bildungskonten............coooviiiiiiiiiiiinnn. . 66
Tabelle 10 Vergleich von Finanzierungsmodellen nach vermuteten

Trade-0ffS oo 69
Tabelle 11 Finanzprofile von Einrichtungen mit und ohne

Auftragsmalnahmen ...... ..o 111
Abbildung 1 Zieldimensionen lebenslangen Lernens.......................... 9
Abbildung 2 Wirkungsgeflecht in der Weiterbildung........................ 11
Abbildung 3 Formen angebotsorientierter Finanzierung ................... 19
Abbildung 4 Formen nachfrageorientierter Finanzierung .................. 20
Abbildung 5 Formen von Anreizsystemen .........ccccoiiiiiiiiiiiiiinnnnnns 21

Abbildung 6 Ubersicht Gber Férderung im Rahmen von Bildungskonten
iN OberosterreiCh ..o e 62



	Abstract
	Einführung
	Hintergrund
	Aufbau dieses Berichts
	Bedingungen und Probleme der Wirkungsanalyse
	Probleme der Zielbestimmung und Operationalisierung
	Probleme bei der Ermittlung des Nettoeffektes
	Probleme der Wirkungsmessung

	Zusammenfassung des Projektaufbaus
	Fragestellung
	Vorgehensweise und Untersuchungsrahmen


	Finanzierung der Weiterbildung – der Rahmen
	Intention öffentlicher Förderung
	Weiterbildungsfinanzierung und Chancengleichheit
	Finanzierungs- und Förderarten
	Angebotsförderung: Stimulation des Angebots
	Nachfrageförderung: Stimulation der Nachfrage
	Anreizsysteme: Stimulation der Weiterbildungsbeteiligung

	Daten- und Informationslücken
	Sekundäres Finanzierungssegment
	Kostenüberwälzungen

	Übersicht über die Datenlage zur Weiterbildungsf
	Gesetzliche Grundlagen der Weiterbildung

	Öffentliche Förderung in Deutschland - die Forme
	Öffentliche Förderung nach Weiterbildungsgesetze
	Beispiel Bremen
	Beispiel Hessen
	Gegenüberstellung von institutioneller und Proje�

	Öffentliche Förderung betrieblicher/beruflicher 
	Berufliche Weiterbildung im Rahmen der Arbeitsfö�
	
	Generelle Einschätzungen

	Einarbeitungszuschüsse
	Fortbildung und Umschulung
	Weitere Maßnahmen mit Qualifizierungsinhalten
	Aufstiegsfortbildungsförderung

	Berufliche Weiterbildung im Einkommenssteuerrecht
	Sonderprogramme des Bundes und der Europäischen �
	Sonderprogramme des Bundes
	Programme der Europäischen Union

	Bildungsurlaubsgesetze/Bildungsfreistellungsgesetze

	Nichtmonetäre öffentliche Förderung: Weiterbild�

	Öffentliche Förderung der Weiterbildung: Strateg
	Anreizsysteme
	Abgabensysteme
	
	
	Steuer-/Abgabenbefreiungssysteme



	Bezahlter Bildungsurlaub
	Sektorale Berufsbildungsfonds
	Einschätzungen zu Anreizsystemen

	Bildungsgutscheine
	Rahmenbedingungen für Bildungsgutscheine
	Erfahrungen mit Bildungsgutscheinen

	Bildungskonten/Bildungssparen
	Erfahrungen mit Bildungskonten
	Einschätzungen zu Bildungsgutscheinen und Bildun�


	Folgerungen
	Auf der Suche nach einem optimalen Finanzierungsmodell
	Zusammenfassende Überlegungen zu weiteren Forsch�

	Anhang
	Literatur nach Autoren/Herausgebern
	Literatur nach Themen
	Allgemeine Literatur
	Auf der Suche nach neuen Modellen der Weiterbildungsfinanzierung
	Zur Frage der Chancengleichheit und Weiterbildungsfinanzierung
	Internationale Perspektive der Weiterbildungsfinanzierung
	Grundlegende Literatur zu Weiterbildungsfinanzierung
	Themenrelevantes/-verwandtes
	Statistiken, Berichte, Übersichten zur Finanzier�

	Übersicht: Instrumente öffentlicher Weiterbildun
	Bericht zum Expertenworkshop am 09.11.2000
	Zusammenfassung der Ergebnisse und Übersicht
	Block \(1\) Weiterbildungsfinanzierung aus Beh�
	Block (2) Finanzierungsmodelle und Wirtschaftlichkeit von Einrichtungen
	Block \(3\) Mögliche Folgen einer Verschiebung
	Zusammenfassung der entwickelten Forschungsfragen
	Impulsreferat Block (2) - Finanzierungsmodelle und Wirtschaftlichkeit von Einrichtungen (Rudi Rohlmann)
	Impulsreferat Block \(3\) - Mögliche Folgen ei
	Teilnehmende des Workshops

	Übersicht Finanzierung von Weiterbildung in Deut�
	Auflistung von EU -Programmen zur Weiterbildung im Zeitraum 1998 -2000
	Auflistung weiterer Programme für die Fort und W�
	Gesonderte Einrichtungen
	Benutzte Daten Banken

	“Individual Learning Account” in den Medien
	Verzeichnis der Tabellen und Abbildungen


